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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Eröffnung der Sitzung

Verhandlungsgegenstände

TAGESORDNUNG

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

3) Bau2-5469/76

4) Präs-590/79

5) K-133G/71

6) GHJI-92/80

7) SchuVIII-53/80

Präs-1077/79

Entwicklungskonzept; Bericht 1980,

Geschäftsordnung für den Gemeinderat und die
Gemeinderatsausschüsse der Stadt Steyr.

Moldenbuch "1000 Jahre Steyr"; Ankauf von 500
Exemplaren.

EDV; Mittelfreigabe für Datenverarbeitung 1980,

Übergabe der Städtischen Musikschule an das
Land Oberösterreich.

BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

8) ÖAG-6888/79

9) Bau3-2827/75

10) GHJl-7014/79

Verkauf eines Industriegrundstückes an der
Haager Straße an Josef Hinteregger, Steyr,
ZirerStraße 20.

Abverkauf von Grundparzellen in der Waldrand
siedlung .

Brennstoffankauf 1980.

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST:

11) Bau6-1782/76

12) Bau6-6488/76

13) Ha-6911/79

Errichtung der "Zentralen Kläranlage"; Erstel
lung eines Alternativ-Detailprojektes.

Kanalisation Münichholz, Schumannstraße; Ab—
Wasserbeseitigung für das BMW-Motorenwerk.

Aufnahme eines Koramunaldarlehens bei der OÖ.
Landeshypo thekenbank.
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14) Ha-7025/79

15) Ha-2506/78

16) VerkR-489/76

Aufnahme eines Kommunaldarlehens bei der Wr.
Städt. Wechselseitigen Versicherungsanstalt.

Kongregation der Barmh, Schwestern, Priv.
Volks- und Hauptschule St. Anna; Subvention
für den Schulerweiterungs- und Turnsaalbau.

LiWeSt-Kabel-TV-Studien- und ForschungsgesmbH;

Einzahlung von weiteren 50 % der Vermögensein
lage an die LiWeSt-Kabelfernsehen Errichtungs
und Betriebsgesellschaft & Co KG.

BERICHTERSTATTER STADTRAT ANNA KALTENBRUNNER:

17) SH-3650/79 ZAH; Neuberechnung der Kosten für außer Haus
verabreichte Verpflegung; Ausspeisungsbeiträge
für die Städt. Kindertagesheimstätten und Horte.

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

18) ÖAG-6941/79
Stadtwerke

19) ÖAG-7105/79
Stadtwerke

20) Sport-7106/79

21) Ha-5509/77

Fahrpreise beim städt. Verkehrsbetrieb;
Regulierung.

Städtische Sauna, Hallen- und Freibad;
Tarifregulierung.

Städtische Kunsteisbahn; Tarifregulierung.

Mittel aus der Nahverkehrsförderung;
Kostenersatz an die Stadtwerke Steyr.

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER:

22) GemXIII-6878/78

23) Bau3-2488/74

24) Bau5-4160/77

25) Bau5-5549/77

26) Bau3-1326/79

Kanalbenützungsgebühr; Änderung.

Rechter Brückenkopf der Schönauerbrücke;
Schlußbericht.

Umbau des Alten Stadttheaters; Mittel
freigabe 1980.

Herstellung eines Fußweges um das Schloß
. Lamberg.

Sanierung des Schloßhofes des Schlosses
Lamberg; Ergänzung des GR.-Beschlusses
vom 7. 6. 1979.
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27) Bau6-841/65

28) Bau6-5707/76

Kanalisation Gründbergsiedlung; Mittel
freigabe 1980.

Kanalisation Steyr-Stein, 2. Bauabschnitt;
Mittelfreigabe 1980.

29) Bau4-5000/75

30) Bau5-6142/72

31) Bau5-7380/79
Bau2-2319/79

Neubau Zwischenbrücken; Mittelfreigabe 1980.

Hallenbadanbau; Endabrechnung.

Bausperre Nr. 2; ausnahmsweise Bewilligung
für die Energiezentrale der BMW-Steyr-Motoren-
GesmbH.

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

32) GemVIII-471/80

33) Bau3-1781/75

Müllabfuhrgebühren; Regulierung.

Ausbau Hubergutstraße - Ulricher Kreuzung;
Kostenanteil der Stadt Steyr.

34) Bau3-4001/77

35) En-768/79

Fußgängerübergang Märzenkeller; Mittel
freigabe 1980.

Erneuerung bzw. Verbesserung der Straßen
beleuchtung in der GründbergSiedlung; Er
gänzung des GR.-Beschlusses v. 10.5.1979.
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BÜRGERMEISTER FRAI^Z WEISS;

Meine Damen und Herren, darf ich Sie zur heute einberufenen Gemeinderats
sitzung der Stadt Steyr herzlich begrüßen. Mein Gruß gilt auch der anwesenden
Beamtenschaft und den Vertretern der Presse. Die Tagesordnung ist zeitgerecht
und ordnungsgemäß zugestellt worden. Sie beinhaltet eine Reihe von wichtigen
Entscheidungen für die Entwicklung und für unsere eigene Arbeit in der Stadt
Steyr. Ich darf somit die Sitzung für eröffnet erklären. Zunächst einige Fest
stellungen. Für die heutige Sitzung ist entschuldigt der Herr Stadtrat Fürst,
der sich krankheitshalber abbmelden mußte. Zu den Protokollprüfern werden vor
geschlagen die Herrn Gemeinderäte Kern und Holub. Ich nehme an, daß beide Herren
diese Funktion übernehmen. Ich sehe, daß die Zustimmung bereits gegeben ist, ich
danke Ihnen, Sie können dann in ihre Funktion treten. Zur Tagesordnung selbst
haben wir eine Reihe Verhandlungsgegenstände zu behandeln. Ich möchte aber ein
gangs noch zur Kenntnisbringung an den Gemeinderat einige Dinge erläutern:
In der heutigen Stadtsenatssitzung wurden Beschlüsse gefaßt, die Kreditüber
schreitungen bzw. -Übertragungen zum Inhalt hatten und sie sind gemäß § 51 Abs.
3 unverzüglich dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Aus diesem Grund schla
ge ich vor, die Tagesordnung um diesen Punkt zu erweitern und wenn Sie mir er
lauben, darf ich dazu sofort auch berichten. Ich sehe, daß sich dazu kein Wider
spruch erhebt, ich danke Ihnen und möchte Ihnen im einzelnen folgendes berichten:

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ ̂ -JEISS:
Im Akt Bau3-5081/79 und im Akt En-6143/79 wurde entschieden, Kreditüberschrei
tungen bei der VA-St. 5/6122/0023 in Höhe von S 292.000,— zur Herstellung
eines Gehsteiges im Bereich zwischen dem Forumkaufhaus und der Arbeiterkammer
zu bewilligen. Die mit Gemeinderatsbeschluß vom 17.12.1979 bewilligten Arbei
ten wurden im abgelaufenen Rechnungsjahr nicht durchgeführt, sodaß diese Kre-
ditüberschreitung im heurigen Jahr notwendig imrde.

Bau3-5081/79
En -6143/79
Gehsteigherstellung zwischen Forum und
BildungsZentrum der Arbeiterkammer und
Beleuchtung; Ergänzung des GR-Beschlusses
vom 17. 12.1979

Der Gemeinderat wolle aufgrund des Beschlusses des Stadtsenates vom 7.2.1980
beschließen:

Mit Gemeinderatsbeschluß vom 17.12.1979 wurde zur Herstellung eines Gehsteiges
im Bereich zwischen dem Forum-Kaufhaus und dem Bildungszentrimi der Arbeiter
kammer der Betrag von S 292.000,— bereitgestellt.
Da die Arbeiten im abgelaufenen Rechnungsjahr nicht durchgeführt werden konnten,
wird eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von

S  292.000,— (Schilling zweihundertzvzeiundneunzigtausend)
bei VSt 5/6122/0023, Rechnungsjahr 1980, bewilligt.
Die Deckung hat durch Aufnahme von Darlehen zu erfolgen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Der nächste Punkt ist Bau 5-1533/78. Hier handelt es sich um eine Kreditüber

schreitung bei der VA-St. 5/8940/0100 in Höhe von S 207.500,—. Insgesamt sind
S 307.000,— bei dieser VA-Stelle zur Restabwicklung "Stadtsaal" notwendig, um
den Baukostenzuschuß an die OKA leisten zu können. Die Summe konnte nicht im

Budget vorgesehen werden, da die Stadtgemeinde Steyr hoffte, im Zuge von Ver
handlungen eine noch günstigere Vorschreibung von der OKA zu erhalten. Diese
Hoffnung hat sich leider nicht bestätigt.

Bau5-1533/78

Bauvorhaben "Stadtsaal";

Restabwicklung
Der Gemeinderat wolle aufgrund des Beschlusses des Stadtsenates vom 7.2.1980
beschließen:
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Aus den im Aratsbericht der l-IA III vom 4.2.1980 angeführten Gründen wird zur
Restabx<ricklung des Bauvorhabens Stadtsaal der Betrag von

S  100.000,— (Schilling einhunderttausend)
bei VSt 5/8940/0100 freigegeben und eine Kreditüberschreitung bei derselben
Voranschlags stelle im Ausmaß von

S 207.500,— (Schilling zweihundertsiebentausendfünfhundert)
bewilligt. Die Deckung für die Überschreitung hat durch Darlehensaufnahme
zu erfolgen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Zum Akt GHJ 2 - 6934/78 ist eine Kreditüberschreitung bei der VA-St. 1/2110/
0060 in Höhe von S 184.700,— für die Errichtung einer Laufbahn und Sprung
anlage bei der Volksschule Plenklberg erforderlich. Die Arbeiten, die mit
Gemeinderatsbeschluß vom 18. Oktober 1979 bewilligt xjurden, konnten wegen
schlechter Witterung im Spätherbst 1979 nicht fertiggestellt werden, sodaß
nun diese Ausgabe im laufenden Budgetjahr erfolgen muß. Ich bitte um Kennt
nisnahme dieser Maßnahme gemäß § 51 Abs. 1 unseres Statutes.

GHJ 2-6934/78

Schulwiese Volksschule Plenklberg;
Einbau einer Laufbahn und Sprungan
lage; Ergänzung des GR-Beschlusses
vom 18.10.1979

Der Gemeinderat xrolle aufgrund des Beschlusses des Stadtsenates vom 7.2.1980
beschließen:

Mit Gemeinderatsbeschluß vom 18.10.1979 wurde zur Errichtung einer Laufbahn
und Sprunganlage auf der Schulwiese der Volksschule Plenklberg der Betrag von
S 220.300,— bereitgestellt.
Aufgrund des Amtsberichtes der MA VI vom 21.1.1980 xjird zur Restabw-icklung
des Vorhabens im laufenden Rechnungsjahr eine Kreditüberschreitung von

S  184.700,— (einhundertvierundachtzigtausendsiebenhundert)
bei VSt 1/2110/0060 bewilligt. Die Deckung hat durch Mehreinnahmen bei den
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen.

BÜRGEPd'IEISTER FRANZ WEISS:

Wenn Sie mir nunmehr gestatten, in der Reihenfolge der Tagesordnung'zu meinen Be
richten zu gehen, darf ich Herrn Kollegen Schwarz den Vorsitz übergeben, damit
ich meine Berichte und Anträge vorlegen kann.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHI-IARZ:

Ich übernehme den Vorsitz und erteile Herrn Bürgermeister zur Berichterstattung
das Wort.

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

3) Bau 2 - 5469/76
Entwicklungskonzept; Bericht 1980

Der erste Punkt betrifft das Entx-ricklungskonzept. Hierzu haben wir ja seit wir
das Konzept im Februar 1977 beschlossen haben, festgelegt, daß jährlich über
die weitere Entwicklung der Stadt unter Zugrundelegung dieses Konzeptes berich
tet xirird. Vorweg meiner Ausführungen darf ich schon betonen, daß in drei Jahren
nunmehr wirklich sehr vieles erreicht werden konnte, mehr als man vielleicht
noch in Erinnerung hat. Und es wird daher vermutlich unvermeidlich x^erden, daß
xjir uns in der nächsten Zeit damit befassen, eine Neufassung bzx/. eine Über
arbeitung des Konzeptes vorzunehmen, damit xjir nicht nur immer Teilbereiche
ergänzen oder erneuern, sondern ein kompaktes Gefüge dieses Konzeptes immer
auf dem Stand des letzten Datums oder der letzten Maßnahmenentscheidungen vor
uns zu haben. Ich darf dazu ergänzen, daß das Motiv zur Erstellung dieses Ent
wicklungskonzeptes darin lag, die xjirtschaftliche Basis in unserer Stadt zu
verbreitern und vor allem auch Tendenzen abzufangen, die Steyr jede xjirtschaft-
liche Entxjicklung von vornherein absprachen und uns zu einer Schlafstadt de
gradieren x-rollten. Die Aufmerksamkeit des Bundes und des Landes konnte durch
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dieses Konzept und die öffentliche Verbreitung des Inhaltes auf alle Fälle
erregt werden und es ist uns in vollem Maße gelungen, das Verständnis bei den
angesprochenen Stellen zu erreichen. Es ist natürlich und im Gefolge dieses
Konzeptes gelegen, daß auch ein Niederschlag im jeweiligen Budget der Stadt
Steyr darin auch zu erkennen war. Wenn ich zu den einzelnen Punkten nur schlag—
wortartig Stellung nehme, dann deswegen, um Ihnen die Zeit nicht ungebührlich
zu schmälern in Ihren Möglichkeiten zu diskutieren.
Und zwar geht es darum, wenn ich vorweg das BLfJ-Steyr-Motorenwerk und die Ge-
sellschaftsgründung hier den Vorrang gebe, dann deswegen, weil nicht für uns
hohe Belastungen und Beiträge zur Förderung dieses Unternehmens verbunden sind,
sondern auch hohe und große Hoffnungen für die spätere und weitere Entwicklun
gen im, Bereich unseres Arbeitsmarktgefüges zu erkennen sind. In 7 Jahren sind
wir verpflichtet, je 3 Millionen Schilling an diese Gesellschaft zu bezahlen,
soweit mir von der Leitung bestätigt wurde, ist die Stadt Steyr weder im Verzug
noch sonst in irgendeiner Form im Rückstand, sondern im Gegenteil, wir sind die
Partner für dieses Unternehmen, die am verläßlichsten bis heute in allen Fragen
der Zusammenarbeit von der Unternehmensleitung bezeichnet werden. Uns freut die
se Anerkennung und ich glaube, daß wir dadurch auch hoffen, im späteren diesen
guten Kontakt weiter fortsetzen zu können. Der Investitionsaufwand für die 15
Millionen Schilling, die wir für Infrastrukturmaßnahmen und AufSchließungen ver
schiedener Art zugesichert haben, sind ebenfalls bereits soweit ausverhandelt,
daß man im Gegenteil hier schon die doppelte Summe an Strukturleistuiigen seitens
des Motorenwerkes hier in die Gespräche eingebracht hat, wir aber hier im Sinne
unseres beschlossenen Auftrages mit 15 Millionen Schilling und nicht darüber
hinaus, uns an diesen Maßnahmen beteiligen werden können. Auf alle Fälle kann
gesagt werden, daß es ein gemeinschaftlicher Erfolg der Stadt Steyr, wenn Sie
wollen des gesamten Gemeinderates,aller Beteiligten des Magistrates als Behör
de, aber auch des Landes und des Bundes ist, dieses Unternehmen in Steyr gegründet
zu haben und hier den Gesellschaftssitz zu erreichen, zumal ja bekannt ist, daß
der Stadt Steyr und der Infrastruktur vieles entgangen ist, seit die Steyr-Daim-
ler-Puch AG ihren Unternehmenssitz nach Wien verlagert hat. Umso mehr und umso
höher muß dieser Aspekt glaube ich, bewertet werden.
Die Fertigstellung zweier Brücken hier am Zusammenfluß der Enns und der Steyr
gehört bereits wieder der Geschichte an, obwohl der Zeitraum sehr kurz ist
seit der Übernahme und der öffentlichen Inbetriebnahme. Wir können auch sagen,
daß damit das inzxd.schen während der Bauzeit erarbeitete Verkehrskonzept voll
erfüllt wurde und bereits in Kraft getreten ist. Ich glaube also, daß auch wir
hier in der Erinnerung sagen können, eine sehr wichtige Maßnahme, man könnte
sogar ein Jahrhundertprojekt sagen, hier zur Verwirklichung kam. Die Erfolge auf
dem,Gebiet der Förderung für mittlere und kleingewerbliche Betriebe sind meines
Erachtens auch hervorzuheben. Und ein Beispiel aus der ganz jüngsten Zeit be
stätigt uns, daß Steyr als Ansiedlungsort für einen Betrieb großes Interesse er
weckt. Die Verwertung bundes- und landeseigener Gebäude, ein Problem, das uns
immer wieder Sorge bereitet hat, konnte weitgehend mit den genannten Stellen
soweit abgesprochen werden, daß ein einigermaßen zufriedenstellender Zustand
erreicht wurde. Im Bereich der Erneuerung der Altbausubstanz unserer Gebäude
in Steyr, in der Erneuerung des Althausbesitzes konnte sehr viel getan werden,
nicht nur, weil das Jubiläumsjahr sozusagen eingeleitet wurde im vorigen Jahr
mit all den Fertigstellungsmaßnahmen, sondern weil hier soviel wertvolle Bau
substanz existiert, daß es eben unumgänglich ist, dem auch die entsprechende
Aufmerksamkeit zu widmen. Eben hier fällt aber auch außer dem allgemeinen Teil
der Gebäudesauierung und Fassadenaktion vor allem auch hinein die Kontakte
mit dem. Unternehmen Steyr-Daimler-Puch zur Erneuerung des insbesondere im Wehr
graben befindlichen Althausbestandes. Hier konnte im Zusammenwirken mit der
Generaldirektion, mit dem Landeswohnbaureferenten und Herrn Landesrat Neuhauser
und auch einigen anderen Stellen einige sehr wesentliche Beispiele gesetzt wer
den. Ich denke dabei gerade auf dem Gebiet auf das Meditz-Haus, wo enorme Mittel
eingesetzt wurden, ich denke dabei an das sogenannte Apothekerhaus in Zwischen
brücken, das man sich jetzt nicht mehr in einem anderen Bild oder Kleid vor-
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stellen könnte oder in dem alten Bild, wie es noch vor einem guten halben Jahr
bestanden hat. Das sind, alles in allem gesehen, >Äisterbeispiele einer er
folgreichen Zusammenarbeit, einer erfolgreichen Bemühung des Geraeinderates und
des Magistrates im Zusammenwirken der in Frage kommenden Behörden, das beste
für die Stadt und deren Aussehen zu tun.

Bei Schloß Bamberg, Jahrzehnte einem Aschenbrödeldasein anheimgestellt, konnte
aus dieser Situation herausgehoben werden. Es wurden inwzischen mehr als 30
Millionen Schilling flüssig gemacht und eingesetzt. 30 Millionen, die einerseits
der Erneuerung dieses wertvollen Ursprungsgebäudes für die Stadtbildung an sich
da zugeführt wurden aber auch 30 Millionen, die der Arbeitsplatzsicherung und
dem Arbeitsmarkt zugeführt werden konnten. Daß wir im Zuge der Fassadenaktion
einem Bemühen, dem wir ja schon jahrelang oder Jahrzehnte nachgehen, mit Erfolg
nachgehen und auch anerkanntenteise nachgehen, zeigt sich allein, daß beispiels
weise die Hauseigentümer und Hausbesitzer sehr gerne die Möglichkeiten der
Fassadenaktion in Anspruch nehmen, daß wir im Jahre 1979 70 Objekte von denen,
die eingereicht wurden zur Erneuerung, tatsächlich restaurieren konnten, hier
beträchtliche Mittel sowohl einerseits aus dem Bundesdenkmalamtbudget als auch
aus der Landesförderung in erweitertem Maße aber auch aus dem Budget der Stadt
Steyr hier zufließen konnten. Die Bundesbaustellen sind ja bekannt, Märzen—
keller, Landeskrankenhaus usw. sind ebenfalls wesentliche Maßnahmen, die einer
iintxiricklung der Stadt dienen, die die Stadt attraktiv machen als Besucherstadt,
als Einkaufsstadt, wenn Sie wollen auch als Zentralpunkt für die Kranken
versorgung, und auch das sind Überlegungen, die im Konzept enthalten sind.
Einen xi^eiteren Aspekt in unserem Konzept bildet die Aussage, daß wir mangels
der Möglichkeit und ich kann das ruhig sagen, auch des Wollens Eingemeindung
überhaupt nur in Gedanken anzugreifen,hier besonders den Weg der Verbändebil-

gegenüberstehen und hier auch mit Erfolg versucht haben, federführend die
Bildung von Verbändegemeinschaften zu betreiben, die sich sehr wesentlich aus
wirken in der Abwasserentsorgung durch die riesigen Kanalbauwerke, die wir
gebaut haben und die in erhöhtem Maße noch in den nächsten 5 Jahren an uns her
ankommen werden. Daß x-zir durch die Kanalbaustellen gerade an den neuralgischen
Punkten naturgemäß Verkehrsschwierigkeiten ausgelöst haben, liegt in der Natur
der Sache und nicht im Wollen der dort Beteiligten oder des Auftraggebers. Es
ist nun einmal nicht möglich, alle diese Fragen der Umweltsauberkeit, dazu ge
hört auch die einwandfreie Abwasserentsorgung,ohne Schwierigkeiten vorüber
gehender Art zu bewältigen. Daß die Verkehrsstockungen doch nicht mehr in die
sem Ausmaß existieren wie früher, das hat das Verkehrskonzept bex^iesen und
herbeigeführt, daß die Umlandgemeinden hier verständlicherweise in all das mit-
eingebunden werden, xjenn man die Pendlerbewegungen betrachtet, X7enn man die
großraumigen Entsorgungsanlagen und Zentralentsorgungsanlagen im Abwasser be
trachtet, dann glaube ich, hat das sicherlich seine Begründung. Ein Verband
für Trinkx'jasserversorgung x-mrde im Vorjahr gegründet und hier ist die Verbands
gemeinschaft auf 3 Gemeinden beschränkt, auch hier bestätigt sich, daß eine Ge
meinde auch eine Stadt x^ie unsere allein nicht mehr in der Lage sein x^ird, künf
tighin die Fragen der Vollversorgung mit einwandfreiem Trinkxjasser zu gex-jährlei-
sten. Umso mehr bedarf es des Zusammenwirkens aller Beteiligten}die Möglichkeiten
anbieten können, hier ein verstärktes Wasseraufkommen beizubringen. Dieser Ver
band für die Trinkx^asseirversorgung hatte bereits die ersten Ansätze einer frucht
bringenden Entwicklung zu verzeichnen.
Eine sehr x^esentliche Frage wird uns in der nächsten Zeit auch hier gegenüber
gestellt sein, das ist die großräumige Entsorgung des Abfalles durch den Bau
einer Müllbeseitigungsanlage, deren Kosten mit derzeit etx^a 40 Millionen Schil
ling beziffert werden. Ein Kostenrahmen, der allerdings von Fachleuten ange
zweifelt und beträchtlich höher eingeschätzt wird. Auf alle Fälle ist es ge
lungen, hier im Verband mit den Beteiligten Interessenten, d. s. 4 Bezirke: Steyr
Stadt, Steyr Land, Bezirk Kirchdorf und ein Teil von Linz Land, in einem klären
den Gespräch beim Landesbaureferenten Herrn Landesrat Winetzhammer zu erreichen,
daß hier die Frage der Finanzierung nun einmal vorweg gelöst werden kann. Es
xjerden hier 70 Gemeinden in eine zentrale Müllbeseitigungsanlage einliefern
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müssen und ich glaube, daß die Arbeit und der Bau dieser Anlage, die ja zeit
lich ungefähr mit dem Bau der Großkläranlage im Zusammenhang steht, hier wie
derum vom reinen Arbeitsvolimien her ein wesentlicher Beitrag zur Beschäftigung im
Bau- und Baunebengewerbe sein wird.
Daß der Wohnungsfehlbestand in Steyr immer noch existiert, hat verschiedene
Gründe. Zweifelsohne ist Steyr aber eine jener Städte Oberösterreichs, wenn
nicht überhaupt noch die einzige Stadt dieser Größenordnung überhaupt, die
diesen Fehlbestand aufweist. Es gibt hier die verschiedensten Begründungen
dafür und es würde zu weit führen, sie im einzelnen hier aufzuzeigen. Sie lie
gen nicht nur bei einer ungenügenden Finanzierung, sondern sie liegen unter
anderem auch in einem Umstand, der nicht immer mit einer Ehegründung sondern
mit einer Ehetrennung in Zusammenhang steht. Und so glaube ich, müssen wir die
Dinge sehen. Unser Bemühen aber, die Siedlungswilligen, die bisher stets in
die Umlandgemeinden abgewandert sind, in Steyr zu halten, sind gerade in der
Waldrandsiedlung von Erfolg gekrönt, denn dort haben wir rund gesagt 90 Par
zellen bisher aufschließen können und das ist immerhin ein Erfolg für die Stadt,
aber auch für jene, die von sich aus den Wunsch hegen, im Eigenheim ihr Wohn
bedürfnis zu sehen.Daß auf dem kulturellen Sektor die Vorsorge zunächst einmal
räumlicher Art getroffen werden muß, um qualitativer Art im Inhalt dann an
steigen zu können, zeigt sich ganz besonders, wenn man die letzten Monate be
trachtet. Das Kulturbedürfnis der Steyrer und derer, die aus den Umlandgemein
den kommen, konnte in hohem Maße gedeckt werden, sowohl quantitativ als auch
qualitativ, wenn Xi7ir die Konzerte, Theatefaufführungen und sonstigen. Kulturver
anstaltungen betrachten. Das alles aber ist nur möglich geworden, weil xjir das
Stadttheater sicherlich um keine geringen Kosten zu einem hohen, attraktiven
Oualitätsstand umgebaut haben. Daß wir das alte Stadttheater nunmehr in Fer
tigstellung begriffen haben und ich hoffe sehr, daß wir doch im März die Er
folgsmeldung bringen könnent Wir können dieses Haus, das alte Haus der Bestim
mung übergeben. Der Stadtsaal wird ein neuer Mittelpunkt für Steyr geselliger
aber auch in bezug auf Tagungstätigkeit sein. Die Hallstatt-Ausstellung wird
zweifelsohne heuer eines der größten Ereignisse werden. Es ist jetzt schon aus
den Gesprächen mit dem Landeshauptmann, mit dem Leiter der Landeskulturabtei
lung bekannt, das hohe Prominenz aus Politik und Wirtschaft zur Eröffnungszere
monie am 22. April nach Steyr kommen wird. Es sind das keine Geheimnisse, aber
ich kann es ruhig sagen, daß bereits eingeladen ist der UITO-Generalsekretär Dr.
Waldheim; es ist auch eingeladen Herr Bundespräsident Dr. Kirchschläger, dessen
Zusage schon vorliegt, zur Eröffnung zu kommen. Eingeladen ist auch die Prä
sidentin des Europarates, weil es ja unter dem Titel Hallstatt-Kultur Frühform
Euopäischer Einheit, hier auch den Europarat für Europäische Zusammenarbeit
auch irgendwie erfaßt und eingeladen ist unter anderem auch der ehemalige franz.
Außenminister Couve de Murville , zumal ja auch die Hallstatt-Ausstellung,
wenn sie in Steyr am 26. Oktober geschlossen x^ird, zur Gänze in vollem Umfang
nach Paris übersiedeln wird und dort weiter der Öffentlichkeit präsentiert wer
den kann.

Sie sehen also, daß im Zuge des Jubiläumsjahres auch sehr vieles geschehen ist,
das die Stadt attraktiv für den Steyrer aber auch für den Besucher macht. Die
Verbindungsaufnahme zu den Umlandgemeinden hat insoweit geklappt, daß schon ver
schiedene Gespräche auf den verschiedensten Ebenen stattgefunden haben. Es be
darf aber hier sicherlich noch weiterer intensiverer Kontakte, um diese Verbin
dung zu bestärken und mehr die generellen Interessen nicht nur der Stadt sondern
der Region in das öffentliche Blickfeld zu rücken.
Meinen Bericht zum Entwicklungskonzept möchte ich damit abschließen, daß ich
noch einmal erkläre, eine Überarbeitung scheint mir nicht nur sinnvoll, sondern
notx^endig. Wir haben unsere EntXvricklungen aufgrund des in der Zwischenzeit be
schlossenen Flächenwidmungsplanes überschaubar gestaltet. Die Strukturverbes
serungen in der Wirtschaft sind auch dort und da erkennbar und ersichtlich. Der
Ausbau der infrastrukturellen Einrichtung wird besonders offensichtlich im neu
entwickelten Wohnbaugebiet Resthof und ich glaube also, daß xjir doch viele Mög
lichkeiten haben, xjenngleich im Konzept Wünsche enthalten xraren, die heute als



Tatsachen existieren und daher aus dem Konzepttext mehr oder v/eniger gestri
chen werden können. So treten neue Fragen auf, wenn ich daran denke, daß wir
nicht nur die "S 37 ' als Verkehrsproblem ersten Ratiges vor uns sehen müssen,
daß wir mehr und mehr mit der Betriebsbesiedelung des sogenannten Blinddarms
Richtung Niederösterreich,sprich Bereich Münichholz, die Verkehrserschwernis
se von dort durch die Stadt in die nach Westen und nach Norden unbedingt noch
eine Brücke über die Enns benötigen, um diese Erschwernisse, die zweifellos
immer eklatanter erkennbar werden, zu beseitigen. Sohin hoffe ich, daß ich
Ihnen kurz und bündig, aber doch aufschlußreich und informativ genug den Be
richt zum Entwicklungskonzept vorlegen konnte und ich würde Sie bitten, daß
Sie dann, wenn es um eine Neufassung geht, auch wieder so wie bisher im Fe
bruar 1977,bei der Beschlußfassung einheitlich der Auffassung sind, daß wir
uns alle auf dem richtigen Weg befinden.

VIZEBURGERllEISTER HEINRICH SCHWARZ;

Ich danke den Herrn Bürgermeister für seinen Bericht und bitte Sie um Kennt
nisnahme. Ich bitte den Herrn Bürgermeister um den Vortrag der weiteren Tages
ordnungspunkte .

BÜRCERl'lEISTER FRANZ WEISS:

Der nächste Antrag ist - es handelt sich hier um einen Antrag zum Unterschied
von einem Bericht - ein Antrag des Stadtsenates. Er betrifft den Ankauf des
sogenannten Moldenbuches "1000 Jahre Steyr" und zwar lautet der Antrag
Der Gemeinderat wolle beschließen:

VIZEBÜP-CERMEISTER HEINRICH SCIEv^JlZ:

Herr Bürgermeister, darf ich kurz unterbrechen. Der nächste Tagesordnungspunkt
wäre die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

BÜRGERMEISTER FPu^NZ VJEISS:

Verzeihung, ich habe mich hier etwas verblättert, und ich werde hier gemäß der
Tagesordnung natürlich die Geschäftsordnung zuerst zum Antrag bringen.
Meine Damen und Herren, die Geschäftsordnung ist jedem von Ihnen nicht nur zur
Kenntnis gebracht worden, sondern jeder von Ihnen hat die Geschäftsordnung ..voll
inhaltlich erhalten. Es wurde lange an diesem Werk gearbeitet. Ich möchte der
Beamtenschaft danken, vornehmlich der juristisch gebildeten Beamtenschaft, die
sich hier besonders befaßt hat aus der Magistratsdirektion, uns diese Formu
lierung zu unterbreiten. Ich kann daher nur gemäß fußend auf dem Amtsbericht
hinweisen, daß ich glaube, daß in dieser Geschäftsordnung all das enthalten ist,
was für unsere gemeinsame Arbeit im Gemeinderat erforderlich ist, x^as nicht aus
schließt, daß von Fall zu Fall, x«7enn einmal die Notwendigkeit besteht und sich
das aus der Praxis ergibt. Novellierungen in dieser oder jener Form in der
Textierung gemacht xjerden können. Ich darf also unter Hinweis auf dem Amtsbe
richt, unter Hinweis auf der'Ihnen vorliegenden Unterlage den Antrag stellen,
und zwar seitens des Finanz und P.echtsausschusses.

4) Präs-590/79
Geschäftsordnung für den Gemeinderat und
für die Gemeinderatsausschüsse der Stadt

Steyr; Neufassung
Der Gemeinderat wolle beschließen:

uter Anlage beigelegten Geschäftsordnung für den Geraeinderat und die von
Ihm bestellten Ausschüsse wird zugestimmt und unter einem die in der Cemeinde-
ratssitzung vom 20. 2. 1969 beschlossenen Geschäftsordnunsen für den Gemeinde
rat und dessen Ausschüsse aufgehoben.
(Beilage A)
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Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag.

VIZEBÜRGESlffilSTER HENRICH SCHWARZ:

Ich danke für den Bericht. Er steht zur Diskussion. Wünscht jemand zu sprechen?
Kollege Fuchs bitte.

GEMEIHTDERAT ERNST FUCHS:

Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! Vor der Ver
ordnungsprüfung durch das Amt der OÖ. Landesregierung soll diese neue, in
einigen Verhandlungsrunden im Rahmen von Fraktionsobmännerbesprechungen vor
diskutierte oder vorbeschlossene Geschäftsordnung für den Gemeinderat und für
die Gemeinderatsausschüsse eine letzte Prüfung ünd Zustimmung durch den Ge
meinderat heute erfahren. Im Zusammenwirken mit dem neuen Statut bringt diese
zu beschließende Geschäftsordnung sicherlich allen Fraktionen insoferne Vor
teile als die Mitwirkungs-, Mitbestimmungs- aber auch vor allen die Einschau
möglichkeiten in kommunalen Belangen verbessert und verstärkt werden.
Die uns wesentlich erscheinenden Verbesserungen, an denen ja alle mitpartizi
pieren, sind: Der Fraktionsbegriff wrde eingeführt, jeder Fraktionsobmann
kann und muß auf Verlangen Einsichtnahme in alle zur Behandlung stehenden
kommunalpolitischen Angelegenheiten erhalten.
Auch das bisherige Anfragsrecht nur an den Bürgermeister gerichtet, wird nun
ausgeweitet auf alle Stadtsenatsmitglieder und jeder Anfragesteiler erhält
nunmehr auch noch die Möglichkeit, nach Beantwortung einer Anfrage eine zu
sätzliche Frage stellen zu können.
Eine aktuelle Stunde wird nun auch eingeführt, in der jede Fraktion ein be
stimmtes Thema behandeln kann. Ich glaube, das wird wirksam in der nächsten
Gemeinderatssitzung. Es wäre heute schon verlockend, ein Thema zum Beispiel
zur Diskussion zu stellen. Ich glaube ja, alle Fraktionsobmänher haben von
Lehrkörper der HAK eine Resolution erhalten und es wäre verlockend, darüber
heute sprechen zu können, ob es tatsächlich zu dieser angeblichen Aussiede
lung kommt.
Gemeinderatssitzungen müssen nun tunlichst vierteljährlich einberufen werden,
d. h. es wird nicht mehr vorkommen, daß aufgrund einer sogenannten Beurlaubung
des Gemeinderates, den die haben wir ja einmal in der letzten Legislaturperi
ode gehabt, sie hat fast 6 Monate gedauert, daß dann 99 Tagesordnungspunkte
durchgepeitscht werden mußten. Auch dem xvurde ein Riegel vorgeschoben durch
diese neue Geschäftsordnung. Ein bislang fehlender, wohl aber in der ober
österreichischen Gemeindeordnung verankerter gemeinderätlicher Prüfungsaus
schuß hat nunmehr auch das Reeht, das Kontrollamt zu bitten, Prüfungsaufträge
entgegen zu nehmen, Prüfungsaufträge zu erteilen. Dieses Recht hatte ja bis
lang nur der Herr Bürgermeister. Prüfberichte, die bisher hinter verschlossenen
Türen abgehandelt oder behandelt wurden, müssen nun dem Prüfungsausschuß und
dann später auch dem Gemeinderat zur Diskussion vorgelegt werden. Bereits in
der ersten Sitzung des gemeinderätlichen Prüfungsausschusses wurde aufgrund
meines Antrages das Kontrollamt angewiesen, in der, ich möchte sagen ominö
sen,causa der Zieglerbrücke,diese etwas unter die Lupe zu nehmen.
Diese Verbesserungen fanden allseits Zustimmung. Es hat nicht lange gedauert,
um diese Verbesserungen zu erreichen. Aber es gab bei diesen Vorgesprächen auch
geteilte Auffassungen. So war die Mehrheitsfraktion nicht zu bewegen, der von
uns geforderten Lockerung der Verschwiegenheitspflicht für Ausschüsse nachzu
kommen, obwohl die Mehrheitsfraktion sehr wohl diese im Statut verankerte
Pflicht zur Verschwiegenheit über noch nicht vom Gemeinderat sanktionierte
Maßnahmen oder Beschlüsse über kommunale Angelegenheiten gerade in letzter
Zeit gebrochen hat, siehe die bis heute als streng vertraulich zu behandeln
den Anträge über Tarif-und Gebührenerhöhungen, die bekanntlich sofort nach der
Fraktionsobmännerbesprechung bekannt gegeben worden sind. Wir sind der Auf
fassung, wenn schon Verschwiegenheitspflicht, dann soll das für alle oder für
keine Fraktion gelten. Wegen eines sogenannten Vergehens, das ich im Wohnungs
ausschuß vor einigen Jahren begangen haben sollte, war ja, wie die Mehrheit
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weiß, die Landesregierung anderer Auffassung. Ich wurde damals mehr als 2 Jahre
aus diesem Ausschuß verbannt. Uo bleibt die Ahndung desjenigen, der in einer
wesentlich wichtigeren Angelegenheit und der durch keinen Beschluß gedeckt war,
ich möchte fast sagen, diese Verschwiegenheitspflicht durchbrochen hat. Ein
zv/eites Manko ist die Tatsache, daß die Beantragung von Gegenständen um Auf-
naline in die Tagesordnung abhängig ist von 3 Unterschriften von Gemeinderäten
und Gemeindemandataren. Unser Uunsch, der auch nicht neu ist, lautete, daß
dies schon mit 2 Unterschriften zu erreichen sein sollte. Dem wurde auch nicht
entsprochen und ich verv/eise da in diesem Zusammenhang auf die Landeshauptstadt
Linz, die bekanntlich ein Erfordernis von 3 Unterschriften auch besitzt, aller
dings bei einer Anzahl von 61 Mandataren. Ein allgemeines Versäumnis - das wäre
der dritte, etwas kritische Punkt - wurde dahingehend begangen, daß für die
Arbeitsweise des neu installierten Prüfungsausschusses nicht extra geschäfts
ordnungsmäßig Bedacht genommen wurde. Der Prüfungsausschuß ist nun einmal ein
anderer Kompetenzausschuß, der sicherlich ein besonderes, nicht eindeutig so
wie bei anderen Ausschüssen abzugrenzendes Arbeitsgebiet, zu bewältigen haben
wird. Dies bedarf natürlich einer Sonderreglementierung und ich glaube - hier
lehne ich mich an die "orte des Herrn Bürgermeisters an - daß dies, was wir
heute beschließen, sicherlich nichts Endgültiges sein kann, sondern wir glau
ben, daß wir Verbesserungen hinsichtlich dieser Geschäftsordnung durch zu
sätzliche Veränderungen, sprich Novellen, in Hinkunft erreichen werden können.
Es wurde auch in der letzten Finanz- und Rechtsausschußsitzung auch festge
stellt und wir hoffen, daß wir aufgrund der Initiative des Obmannes des Prü
fungsausschusses recht bald geeignete Vorschläge in dieser Richtung zu einer
Novelle der Geschäftsordnung bezüglich Prüfungsausschuß kommen werden.
Es gibt natürlich auf keiner Ebene ausgereifte Gesetze, nicht im Bund, nicht
im Land und selbstverständlich auch nicht in der Gemeinde. Denn sonst brauchte

sich ja zum Beispiel das Parlament oder der Landtag überhaupt nicht mit Ge
setzesmaterien zu befassen. Er tut dies doch bzw. das Parlament tut dies doch

zu 90 % seiner Arbeit besteht darin, daß man eben Novellen zu bereits vor
handenen Gesetzen heranträgt und beschließt. Wir stimmen dieser Geschäfts
ordnung, die sicherlich Verbesserungen bringt, aber nicht das optimale ist, zu.
in der Hoffnung, daß uns alle die praktischen Erfahrungswerte zu noch größeren
Fortschritten hinsichtlich dieser Geschäftsordnung und auch hinsichtlich des
Statutes führen werden.

VIZEBÜRGERllEISTER HEINRICH SCHWARZ:

ich danke Kollegen Fuchs für seinen Beitrag. Wünscht noch jemand zu diesem A.n-
trag zu sprechen? Kollege Treml bitte.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Wertes Präsidium, meine Dam.en und Herren des Gemeinderates! Der Kollege Fuchs
hat ja erwähnt, daß sich die Fraktionsobmänner sehr ausführlich mit der Er
stellung dieser neuen Geschäftsordnung beschäftigt haben.Es waren einige Be
sprechungen. Wir haben uns auch ausführlich im Finanz- und Rechtsausschuß da
mit beschäftigt. Natürlich mit Hilfe unserer Beamtenschaft ist es doch gelun
gen, noch eine Reihe, ich glaube, wenn ich die heute mit hätte, diese Vorlagen,
die Xirir bearbeitet haben, dürfte ungefähr diese Höhe ausmachen. Ich möchte
nicht auf die einzelnen Punkte eingehen, die natürlich auch wir als Hinder-
heitsfraktion miteingebracht haben bei dieser Geschäftsordnung, die teilweise
auch berücksichtigt wurden, natürlich nicht hundertprozentig jeder Wunsch er
füllt werden kann. Eines ist klar und das möchte ich hier besonders nochmals

herausstreichen, daß es zum Unterschied zu vielen anderen Gemeinden und Städten
in Gemeinderäten in Steyr schon ganz anders zugegangen ist, auch bevor xv'ir das
neue Statut beschlossen haben bzw. heute diese Geschäftsordnung beschließen.
Denn in diesem Statut sind Dinge eben verankert xrorden, die eigentlich in Steyr
gang und gäbe xjaren. Es war jede Minderheitsfraktion, die eigentlich kein E.echt
gehabt hätte, in allen Ausschüssen. Ich glaube kaum, daß es einen Gemeinderat
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gibt, auch die schon länger im Gemeinderat waren, daß v/ir bzw. ich als einzel
ner Vertreter meiner Partei genügend Gelegenheit hatte und wahrscheinlich auch
in Zukunft nicht mehr haben werde aufgrund dem, was im Statut verankert ist,
hier die Belange der Bevölkerung von unserem Standpunkt aus darzulegen. Was
den Prüfungsausschuß anbelangt - diese neue Einführung - glaube ich, wie
ich schon im Finanz- und Rechtsausschuß erklärt habe, soll man dies abwarten
in der Praxis. Eine strenge Handhabung der Geschäftsordnung glaube ich, war ja
nie notX'/endig» ganz wenigen Ausnahmen «Der Kollege Fuchs konnte ja selbst
nur einen Fall heranziehen und hier gibt es ja verschiedene Auffassungen. Dar
über kann ich im Namen meiner Partei Ihre Zustimmung aussprechen.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCffi-JARZ:

Ich danke auch für diesen Beitrag. Liegen noch Wortmeldungen vor? Ich sehe
das ist nicht der Fall. Herr Bürgermeister willst Du ein Schlußwort halten.

BÜRGER?®ISTER FRANZ WEISS:

Ja, vielleicht ein paar Bemerkungen nur.
Meine Damen und Herren des Gemeinderates. Es ist natürlich und irgendwie
freut es mich, daß die Geschäftsordnung, die doch ein sehr wesentlicher Be
standteil unserer Zusammenarbeitmöglichkeit ist, so mit Beiträgen dieser,
ich würde sagen im großen und ganzen objektiven Art, bekundet werden und
bestätigt wird. Wenn ich humorvoll ergänzen darf, hat ja bereits der Herr Ge
meinderat Fuchs schon den Herrn Gemeinderat Schwarz beauftragt, mit einer
sehr ernsten Arbeitstätigkeit in bezug auf seine Funktion. Soweit ich den
Herrn Gemeinderat Schwarz von der beruflichen und von der gemeinderätlichen
Seite her kenne, wird er, so glaube ich kaum, Aufträge dieser Art benötigen
und seine Aufgaben nach seinem Wissen und seinem Können erfüllen. Selbstver
ständlich ist es so, daß die Tätigkeit in den Ausschüssen, die Tätigkeit ge
mäß dieser Geschäftsordnung doch, so nehme ich jedenfalls an, so ablaufen wird,
daß wir ein wirklich gutes Fundament für diese Arbeit besitzen. Wenn es nicht
überall nach den Wünschen der einen oder anderen Partei geht, so wird das eben
dann der politischen Entscheidung in diesen Gremium hier im Gemeinderat vor
behalten bleiben. Man kann nicht alles im Statut oder in der Geschäftsordnung
regeln. Es muß im politischen Leben auch Entscheidungen und Maßnahmen geben,
die von den politischen Gremien nach deren Überlegungen zu regeln sind. Aber
ich darf aus den Beiträgen entnehmen, daß hier die Zustimmung zu dieser Vor
lage erfolgt und ich bitte, die Abstimmung vorzunehmen und beantrage noch
mals die Annahme der Geschäftsordnung.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCffJARZ:

Ich danke für das Schlußwort. Wir kommen zu der Abstimmung. Wer dem Antrag
die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. Danke! Ist je
mand gegen den Antrag. Enthält sich jemand der Stimme. Dies ist nicht der
Fall. Es liegt ein einstimmiger Entschluß vor. Bitte der nächste Antrag,
Herr Bürgermeister!

BÜRGERI'IEISTER FP^ANZ WEISS:

Meine Damen und Herren, Sie x-7issen, daß anläßlich der 1000-Jahr-Feier der IIol-
denverlag einer noch entsprechender Vorversicherung hier eine größere Zab.l,
insgesamt 1300 Bücher verlegt hat, die ausschließlich auf die Stadt Steyr
zugeschnitten sind. Diese 1300 Exemplare konnten aber nur gedruckt werden, wenn
von vornherein schon eine gewisse Zahl zur Abnahme, die abgesichert waren,
darunter auch die 500 Exemplare der Stadt Steyr, die inzwischen schon abge
sunken sind, nachdem X'/ir schon xfieder x-,'eiter veräußern konnten. Ich beantrage
daher gemäß des Antrages des Stadtsenates

5) IC - 1330/71
Moldenbuch "1000 Jahre Steyr";
Ankauf von 500 Exemplaren
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Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der Ilagistratsabteilung IX vom 5.12.1979 wird
zum Ankauf von 500 Exemplaren des Buches "1000 Jahre Steyr" beim Verlag Hol
den zum Preise von

S  197.500,— (Schilling einhundertsiebenundneunzigtausend-
fünfhundert)

der genannte Betrag als au iß erplanmäßige Ausgabe bei VSt 1/0190/4030 bewilligt.
Die Deckung hat durch Hehreinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln und
durch den Erlös des Abverkaufes zu erfolgen.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß 5 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Sie kennen alle dieses Moldenbuch. Ich nehme an, daß es Ihre Zustimmung gefun
den hat und ich beantrage die Genehmigung meines Antrages.

VIZEBÜRGEPJIEISTER HEINRICH SCHI^ARZ:
Wir haben den Antrag gehört. Wünscht jemand zu sprechen? Es ergibt sich keine
Wortmeldung. Ist jemand gegen den Antrag? Enthält sich jemand der Stimme? Dies
ist auch nicht der Fall. Somit ist der Antrag einstimmig angenommen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Ein Darm ohne Ende ergibt sich aus unserer EDV-Einrichtung. Es handelt sich
hier um einen Antrag des Stadtsenates, der Mittelfreigabe für die Datenverar
beitung 1980.

6) GHJ 1 - 92/80

EDV; Mittelfreigabe für Daten-
verarbeitung 1980 (EDV + ?IDV)

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Entsprechend dem Amtsbericht der Magistratsdirektion vom 2.1.1980 wird im
Rahmen der Abwicklung der Datenverarbeitung für das Rechnungsjahr 1980 der
Betrag von

S 300.000,— (Schilling dreihunderttausend)
bei VA 1/0160/7280 freigegeben.
Weitere Beträge sind im Bedarfsfalle wie folgt zu entnehmen:
S  70.000,— (Schilling siebzigtausend) bei VA 1/0160/4010
S  140.000,— (Schilling einhundertvierzigtausend) bei VA 1/0160/6160.

Ich bitte hier um Ihre Zustimmung. Hier handelt es sich um ein laufendes Ge
schäft, das diese Mittelfreigabe erfordert.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCffl^^ARZ:
Wünscht jemand zu sprechen zu diesem Antrag? In diesem Fall keine Wortmeldung.
Gegenstimmen oder Enthaltungen sind nicht feststellbar. Auch hier Einstimmig
keit .

BÜRGERMEISTSR FRANZ WEISS:
Schließlich darf ich Ihnen im Namen des Stadtsenates und als zuständiger Kul
turreferent den Antrag stellen, der sich mit der Übergabe der Städtischen
Musikschule an das Land Oberösterreich befaßt.

7) SchuVIII-53/30

Präs - 1770/79

Übergabe der Städtischen Musik-
schule an das Land Oberösterreich

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Die Magistratsdirektion wird beauftragt, umgehend alle Schritte zur Aufkün
digung der mit dem Land Oberösterreich hinsichtlich der Städtischen Musik-
scnule bestehenden Förderungsvereinbarung zum Zwecke der Übertragung der Schu-
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le an das Land Oberösterreich (§§ 1 und 5 des OÖ. Musikschulgesetzes, LGBl.
Nr. 78/77) in die Wege zu leiten.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44-.Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte Sie, dem Antrag beizutreten.

VIZESÜRGERMEISTER HEINRICH SCHI>JARZ:

Sie haben den Antrag gehört und zur Wortmeldung hat sich Kollege Holub ge
meldet.

GEMEIITDERAT KARL HOLUB:

Gut zwei Jahre sind ins Land gezogen, meine Damen und Herren, geschätzte Herren
Bürgermeister, als sich dieser Geraeinderat in noch anderer Zusammensetzung mit
dem gleichen Thema auseinandersetzen mußte. Es wäre verlockend von der Dema
gogie her, Zitate zu bringen, aus Stellungnahmen aus der Sitzung vom 15. 9.
1977. Sie können mir aber, so denke ich, ohne weiteres zubilligen, daß ich
nicht Demagogie betreiben will und so möchte ich mich auf die Tatsachen be
schränken und absolut begrüßen, daß dieser Entschluß jetzt gefaßt wird, no na,
net, werd ich es begrüßen, haben wir ja ursprünglich diese Absicht schon von
Haus aus geäußert, in ernsthaften Bedenken, daß man der Stadt dadurch doch Be
träge in Millionenhöhe ersparen hätte können. Die heutige Sitzung wird uns
noch zeigen, daß es sehr wohl richtig gewesen wäre, rechtzeitig an die Finanz
schwierigkeiten der Stadt zu denken, rechtzeitig meine ich damit, rechtzeitig
daran zu denken, daß wir Förderungsmöglichkeiten ausnützen sollten in größt
möglichem Umfang. Ich meine damit, daß es besser gewesen wäre, das wissen Sie
mittlerweile alle, sonst käme nicht dieser Antrag auf den Tisch, doch weniger
an Personalpolitik zu denken und eher an verantwortliche Finanzgebarung in
dieser Stadt, der zu dienen wir alle als Gemeinderäte den Eid abgelegt haben.
Ich darf der Musikschule so wie im Jahr 1977 nochmals ausdrücklich meine An

erkennung, nicht nur meine, sondern die Anerkennung meiner Fraktion, zur
Kenntnis bringen, für die bewältigte Leistung in musikbildnerischer Arbeit.
Wir Steyrer sind auf diese Schule alle stolz und ich bin überzeugt, daß sich
durch die Übereignung, respective die üakonstruktion in eine Landesmusikschule
sich an der Bindung zwischen der Bevölkerung der Stadt Steyr und der Musik
schule sich in der Intensität der Kulturausübung, die von diesem Institut aus
geht, keineswegs eine Änderung zum Nachteil ergeben wird. Ich bin überzeugt,
daß die Bedenken, die ursprünglich im September von Seiten der Mehrheit ge
äußert wurden, daß der Veranstaltungsablauf schwieriger sein könnte, bestimmt
unbegründet waren. Ich bin überzeugt, daß die Musikschule weiterhin zum
Besten der kulturbegeisterten Bevölkerung agieren wird und ich freue mich auf
richtig, daß wir endlich in der Lage sind, Förderungsmittel in vollem Umfang
zu^unseren Guten ausnützen zu können und bitte Sie, Verständnis dafür zu haben,
daß ich der Versuchung, in Demagogie zu fallen, nicht erlegen bin.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHI-7ARZ:

Ich danke Kollegen Holub für seinen Beitrag. Als nächster hat sich Kollege
Fuchs gemeldet.

GEMEINDERAT EPdIST FUCHS:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates. Die CVF reklamiert, was die Finanzen
der Stadt anlangt, scheinbar zu Recht, was die Landesfinanzgebarung anlangt, je
doch zu Unrecht, einen Erfolg in derCausa ^ilsikschule oder bzw. Musikschulen.
Ich werde diesen Terminus noch erklären. Viele Gemeinden sind als bisherige
Musikschulerhalter und natürlich auch als Träger der Defizite aufgrund eines
die Gemeinden bisher eher belasteten und benachteiligenden oberösterreichischen
Landesmusikschulgesetzes nun bereit, ihre Musikschulen als Geschenkpakete zu
verschnüren und diese mit dem gesamten Personal dem Amt zu übergeben. Warum?
Das Land bezahlte bisher, wie bekannt ist, nur 55 % der Personalkosten und
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55 % für den Ankauf von rfusikinstrumenten, gab jedoch selbstverständlich 100 %
für ihre Landesmunikschulen aus. Offenbar wollte man sich damit Landesausgaben
einsparen oder die Gemeinden zwingen, ihre Musikschulen abzusto.'Jen. Im Zuge
der Debatte um das Musikschulgesetz haben daher die Landtagsfraktionen der
SPÖ und der FPö unabhängig voneinander eine grö'3ere Förderung für die Gemein
demu sikschulen gefordert, damit die Defizite gesenkt vrerden können. Das gelang
nicht und daher kam es im Landtag zu einem Kompromißgesetz. Jetzt kommt man
aber darauf, daß das Land sich nichts eingespart hat, denn nach und nach wer
den, wie ich vorhin betonte, die Geschenkpakete verschnürt, man übergibt die
Musikschulen dem Lande. Die Folgen sind eine explosive Kostenentwicklung, die
dem Land auferlegt V7erden. Und das hat ja auch wiederum Folgen, die die Ge
meinden leider betreffen. Diese Kostenentwicklung zeigt und weiß, beim oberöst.
Landesmusikschulwerk nach, daß durch diesen Zwang zur Verländerung der Gemein
demusikschulen die Kosten des Landes für die Musikschulen im Landesbudget in
3 Jahren verdreifacht haben. 1973 wurden 33 Millionen Schilling ausgegeben,
1979 bereits 52 Millionen Schilling und 1980 werden 93 Millionen Schilling an
Kosten entstehen. Zudem liegen von 40 oberösterreichischen Gemeinden Anträge
um die Errichtung eigener Musikschulen und Zxveigstellen vor. Durch diese Ver
länderung werden viele andere Projekte des Landes gestrichen, das haben wir
ja bei der Landesbudgeterstellung erfahren müssen und die Gemeinden erhalten
auch bei verschiedenen anderen Bauzweigen und Baumaßnahmen weniger Zutei
lungsmittel. Dies betrifft natürlich auch die Stadt Steyr und es xTurde auch
bei der letzten Budgetdebatte von einigen Sprechern betont. Wir sind also
der Ansicht, daß es für das Land und für die Gemeinde vielleicht doch besser
gewesen wäre - siehe die vorhin geschilderte Ausgabenentwicklung des Landes
und die Streichung von Mitteln an die Gemeinden auf der anderen Seite - den
Gemeihdemusikschulen finanziell mehr entgegenzukommen. Das ist nicht ge
schehen und damit wäre warscheinlich der moralische Zwand zur Verländerung
der Gemeindemusikschulen unterblieben, dem wir nun wohl oder übel doch zu
stimmen müssen.

VIZEÜBRGERMEISTER HEINRICH SCIOTARZ:

Ich danke für den Beitrag, Kollege Treml bitte als nächster Debattenredner.

GEMEIiTDEPvAT OTTO TREML:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Wenn Kollege Holub hier erwähnt hat, man soll nicht in Demagogie verfallen.
Ich brauche nicht im Protokoll nachzublättern, was die verschieden Parteien
zum Problem Musikschule gesagt haben, so glaube ich, ist es keine Demagogie,
sondern es ist eben einmal eine Tatsache, daß eben die Parteien eine andere Hal
tung eingenommen haben als im Jahre 1977. So auch der Kollege Fuchs, der jetzt
versucht, mit einigen rhetorischen Floskeln bereits die Finanzlage des Landes
darzustellen. Ilan muß es jetzt ein bißchen verändern und die T'^usikschule eben
aus Finanzgründen übergeben. Er hat zum Seispiel gesagt am 15. September 1977
im Gemeinderat: "Eine seit 130 Jahren funktionierende städtische Anstalt, wie
sie eben die Musikschule darstellt, soll nicht an das Land übergeben werden.
130 Jahre Tradition Steyrer Musikschule mit Pathos darf nicht über Bord gewor
fen werden. Also Kollege Fuchs nach 133 Jahren darf man also, weiters hast
Du gesagt damals, mittels starker Hand in der Personalpolitik will die ÖVP
auch nach den Steyrer Musiklehrern greifen. Der Sprecher der sozialistischen
Partei, bis jetzt hat ja eigentlich niemand dazu gesprochen, außer daß der
Amtsbericht hier vorgetragen wurde vom Bürgermeister, hat zimi Beispiel da
mals erklärt, die Musikschule die Übergabe an das Land xhirde bedeuten, die
Musikschullehrer dem Landeshauptmann-Stellvertreter Possart, also dem övp-
Boss, in den Rachen zu werfen. Heute ist die SPÖ offenbar bereit, diese Mu
sikschule diesem Landeshauptmann-Stellvertreter in den Flachen zu werfen.
Heute, so führte weiter der SPÖ-Sprecher aus, können sich die Musiklehrer
frei und ohne Zwang gewerkschaftlich betätigen. Im Land dürfen sie es offen
bar nicht. Für die A.ufnähme und Beförderung etc. ist mit der politischen Zu-
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gehörigkeit verbunden. Solche Zustände können und werden wir Sozialisten
aber nie gut heißen. Heute kann man das. Zum ÖVP-Sprecher, er hat es ja
ganz klar und deutlich ausgesprochen, Holub war von allen Anfang dafür im
Namen seiner Partei, daß man die Itusikscliule dem Land und das Personal -
und hier zitiere ich wiederum den Sprecher der SPÖ, dem Possart in den
Rachen wirft. Nun, meine Damen und Herren des Gemeinderates, die Übergabe
der Städtischen Musikschule an das Land Oberösterreich erfolgt laut Begrün
dung vom Berichterstatter dazu,erstens eine Verbesserung des Koscensclilüssels
zu Gunsten der Stadt ist nichts zu erwarten. Und zweitens zur Entlastung der
Gemeindefinanzen. Meine Partei vertritt nach wie vor die Auffassung, wenn
das Land über die finanziellen Mitteln verfügt, um die Ikisikschullehrer zu
bezahlen, dann könnte man diese Gelder auch der Stadt geben, damit die Musik
schule so wie in den letzten 25 Jahren von der Stadt mustergültig weiterge
führt wird. Aber das Land will sich mit dem von der ÖVP, der SPÖ und ein
schließlich auch der FPÖ beschlossenen oberösterreichischen Musikschulgesetz
die Personalhoheit sichern, denn die Stadt muß der sogenannten Landesmusik
schule a) die Räume, b) das gesamte Inventar sowie für deren Instandhaltung,
Reinigung und sogar auch die Beleuchtung beistellen. Seit der Beschlußfassung
im Gemeinderat vom 15. September 1977, die Musikschule weiter als städtische
Einrichtung zu führen, sind keine neuen Momente eingetreten, die eine Ände
rung meiner damaligen Haltung rechtfertigen würden. Aber ich bin trotzdem auch
der Auffassung, daß ich mich in dieses politische Spiel zwischen der beiden
größeren Parteien Österreichs, der SPÖ und ÖVP auf Landesebene nicht besonders
engagieren. Ich werde mich daher bei der Abstimmung der Stimme enthalten.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCIWARZ:

Danke! Möchte noch jemand sprechen zu diesem Antrag? Kollege Holub nocheinmal.

GEMEINDERAT KARL HOLUB;

Meine Damen und Herren, natürlich habe auch ich geblättert, als ich mich vor
bereitet habe für den heutigen Tag und natürlich habe auch ich mir die Frage
gestellt, ob es sinnvoll wäre, alle diese Zitate zu wiederholen. Denn ich
denke, so wie ich geblättert habe, haben Sie alle anderen das auch getan.
Soweit Sie damals schon im Gemeinderat waren, ist Ihnen die Unterlage ja ge
nauso zugänglich, wie uns allen. Die 30 Z, die nicht blättern konnten, nehme
ich an, vTurden durch ihre Fraktion informiert. Sie haben es ja etwas leichter
als Du Otto, sie sind ja mehr als eine Person.

ZWISCHENRUF GEMEIMDEPJ^T OTTO TPJP'l:

Da ist es oft schwieriger!

GEMEINDEPAT I^RL HOLUB:

Es T-7undert mich ■ insbesondere, daß Du heute Otto gegen diesen Antrag stimmst,
wo doch nach dem neuen Statut in der Abstimmung an sich die Stimmenthaltung
als Nein-Stimme gewertet wird. Es wundert mich sehr, wenn ich Deine Stel
lungnahme rückblätternd auf die Seiten 238 und 239 mir durchgelesen habe, die
eigentlich nicht so in dieser Nein-Absicht seinerzeit gehalten vnirden. Ich
möchte dieser Runde ersparen, darauf einzugehen

ZWISCHENRUF GEMSINDSRAT OTTO TRE'-IL:

Bitte lesen, nur das Zitat

GEMEINDEPAT lARL HOL'JB:

Das ist zu lang Otto, das ist zu lang. Neu zu zitieren, was da verschiedentlich
gesagt T'Turde, insbesondere in der Diskussion, um die Personalpolitik hier im
Land insbesonders um die gewerkschaftlichen Freiheiten, teils bei den Landes
bediensteten so gut als von der SPö-Fraktion und auch von der Fraktion der
Freiheitlichen Partei angeklungen, dezitiert etwas durch die Blume, hat. der
Vertreter der Kommunistischen Partei der öVP einen Gesinnungsterror auf Lan
desebene vorgexTOrfen und rückblätternd möchte ich daran erinnern, daß ich
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seinerzeit nicht umhin konnte, Sie meine Herren von der Sozialistischen Par
tei, darauf aufmerksam zu machen, daß es ja auch keine Fraktion christlicher
Gewerkschafter nier im Rathaus gibt und ich möchte Sie bitten, ersparen wir
uns die Diskussion von vorne weg. Ich möchte Sie auch bitten, lassen •*"
solche-^Ausdrücke in Zukunft bleiben, die der Sachlichkeit durchaus nicht
förderlich sind, wenn da die Rede ist, von Personal dem Fossart in den Rachen

und nicht, daß man sich Gedanken macht darüber, wie denn diese neue
Konstellation funktionieren sollte. Das, meine Damen und Herren, habe ich bei
meiner ersten Wortmeldung gemeint, als ich sagte, es wäre zwar verlockend,
Demagogie zu^betreiben, ich möchte aber das aus der Ernsthaftigkeit der Situ
ation heraus durchaus nicht tun. Ich habe Sie gebeten, dafür Verständnis zu
haben. Wenn es der eine oder andere von Ihnen doch nicht hat das Verständnis,
so steht es mir frei, mir darüber mein eigenes Urteil zu geben.

VIZEBÜRGEPdIEISTER HEIWRICH SCffi^ARZ:
Wünscht noch jemand zu sprechen. Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Herr
Bürgermeister bitte das Schlußwort.

BÜRGERklEISTER FRANZ WEISS:
Geschätzter Gemeinderat, meine Damen und Herren! Es war anzunehmen, daß über
diese Frage hier natürlicherweise Diskussionen ablaufen x^erden, xjeil es eine
Angelegenheit betrifft, die schon längere Zeit im Räume steht und uns schon
einige Jahre beschäftigt. Nicht deswegen beschäftigt, v/eil x-zir, die Stadt
Steyr, unbedingt die Musikschule loswerden wollten, sonderen weil es eine
Tatsache ist, daß die Gesetzgebung im Musikschulgesetz eben Unterschiede
macht zwischen der Finanzierung einer städtischen oder einer Gerneindemusik-
schule und zwischen der Finanzierung einer Landesmusikschule. Diese Differen
zierung wurde ja bereits hier angezeigt. Es handelt sich darum, daß wir eben
nur Personal— und Instrumentierungskosten nur 55 % beanspruchen können.bei
entsprechendem Nachx^eis. Bei einer Landesschule aber hier die Kosten zur Gänze
für diesen Bereich getragen werden. Wenn ich hier als Kulturreferent den Antrag
stelle, die Musikschule dem Land Oberösterreich zu übereignen, dann können Sie
mir glauben, daß ich hier in mir in meiner Brust, sozusagen zwei Regungen er
geben. Denn auf der einen Seite anerkenne ich in vollem Maße die Leistung der
Musikscnule, die ja vom Herrn Gemeinderat Holub herangezogen wurde. Ich ver
binde mit seiner Anerkennung, die er ausgesprochen hat aber auch zugleich die
Anerkennung der zuständigen Kulturabteilung der Stadt Steyr und sonne mich so
als Referent am Rande ein bißchen mit in diesen xvärmenden Strahlen. Das andere
betrifft natürlich auch eine Sache, daß x-jir die Realitäten so sehen müssen wie
sei liegen. Vor zwei Jahren war die Situation eine wesentlich andere. Sie war
insoferne anders als wir uns für diesen Zeitpunkt noch keine Gedanken machen
raiaßten, wo Xvfir budgetär gewisse Vorsorgen treffen müssen, um jene Maßnahmien,
die zur Entx\?icklung der Stadt unabänderlich und unabdingbar sind, finanzieren
zu können und hier sind doch die Wünsche unsererseits dahin gegangen, die be
wahrte Musikschule xjeiterhin in Gemeindehänden zu x-zissen und sie so x^zie bisher
gej-uhrt zu sehen. Es x-rird ja hier kaum eine Änderung sich ergeben in der Füh
rung der Musikschule, dies ist kaum anzunehmen. Es X'jird Direktor Mones nach
Xizie vor die luusikschule leiten. Es werden nach x-jie vor die Musiklehrer tätig
sein. Es ist nur eines Erachtens ein Unrecht, ich möchte vielleicht sagen eine
Ungerechtigkeit, daß man zweierlei Maß bei der Führung eines Institutes anlegt,
das einem Ziele dient, ob es in Landes- oder Gemeindehoheit liegt. Nämlich dem.
Ziele, die Musikerziehung unserer Jugend zu betreiben.Nun, die Situation hat
sich geändert, Ich beschönige überhaupt nichts. Wir müssen zur Kenntnis nehmen,
auch in Steyr, xro sozialistischen Mehrheitsverhältnisse unverändert gleichge
blieben sind wie bisher, daß sich auf Landesebene Veränderungen durch die Ge
meinde— und LandtagsX'/ahlen ergeben haben. Diese Veränderungen bexizirken, daß
X'7ir kaum hoffen könnten, eine Veränderung auch des Musikschulgesetzes zu er
reichen, die, so war es unsere Annahme, als sozialistische Fraktion, ich muß
als solche auch sprechen, ich kann mich nicht distanzieren von meiner Gesinnung,
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daß hier doch bei einer Änderung auf Landesebene hier auch das llusikschulge-
setz eine gewisse Abänderung im Sinne der Gemeinden erfährt. Die Realität
ist, daß das nicht eingetroffen ist und es wäre für Steyr, für uns alle und
für die Bürger der Stadt ein Fehler, 2 Millionen Zuschuß, den wir jährlich
der Musikschule beisteuern müssen, einfach weiterzutragen, dann wenn wir
wissen, daß das Land durch dieses Musikschulgesetz verpflichtet wird, bei
der Übernahme diese Kosten selbst zu übernehjnen. Das sind von uns Gründe,
die man einfach nicht von der Hand weisen kann und die, glaube ich, dafür
sprechen, zumal wir ja gemeinsam besprochen haben, eine Budgetrückhaltereserve
von 20 % für das laufende Geschäftsjahr anzuwenden. Ich kann Ihnen daher noch
ergänzend zusätzlich versichern, wir haben: gemäß Antrag auch schon vorweg,
zunächst einmal wurde das auf Beamtenebene ventiliert, uns einmal rückgefragt,
wie denn hier überhaupt.'die Dinge liegen. Ich habe mir erlaubt, ich möchte
Ihnen das auch zur Kenntnis bringen, schon am 3. Dezember, um Ihnen heute
schon mehr sagen zu können zu diesem Punkt, an den Herrn Landeshauptmann als
zuständigen Kulturreferenten einen Brief zu schreiben, mit dem Ersuchen, hier
über die Musikschule ein Gespräch zu führen. Ich kann Ihnen gleichzeitig be
richten, daß dieser Termin bereits mit 3. März fixiert ist. An diesem Tag wer
den wir über dieses Problem mit dem Herrn Landeshauptmann in seiner Eigen
schaft als zuständiger Referent in zweierlei Hinsicht finanziell und kulturell
reden und, wenn Sie heute diese Entscheidung so treffen, wie ich sie beantrage,
ist zu hoffen und anzunehmen, daß wir uns 2 Millionen Schilling rund pro Jahr
- so wrde mir das berichtet - einsparen können. Es ist klar, daß das nicht
einfach mit großer Freude geschieht, aber ich glaube, die Grundsätze der Reali
tät, die Erkenntnis, die hier wesentlich ist und nicht so wesentlich ist, das
müssen wir dach hiebei auch anwenden. Ich beantrage daher nochmals, daß wir
die Musikschule gemäß des vorgelesenen Antrages dem Lande Oberösterreich über
eignen und bin mir sicher, wenn wir beschließen, daß dadurch auch nicht sämt
liche Kosten von uns weggenommen werden, sondern v/ie schon gesagt, die Erhal
tungskosten etwa ähnlich dem wie im Pflichtschulbereich, x-jerden uns nach x^ie
vor belasten.

VIZEBÜRGEPd-EISTER HEIIIRICH SCHHARZ:

Ich komme nun zur Abstimmung. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, der hebe die
Hand. Danke! Ist jemand gegen den Antrag. Enthält sich jemand der Stimme ?
Ja, eine! Sonst noch jemand. Nein! Somit ist der Antrag beschlossen.

Für den Antrag: 23 Stimmen (SPÖ) , 9 ÖVP, 2 FPÖ
Gegen den Antrag: ~
Enthaltungen: 1 Stimme (KPÖ)

VIZEBÜRGEPJIEISTER HEINRICH SCITWARZ:

Ich danke dem Herrn Bürgermeister für die Berichterstattung und ersuche um
Übernahme des Vorsitzes.

BÜRGEFJIEISTER FRANZ WEISS:

Danke! Wir gehen x^ieder zur Geschäftsführung.
Ich darf den Vorsitz übernehmen und erteile als nächsten Redner Herrn Vize

bürgermeister Heinrich Schxrarz das Wort.

BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates. Ich habe Ihnen 3 Anträge zur Beratung
und Beschlußfassung vorzulegen. Der erste Antrag beschäftigt sich mit dem Ver
kauf eines Industriegrundstückes an der Haager Straße an Herrn Josef Hinter
egger, Steyr, Zirerstraße 20.
Der Antrag des Stadtsenates lautet;
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3) ÖAG-63S8/79
Verkauf eines Industriegrundstückes
an der Haager Straße an Josef Hinter-
eqger. Stevr. Zirerstraße 20

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Dem Abverkauf des Grundstückes 1/4, EZ 388, KG Hinterberg, zim Preise von
S 200,-~/m2 an Herrn Josef Hinteregger, Inhaber einer Firma für Reifenhandel
und Reifenmontage, Steyr, Zirerstraße 20, wird zugestimmt.
Der Käufer ist verpflichtet, auf dem Industriegrundstück eine gewerbliche
Betriebsanlage innerhalb von drei Jahren zu errichten, wobei diese Verpflich
tung durch ein Vor- und Wiederkaufsrecht zugunsten der Stadtgemeinde Steyr
zu sichern ist.

Der Kaufpreis^ist in drei gleichen Jahresraten, fällig ab Vertragsabschluß
und jeweils ein Jahr danach, zinsenlos, jedoch gegen Vereinbarung einer Wert—
Sicherung, zu entrichten. Der Kaufpreisrest ist auf der Kaufliegenschaft
pfandrechtlich sicherzustellen. Sämtliche Kosten des Grunderwerbes gehen zu
Lasten des Käufers.

Ich bitte Sie um die Zustimmung.

BÜRGERIIEISTER FRANZ WEISS:
Sie haben den Antrag vernommen! Will jemand dazu sprechen. Das scheint nicht
zu sein. Dann stimmen wir ab. Ist jemand dagegen? Nicht der Fall. Enthaltung
wird auch nicht angezeigt. Einstimmig angenommen.

VIZEBÜRGERIIEISTER HEINRICH SCm>JARZ:

9) Bau 3 - 2327/75
Bau 2 - 790/77
Bau 2 - 390/77
Bau 2 - 1153/77

Abverkauf von Grundparzellen in
der Waldrandsiedlung
Der Gemeinderat wolle beschließen:

Dem Verkauf der nachstehend angeführten Grundparzellen in der Waldrandsiedlung
an die genannten Kaufer zu den durch Gemeinderatsbeschluß vom 17.5.1977 fest
gelegten Verkaufsbedingungen wird zugestimmt.

ÖAG-4641/79

ÖAG-5573/79

ÖAG-5611/79

ÖAG- 492/80

Llalzer Heinrich, Steyr,
Fabrikinsel 1

Hennerbichler Karl, Steyr,
Bogenhausstraße 8/6
Greisinger Rene, Steyr,
Kunschakstraße 11

GEBHART Dr. Roland u. Sigrid,
Steyr, Schnallentorweg 5

Parzelle

872/32

948/5

854/6

854/29

Ausmaß

6 SO m2

987 m2

1 146 m2

642 m2

Infolge Dringlichkeit wird gemäß § 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr
der Magistrat der Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses er
mächtigt .

Ich bitte Sie, diesen Antrag zu beschließen und auch die Dringlichkeitsklau
sel zu genehmigen

BÜRGERIIEISTER FPw\NZ miSS:
Danke für diesen Bericht! Haben Sie dazu eine Bemerkung? Wünscht niemand zu
sprechen? Dann stimmen x-zir ab. Ist jemand gezen den Antrag? Sine Enthaltuna
wird auch nicht aufgezeichnet. Dann ist der Antrag an'^enommen.
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VIZEBÜRGEPvMEISTER HEINRICH SCHI^ARZ:

Für die verschiedensten Heizstellen der Stadtgemeinde Steyr wird für das Jahr
1980 Brennstoff benötigt. Es wird Ihnen vorgeschlagen, folgende Firmen mit
der Lieferung zu betrauen.

10) GHJ 1 - 7014/79
Brennstoffankauf 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen;

Aufgrund des Amtsberichtes der MA VI vom 24. 1. 1980 werden die Lieferungen
für flüssige und feste Brennstoffe für die Heizstellen der Stadtgemeinde Steyr
für das Jahr 1980 wie folgt vergeben:

Fa. Minol, Steyr:
250 t Heizöl "mittel"

60 kg Zusatzmittel
350 t Heizöl "leicht"

10 t Ofenheizöl

Steyrer Kohlenvertrieb:
126 t Heizöl "mittel"

30 kg Zusatzmittel
170 t Heizöl "leicht"

Fa. Heichseldörfer, Steyr
126 t Heizöl "mittel"

27 kg Zusatzmittel
177 t Heizöl "leicht"

Fa. Flenkenthaller, Steyr
23 t Linzer Hüttenkoks

10 t Braunkohlenbr. "Union"

Die Mittel sind wie folgt zu nehmen:

S  600.000,—
S  800.000,—
S  900.000,—
S  240.000,—
S  45.000,—
S  160.000,—
S  400.000,—
S  15.000,—
S  120.000,—
S  55.000,—
S  150.000,—
S  60.000,—
S  10.000,—
S  170.000,—

S 3,725.000,—

1/0290/4510
1/2110/4510
1/2120/4510
1/2130/4510
1/2140/4510
1/2210/4510
1/2400/4510
1/2500/4510
1/2620/4510
1/2621/4510
1/2630/4510
1/2700/4510
1/8150/4510
1/8460/4510

S  747.000,—
S  5.100,—

S  1.166.900,—
S  42.000,—

S  376.000,—
S  2.500,—

S  566.500,—

S  376.000,—
S  2.400,—
S  590.600,—

S  75.000,—
S  23.000,—

S  1.961.000,—

S  945.000,—

S  969.000,—

S  98.000,—

Für folgende Beträge wird eine Kreditüberschreitung genehmigt:
S  130.000,— aus VSt 1/2110/4510
S  45.000,— aus VSt 1/2210/4510
S  17.000,— aus VSt 1/2500/4510
S  30.000,— aus VSt 1/2630/4510
S  26.000,— aus VSt 1/2700/4510

S 248.000,—

Die Deckung für die Kreditüberschreitung ist aus Mehreinnahmen bei den allge
meinen Deckungsmitteln zu nehmen.
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Ich bitte Sie um die Genehmigung dieses Antrages.

BÜRGERl'IEISTER FRAJIZ WEISS:
Haben Sie zu diesem Antrag den Wunsch zu reden? Ich sehe, dieser Wunsch be
steht nicht. Wer ist gegen den Antrag? Niemand. Eine Enthaltung wird auch
nicht aufgezeigt. Somit erfolgt auch hier die einstimmige Beschlußfassung.
Danke! Anstelle des erkrankten Stadtrat Fürst bitte ich Herrn Gemeinderat
Pimsl zum Rednerpult, um die Berichte vorzulegen.

BERICHTERSTATTER GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL anstel le des abwesenden

Stadtrates Rudolf Fürst:

Sehr geehrte Herren Bürgermeister, geschätzte Damen und Herren des Gemeinde
rates 1 In Vertretung des erkrankten Referenten Stadtrat Fürst habe ich heute
die Aufgabe, Ihnen die Anträge und die dazu notwendigen Begründungen über die
se Anträge vorzutragen. Ich darf Sie schon eingangs bitten, wenn mir in der
einen oder anderen Frage die detaillierte Sachkenntnis fehlt, um Ihnen die An
trage ausreichend begründen zu können und so möge man das mir nachsehen, x>7eil
eben nur der zuständige Referent diese Sachkenntnis aufweist und Sie vielleicht
in dieser oder jenen Frage informieren zu können.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: '
Entschuldigung nur Zwischenruf,
dann ergänzend eingreifen kann.

Hier haben wir die Beamtenschaft, die hier

GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL:

Der erste Antrag bezieht sich auf die Errichtung einer zentralen Kläranlage
für die Erstellung eines Alternativ-Detailprojektes. Der Gemeinderat hat
mit Beschluß vom 8.7.1979 den Auftrag gegeben, eine Detailprojektierung für
die zentrale Kläranlage zu bestellen. Zufolge des Auftragschreibens war im
Detailprojekt eine Abstimmung, ein Einvernehmen mit dem Land der OÖ. Landes
regierung notwendig und hier sind sehr langwierige Verhandlungen vorange
gangen, die in einer Frage zu keiner Übereinstimmung gefunden haben. Man hat
nun aber, um die Planung und Durchführung nicht unnötigerweise lange zu ver
zögern, grundsätzlich der Variante des Planverfassers zugestimmt. Allerdings
mit jenem Einvernehmen, wie ich schon sagte, daß ein Alternativprojekt vorge
legt xjird, um in dieser Frage eine eindeutige Klärung zu sichern. Es geht
hier vor allem um den Einbau einer Belüftung, die Fachleute eben entzweit hat
in ihren A-nsichten, es würde zu weit gehen, wenn man im Detail diese Fragen
erläutern xjürde. Es stellt daher der Stadtsenat den Antrag an Sie, meine Damen
und Herren, für die Erstellung dieses Detail-Alternativprojetes S 496.000,—
zu bewilligen.
11) Bau 6 - 1732/76

Errichtung der "Zentralen Kläranlage";
Erstellung eines Alternativ-Detailprojektes

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MV III - Reinhaltungsverband Steyr und Umgebung
vom 10.12.1979 wird der Beauftragung des Ingeneurbüros Dipl.-Ing. Dr. Helmut
Flögl zur Erstellung eines Alternativ-Detailprojektes im Zusammenhang mit der
Errichtung der "Zentralen Kläranlage" zum Preise von

S 496.000,— (Schilling vierhundertsechsund-
neunz igtau s end)

zugestimmt.
Der genannte Betrag wird hiermit bei VSt 9/ /2796 freigegeben.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Sie haben den Antrag gehört. Gibt es L^ortmeldungen dazu? Keine, Sie nehmen den
Antrag zur Kenntnis. Gibt es Gegenstimmen? Nein, Enthaltungen auch nicht. Der
Antrag ist beschlossen. Nächster" bitte.
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GEMSINDERAT RUDOLF PIMSL:

Errichtung der Kanalisation Hünichholz, Schuraannstraße, Abwasserbeseitigung
für das BIF/J-Motorenwerk.

Meine Damen und Herren, Sie haben im Bericht des Herrn Bürgermeisters gehört,
daß die Stadtgemeinde Steyr ihre Verpflichtungen, die sie im Zuge dieser Be
teiligung übernommen hat, nicht nur prompt nachkommt, sondern sich befleißigt,
nach Möglichkeit auch dazu beizutragen, daß dieses Projekt so rasch als mög
lich seiner Verwirklichung zugeführt werden kann. Dazu ist es auch notwendig,
daß die Abwasserbeseitigung entsprechend geklärt ist. In der gegenständlichen
Sache ist es so, daß dafür eine Ausschreibung stattgefunden hat, die Anboter-
öffnung war ja am 23.11. des vergangenen Jahres und es hat eine Arge, mit einer
Anbotssumme von 10.400.136,— excl. MIJSt den Zuschlag bekommen. Es ist daher
notwendig, die dafür im Projekt vorgesehenen Mittel zur Verfügung zu stellen
und es ergeht der Antrag des Stadtsenates.

12) Bau 6 - 64S8/76
Kanalisation Steyr-Münichholz -
Schumannstraße; Adowasserbeisei-

tigung für das BMIJ-I-Iotorenwerk
Der Gemtinderat v/olle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der ILA III - Kanalverwaltung und Reinhaltungsver
band Steyr und Umgebung vom 7. 1. 1930 werden in Ergänzung des GR.-Beschlusses
vom 17. 12. 1979 unter obiger Zahl betreffend Auftragsvergabe für die Ausfüh
rung der Erd- und Baumeisterarbeiten freigegeben:

S 5,000.000,— (Schilling fünfmillionen)
bei VSt 5/3110/0504 und

S 2,306.000,— (Schilling zweimillionendreihundert-
seckstausend)

bei VSt 9/ /2796. Außerdem erfolgt die Bewilligung einer Kreditüberschrei
tung im Ausmaß von

S 3,094.000,— (Schilling dreimillionenvierundneun-
zigtausend)

bei VSt &/8110/0504. Die Deckung für diese Kreditüberschreitung ist durch
Aufnahme von Darlehen zu finden.

Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu geben.

BÜRGEFdEISTER FRANZ WEISS:

Danke für den Vortrag des Antrages. Ich glaube, die Bedeutung dieser Beschluß
fassung ist jedem erkennbar. Ich frage daher, ob dazu eine Wortmeldung ge
wünscht wird. Ich stelle fest, das ist nicht - ja doch Kollege Treml meldet
sich dazu. Entschuldige, daß ich Bich übersehen habe

GEMEIiIDERAT OTTO TREML:

Das macht nichts Herr Bürgermeister, ich melde mich schon wieder.
Meine Damen und Herren. Bei der Behandlung des Budgets 1930 bin ich bereits
darauf eingegangen, auf die großen Verpflichtungen der Stadtgemeinde, gegenüber
dem BMW-Motorenwerk Steyr. Auch der Herr Bürgermeister hat heute in seinem Be
richt neuerdings im Zusammenhang mit dem Entwicklungskonzept die Bedeutung
her-zorgehoben. Aber eines, glaube ich, muß man auch in Erinnerung rufen.Daß
Ende 1978, das war kurz vor dem Abschluß, daß das Motorenwerk gebaut xzird,
xzurde an den Gemeinderat und anderen öffentlichen Stellen, Land, Bund usw., eine
prekäre Arbeitssituation hier in STeyr vorgetäuscht, um erhöhte Förderungsmittel
von der Stadt und auch andere Stellen herauszureißen. Und dies ist den in- und

ausländischen Großunternehmer wahrlich gelungen. Insgesamt müssen im heurigen
Jahr ja nicht nur die 10 Hillionen aufgebracht werden, sondern rund 13 Millionen
an Steuergelder, die die Stadt für das Motorenwerk geben muß. Und wie Bürger
meister Ueiss ja hingewiesen hat, sind es ja die laufenden Kosten in den kommen
den 7 Jahren, also 21 Millionen. Man sagt zwar, es bleibt bei der AufSchließung
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von 15 Millionen wenn man ein bißchen nachrechnet an diesem Umstand und andere

Dinge, dürfte dies sich noch etwas erhöhen auf die Summe, die ich ja bereits
im Budget genannt habe und nicht unbedingt wiederholen möchte. Und die Errich
tung dieses Kanals in der Schumannstraße für die Abwasserbeseitigung ■ des
Motorenwerkes, v/ie schon angeführt, kostet ja über 10 Millionen Schilling und
wird weder vom Land Oberösterreich noch vom Uasserwirtschaftsfonds gefördert.
Dies ist offenbar auch mit ein Grund, daß man für die breite Bevölkerung die
Kanalbenützungsgebühren sov^ie saftige Tariferhöhungen heute vornimmt und auf
diese Art und Weise Millionen Schilling für die Stadtkasse bekommt. Auch hier
zeigt sich, meine Damen und Herren, wiederum die Großzügigkeit einerseits ge
genüber dem Großunternehmern auf Kosten der Arbeiter, Angestellten und Pensi
onisten, die heute ja ganz gewaltig belastet werden, so auch eine Kanalbenüt^
Zungsgebühr von 50 %. Ich glaube, daß auch im Bericht des Herrn Bürgermeisters
viele politive Seiten herausgestrichen werden mit Recht, die Leistungen,die
geschaffen, die erfüllt wurden, die wir uns vorgenommen haben, erarbeitet haben.
Aber auch auf der anderen Seite dürfen wir auch nicht vergessen, daß dies ja
Maßnahmen sind und wir nehmen viele große finanzielle Opfer auf uns und auch in
der Zukunft, um etwas abzuwehren, wo sicherlich der Gemeinderat normalervreise
nicht zuständig ist. Wenn wir aufgrund der technisch-wissenschaftlichen Ent
wicklung ist es so, daß besonders in Großunternehmen viele Arbeitsplätze weg
rationalisiert ■!^mrden und auch in Zukunft werden. Ich glaube, das Problem, das
wir uns gestellt haben, wer Betriebe in unserem Bereich ansiedelt, ist es uns
ja nur bescheiden gelungen, mit Ausnahme des großen Motorenx^rerkes. Aber zur
gleichen Zeit dürfen wir aber nicht vergessen, daß xjir sicherlich auch nicht
in der Zukunft gesichert sein werden von neuen Überraschungen, so X7ie es uns
ergangen ist bei einigen Mittelbetrieben, in unserer Stadt oder Umgebung, die
ja mit eine Rolle spielen, ob das .-Neuzugang ist, die uns verloren gegangen
sind, ob es die Firma Hack war mit fast 400 Beschäftigten vor ungefähr 20 Jah
ren. Heute wissen x^ir, wo die Firma steht trotz bestimmter Initiativen, daß
xvfir nur mehr 60 haben oder ähnlich, x-rie es bei der Firma Riha x^ar mit 400 und
dort heute von 60 auf 80 und weiter gestiegen sind. Hier haben xjir einen echten
Nachholbedarf und darüber x^erden v;ir uns nun unterhalten. Nur kann es nicht auf
die Dauer so sein, daß die Stadtgemeinde große Mittel aufbringt zur Förderung
für Unternehmungen und überhaupt kein Mitspracherecht hat, X7as in einem solchen
Betrieb X7eiter geschieht. Ich glaube, Ihnen brauche ich auch nicht besonders
viel erzählen, daß jetzt bei der Firma Humig,, wo große Mittel, Steuergelder
verx7endet x^erden und dann eben einfach gesagt X7ird, es geht nicht mehr x^eiter
wir müssen so und so viele kündigen. Danke.

3ÜRGER1-IEISTER FEANZ VJEISS:
Danke für diesen Beitrag! Wo gibt es noch eine Wortmeldung? Dies ist nicht der
Fall. Der Referent dazu, bitte.

GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL:
Herr Kollege Treml, es ist sicher richtig, daß die Stadtgemeinde einen Beitrag
zu diese Werk leistet, der nicht hoch genug eingeschätzt x^erden kann. Man sollte
aber die Dinge doch etxv^as nüchtener betrachten und vor allem eines sehen, hätte
die Stadtgemeinde diesen Beitrag nicht geleistet, dann xxäre mit Sicherheit die
ses .Jerk in Steyr nicht entstanden. Wir können heute mit Sicherheit sagen und
oeraten, daß andere Gemeinden und dafür gibt es Beispiele, wie bei dem General —
Motors Projekt in der Bundeshauptstadt, einen Projekt von V^J in der Steiermark
und eines^von ueneral Motors in Kernten, Förderungsmittel verlangt und gex7ährt
x-7erden, die ein weitaus höheres Ausmaß ausmachen als dies die Gemeinde Steyr
und auch das Land Oberösterreich gexvillt und in der Lage xvar und ich bitte von
dieser Sicht her, diese Mittel zu betrachten, weil es für uns als Stej^r—Daimler-
Puch—Mitarbeiter ein sehr x^esentlicher Beitrag ist zur Sicheruns unserer Ar
beitsplätze und X7eil es ffir die Stadt aus den geschilderten Gründen, die mehr
mals sehr ausführlich und einleuchtend dargelegt xTurden, eine richtige Entschei
dung X'7ar.
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BÜRGEPJEISTER FRAIE TEIISS;

Danke. ITir kommen zur Abstimmung! Wer ist für den bestehenden Antrag, so wie
er vorgetragen TTurde. Bitte ein Zeichen mit der Hand zu geben. Danke. Gegen
probe. "Enthaltung. Heine. Ich stelle die Einstimmigkeit des Beschlusses fest.
Bitte den nächsten Antrag.

GEIEIHDERAT RUDOLF PIkSL;

Um den kommunalen Aufgaben im Jahre lOEO nachkoirmen zu können, ̂ ..not^gu nie
Stadt Steyr wiederum verschiedene Darlehen. Auf Antrag des Lagistrates hat
die OÖ. Landeshypothekenanstalt zugesagt, uns ein entsprechendes Darlehen zu
gewähren, um eine Teilabdeckung des außerordentlichen Haushaltes zu finden.
Dieses Darlehen beträgt 20 Mio. Schillinge, die mit einem Zinssatz zwiscnen^
3,25 % und 8,75 % p.A. verzinst sind, wobei - und deswegen diese von-bis_Zin-
sen eine genaue Festlegung nicht möglica ist, weil eben der ;.apitalmar.-.tzins.
satz im. Jahre 1230 noch nicht genau feststeht. Es stallt daher der Stadtsenat
an den Gemeinderat folgenden Antrag;

13) Ha - 6911/7?
Gewährung eines Rommunaldarlehens von
20 Millionen Schilling durch die O.G.
Landeshypothekenbank

Der Gemeinderat xvolle besohlie.Ben:
Der Aufnahme eines Kommunaldarlehens von S 20 Mio. zu einen Zinssatz von voj.
aussichtlich 0,25 % bis 8,75 % und einer Laufzeit von zwanzig Jahren^bei der
O.ö. Landeshypothekenbank vjird zugestimmt. Die Magistratsdirektion wird er
mächtigt, die näheren Darlehensbedingungen, anläßlich der .Ausstellung des
Schuldscheines, mit der Darlehensgeberin zu vereinbaren.

Ich ersuche um Annahme dieses .Antrages.

3ÜRGER1EISTZR FRANZ WEISS:

Ich danke für diesen Bericht. Keine Wortmeldung. Wir stimmen ab. Ist jemand
gegen den Antrag? Dies ist nicht der Fall. Eine Enthaltung wird auch nicht
vermerkt. Der Antrag ist einstimmig beschlossen.

GEIffilNDERA.T RUDOLF PIMSL:

Eine xjeitere Darlehensaufnahme wird uns die Wiener Städtische Versicherungsan
stalt gewähren zur Teilfinanzierung des ao. Haushaltes, und zwar ein Darlehen
in der^Höhe von S 10 Mio. zu einem Zinssatz von 3 1/4 % p. A. Es stellt daher
der Stadtsenat folgenden Antrag:

14) Ha - 7025/79
Aufnahme eines Darlehens von S 10 Mio. zur
Teilfinanzierung des ao. Haushaltes von der
Wiener Städtischen Wechselseitigen Versiche
rungsanstalt

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Der Aufnahme eines Darlehens von S 10 Mio. zur Teilfinanzierung des ao. Haus
haltes im Rechnungsjahr 1930 bei der Wiener Städtischen Wechselseitigen Ver^
Sicherungsanstalt wird zugestimmt. Der Zinssatz beträgt 8 1/4 p.a. im nach
hinein, die Laufzeit zwanzig Jahre, die Sicherstellung des Darlehens erfolgt
durch Verpfändung der Ertragsanteile der Stadt an den gemeinschaftlichen Bun
desabgaben. Die Festlegung der übrigen Darlehensbedingungen anläßlich des .Ab
schlusses des Darlehensvertrages bleibt der Magistratsdirektion vorbehalten.

BÜRGEFHEISTER FRANZ WEISS:

Dänke. Zu diesen Antrag eine Wortmeldung? Er ist ähnlich dem vorgelaufenen
begründet. Wir stimmen ab. Wer ist gegen den Antrag? ^jine Enthaltung. Beides
ist nicht der Fall. Hiermit einstimmig beschlossen. Wir kommen zum nächsten.
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GEMEITIDERAT RUDOLF PIIISL:

Die Kongregation der Barmherzigen Schwestern als Schulerhalter für die von ihr
geführte Private. Volks- und Hauptschule St. Anna hat die Absicht und hat be
reits auch begonnen, die ihr gehörende Schule zu en/eitern und hat dazu einen
Finanzierungsplan vorgelegt, der eine voraussichtliche Ausgabe von S 5 !:io.
notwendig macht. Der übenjiegende Teil dieses Betrages soll durch Eigenmittel,
durch Bankkredite und durch eine LandesSubvention gewährleistet sein. Sie
haben auch an den Magistrat das Ansuchen gestellt, einen entsprechenden Bei
trag zu leisten, vTObei sie besonders erwähnen, daß in dieser Schule 330 Kinder
Aufnahme finden, wobei ca. 56 % aus Steyr kommen und diese Internatsschule
überwiegend von berufstätigen Eltern für deren Kinder in Anspruch genommen
wird. Es stellt daher der Finanz- und Rechtsausschuß an den Gem.einderat den

Antrag.

15) Ha - 2506/73
Kongregation der Barmh. Schwestern,
Private Volks- und Hauptschule St.
Anna: Subvention für den Schuleri'/ei-

terunas- und Turnsaalbau

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der Mag. Abteilung I vom 29.1.19SO x-jird der Kon
gregation der Barmh. Schvjestern für den Schulerweiterungs- und Turnsaalbau
der privaten Volks- und Hauptschule St. Anna eine Sub-i^ention von

S 500.000,—(Schilling fünfhunderttausend)
bewilligt.
Diese Subvention ist in zx^ei gleichen Raten, und zx^ar unmittelbar nach Be
schlußfassung und im Jänner 1931 auszubezahlen.
Für die erste Rate wird eine Kreditüberschreitung (außerplanmäßige Ausgabe)
von

S 250.000,— (Schilling zweihundertfünfzigtausend)
bei der neu zu errichtenden VA-Stelle 5/2300/7770 ao. H. bexjilligt. Die Deckung
hat durch Darlehensaufnahme zu erfolgen.

Ich ersuche Sie um Annahme dieses Antrages.

BÜRGERl-IEISTER FRAITZ UEISS:

Danke. Zu diesem Antrag Kollege Treml

GEMEINDEPb^T OTTO TREML:

Wertes Präsidium! Iieine Damen und Herren des Gemeinderates! Wie wir gehört haben,
ist man bereit, für die Privatschule St. Anna der Blongregation der Barmherzigen
Schxjestern für die Schulerweiterung S 500.000,— zu spenden. Nach Auffassung
der Kommunistischen Partei ist die Errichtung und die Führung von Schulen Auf
gabe des Staates und des Bundes, aber auf keinen Fall die von Privaten. Dieser
Standpunkt der KPc3 hat nichts mit einer Kirchenfeindlichkeit zu tun, sondern es
geht darum, daß die Stadt in dieser Hinsicht Xv'iederum sehr großzügig ist. Weni
ger großzügig ist man beim kleinen Mann, so zum Beispiel ist man knausrig, x-xie
wir oft hören, bei der Anschaffung von Lehrmitteln in unseren öffentlichen Schu
len. Es dauerte nahezu 1 1/2 Jahre bis man S 20.000,— für die Erx-xeiterung des
Turnplatzes der öffentlichen Plenklbergschule zur Verfügung stellte. Es ist ja
heute der Beschluß wiederum gefaßt xjorden und ich könnte noch vieles anführen,
Probleme, die auch teilweise aufgezeigt wurden vom Kollegen Fritsch in der Bud
getdebatte. Eines ist sicher, die Förderung der Erweiterung von Privatschulen
tragt auf keinen Fall zum Abbau der Bildungsprivilegien bei, den die Ar—
beiterbex-xegung sei ihrem Beginn im Interesse der Mehrheit fordert.

BÜRGEFdlEISTER FPJGIZ TJEISS:
Ich drnke für diesen Beitrag. Kollege Schxxarz dazu.
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VIZEBÜRGER^IEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Ich möchte zu diesem Antrag insofern
Stellung nehmen als ich glaube, daß diese Zuwendung seitens der Stadt mehr als
gerechtfertigt ist. Es ist die einzige Schule dieser Art in Steyr und es kommen
immer wieder Interventionswünsche aus allen Bereichen der Bevölkerung, daß dort
Kinder unterzubringen sind. Wir glauben, daß mit diesem Beitrag doch die Stadt
aufgrund der Schülerzahl - es sind ja rund 50 Z der Kinder in Steyr - durchaus
eine gewisse Verpflichtung hat,auch hier eine Hilfestellung zu geben. Zudem
darf ich noch sagen, daß das Verhältnis mit der Schulleitung und mit der Heim
leitung in St. Anna ein ausgesprochen gutes ist, daß wir, wenn wir Wünsche sei
tens der Stadt haben, auch wieder von dort ein Entgegenkommen feststellen können.
Ich bitte Sie deshalb darum, diesem Antrag die Zustimmung zu geben.

BÜRGERl-IEISTER FRANZ \miSS:

Danke! Gibt es eine weitere Wortmeldung zu diesem Punkt? Ich sehe, das ist nicht
so. Der Referent verzichtet, glaube ich, auf das Schlußwort. Dann werden wir
zur Abstimmung kommen. Ist jemand gegen den Antrag? Kollege Treml. Eine Stimm
enthaltung? Ist nicht der Fall. Der Antrag ist somit beschlossen. Bitte den
nächsten Berichtspunkt in Angriff zu nehmen.

1 Gegenstimme von KPÖ •

GEMEINDERAT RUDOLF PIMSL:

Die Gesell Schaftsversammlung der LiWeSt Elabelf ernsehen-Errichtungs- und Betriebs
gesellschaft hat beschlossen, daß sie ihr Gesellschaftskapital von 1,5 Mio. auf
2,1 Mio Schilling erhöht. Um eine bessere finanzielle Basis für ihre von ihr zu
führenden Arbeiten zu bekommen. Entsprechend dem Beiteiligungsverhältnis der
einzelnen Städte fällt natürlich auch auf die Stadt Steyr ein gewisser Betrag,
der für die Erhöhung dieses Gesellschaftskapitals einzuzahlen ist. Es ergeht
daher der Antrag des Stadtsenates an den Gemeinderat

16) Verk - 489/76
LiWeSt-Kabel-TV-Studien- und Forschungs
gesellschaft mbH; Einzahlung von weiteren
50 % der Vermögenseinlage an die LiI7eSt
ICabelfernsehen Errichtungs- und Betriebs
gesellschaft § Co KG
r

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der "agistratsdirektion vom 27. November 1979 wird
der sich aus dem Beteiligungsverhältnis der Stadt Steyr an der LiWeSt I er
gebende Anteil von S 180.625,— an der zu leistenden Vermcgenseinlage als über
planmäßige Ausgabe bewilligt und bei VSt 1/9140/0800 freigegeben.
Der "'agistrat wird im Sinne des 5 44 Abs.- 5 des Statutes für die Stadt Steyr inv
folge Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte Sie, diesen Antrag anzunehmen.

BÜRGERMEISTER FPA'^Z WEISS:

Wir haben den Antrag vernommen. Wie zu erwarten war gibt es bereits einige
Redner. Erster ist Vizebürgermeister Fritsch. Im Anschluß daran Herr Ceaein-
derat Schwarz und Herr ßemeinderat Fuchs.und Gemeinderat Treml

VIZE3ÜRGER:t;ISTER KARL fritsch:

Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! Die Causa LiTTeSt scheint
immer mehr und mehr zu einem Diskussionsmittelpunkt zu werden. Nicht nur zu einem
Diskussionsmittelpunkt hier herinnen in beschlußfähigen Gremium des Gemeinderates ,
sondern darüber hinaus auch innerhalb unserer Bevölkerungskreise, und hier kann
ich auch ohne weiteres sagen unserer fernsehwilligen Bevclkerungskreise,Die Dis
kussion LiWeSt greift aber, durch das entsprechende Statut bedingt aber auch auf
die Dereiche der Städte Linz bzw. Wels über. Die Causa LiUeSt und die Uninfor-
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miertheit in bezug auf LiWeSt, und hier unterstreiche ich die Bemerkung des
Antragstellers vorhin bei Beginn seiner Antragstellung, nicht vollinhaltlich
informiert zu sein. Diese Uninformiertheit nicht nur des Herrn Kollegen Pimsl
sondern uns allen miteinand r in dieser Angelegenheit war ja der Grund dafür,
ad hoc eine Informationssi..dUng vor entsprechenden Beschlußfassungen im Gemein
derat einzuberufen. Sie alle waren größtenteils Teilnehmer, Diskussionsredner
oder Debattenredner in dieser Informationssitzung. Sie alle waren, wenn ich
mich rückerinnernd nochmals der Materie stelle, nicht hellauf begeistert. Vom
Gebotenen, von der Art des Gebotenen, geschweige dem von bisher von der LiWeSt
in Steyr Geleistetem. Und wenn Sie heute nun einen Antrag vorliegen haben,der
schon einmal zurückgestellt wurde, die Aufstockung des Gesellschaftskapitales
vorzunehmen. Ein Antrag, der von der Generalversammlung der LiWeSt am 29. 11.
1979 vorgefaßt wurde, so kann ich nicht verschweigen, doch noch zu sagen, daß
die Generalversammlung zum größten Teil aus den Bürgermeistern dieser drei in
der LiWeSt vereinten Städte besteht. Und daß also die Bürgermeister, sicherlich
als vom Gemeinderat dort hin entsandt, Beschlüsse gefaßt haben, die eigent
lich in den zuständigen Gremien der von ihnen unmittelbar - ich müßte fast
sagen verwalteten Städte - überhaupt noch nicht vorberaten waren, also nicht
unbedingt gedeckt waren. Ich komme nun zurück auf die Informationssitzung und
deren Inhalt. Hier sage ich ein sehr offenes Wort, ich getrau es mich, viel
leicht können manche andere nicht oder dürfen manche andere es nicht tun. Ich
habe nicht den Eindruck gewonnen, daß durch die beiden Referenten, sie sind
sicherlich heute nicht da, daher nicht unbedingt direkt ansprechbar, eine de
taillierte Fachkenntnis des Problems gegeben war.
Wenn ich schon, ich täte es zumindest, eine Ir.formation eines Gemeinderates
durchzuführen habe, wäre, glaube ich, die Grundlage für mich als Referent, mich
selbst einmal rechtlich zu informieren. Aber was uns hier geboten wurde zeigt
eigentlich, daß in der Causa LiWeSt hier eine Pflichtübung absolviert wurde,
zeigt aber auch, daß verantxrartungslos mit öffentlichen Geldern in diesen Gre
mien zum Teil umgegangen wird, insofeme, ich wage und kann das behaupten, als
ich mich erinnerte an die Aussage des Herrn Dipl.-Ing. Felsecker, der erklärte,
beim Herüberfahren von Linz nach Steyr ist mir eingefallen, daß ich die Versor
gung des Stadtteiles Münichholz mit einem Luftkabel durchführen kann. Er kostet
nur S 100.000,— mehr. Da muß ich sicherlich sagen, meine sehr geehrten Damen
und Herren, wenn ich solche ad hoc-Einfälle habe, die ich bezahlen muß mit fremden
Geld, dann sind sie für mich als dem Einfallhabenden ganz nett, aber für die,
die es bezahlen sollen und für jedes Gremium, das darüber den Beschluß zu fas
sen hat, nicht unbedingt sehr verständnisvoll. Und wenn Sie nun weitergehen
und sich überlegen, was hat in Steyr - und wir sind ja nur beschlußfähig für
diesen, unseren Bereich - die LiWeSt schon geleistet. Außer laut Aussage 17 km
Kabel verlegt, keinen echten einzigen Anschluß getätigt. Wenn Sie weiter denken,
daß mit Hilfe dieser LiWeSt eine Wartungsgebühr für den einzelnen Fernsehteil
nehmer von Endstufe S 120,— eingehoben werden wird, wenn Sie weiters denken,
daß die gleiche Leistung in Steyr ein Gewerbetreibender zu einem derzeitigen,
wertgesicherten Wartungsbetrag von S 40,— übernimmt, dann muß man sich echt
fragen, ob nicht hier, dort oder da gewisse Trugschlüsse oder aber Kalkulationen,
nicht richtig durchgedacht, zu Grunde liegen. Und wenn wir heute, und wenn Sie heute,
ich muß mich korregieren, eine Beschlußfassung der Aufstockung, der Kapitalauf
stockung der LiWeSt in der Größenordnung für die Stadt Steyr bezogen ^ von
S  180.625,— zustimmen, dann muß man aber auch gleichzeitig festhalten, daß da
durch bedingt nur der Kapitalplafond dieses Institutes etwas angestiegen wird,
sicherlich auch ein gewisses Betriebskapital für ihre Arbeit getan wird, daß
aber keinesfalls durch diese KapitalaufStockung gewährleistet wird, zu den glei
chen Bedingungen, zur gleichen Qualität und vorwiegend zu einem gleichen Zeit
punkt als es in Steyr oder auch in Linz Privatunternehmer tun, die Versorgung mit
Kabelfernsehen zu gewährleisten. Ich höre wahrscheinlich durch irgendeinen Nach
redner, ich weiß es nicht, wer es sein wird, ja was willst Du, das ist ja eine
freiwillige Leistung, ob er anschlußwillig ist oder nicht. So stimmt dieses
Faktum. Es stimmt aber nur halb, denn die freiwillige Leistung eines Anschlusses
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ist auch bei einer Privacfirma gegeben. Es x^-ird weder bei der einen noch bei
der LiWeSt jemand anderer gezxjungen, beizutreten. Hier aber habe ich einen
echten Vergleich, der freiwilligen Leistung LiWeSt mit S 120,—, ich rede nicht
von S 80, —, aber auch gleichzeitig der freix,7illigen Leistung mit S 40,— mo
natlich. Wir kennen alle miteinander die Angelegenheit LiWeSt aus ihrer Grün-
dung, ich müßte fast sagen.aus ihrer Geburtsxjehenphase. Wir kennen auch den
tieferen Hintergrund. Ich muß allerdings dazu sagen, daß sich meine Fraktion
beim Erstantrag als es zur Gründung der LiWeSt, in dem Fall muß ich schon sagen,
der LiWeSt I, gekommen ist, zugestimmt hat. Ich muß aber weiters sagen, daß
durch die Verqüickung zwischen LiWeSt I, LiWeSt II und LiWeSt III und der Ge
neralversammlung die Einflußmöglichkeiten des Geineinderates, der zwar bestimmen
darf, Geld dafür zu KapitalaufStockung auszugeben, sehr gering geworden ist und
ich glaube auch, für einen Gemeinderat der Stadt Steyr müßte ein gexjisses Lei
stungsprinzip Vorrang haben. Bevor ich nicht echt die Leistungen eines Auftrag
nehmers, in dem Fall ist es ja die LiWeSt, erkennen kann, x^erde ich kaum ver-
antxjortungsvoll einen Beschluß fassen, das Kapital dieses Auftragnehmers x/eiter
aufzustecken,um die Gexjähr zur entsprechenden Leistung in absehbarer Zeit
von ihm erxrarten zu können. Es ist also aus der Sicht, aus der Informationsin-
haltssitzung, aus dem Inhalt dieser Informationssitzung, aber auch aus den
bisherigen Erkenntnissen, aus den bisherigen Beschlüssen im Aufsichtsrat der
LiWeSt I, der dort mehrheitlich gefaßt xmrde. Bürgermeister L'eiss und Vize-
bürgermeister Schxrarz haben diesem dort stattfindenden Antrag die Zustimmung
gegeben. Ich habe mich dort mit meinem Fraktionskollegen der Stimme enthalten.
Ich habe die ganzen Beweggründe im Gemeinderat bei dieser Informationssitzung
sehr aufmerksam verfolgen können, auch schon desx'jegen, xjeil ich von A bis Z
bei der Sitzung anxsresend xjar. Wir haben uns dann fraktionell xxeiterberaten und
sind zu der Auffassung gekommen, daß diesem uns heute vorliegenden Antrag auf
grund der geschilderten Gegebenheiten von meiner Fraktion aus die Zustimmung
nicht erteilt Xv^erden kann.

BÜRGEFCIEISTER FFAdTZ T7EISS:
Ich nehme den Beitrag zur Kenntnis. Es gäbe sicherlich x-reiteren. Gesprächsstoff
für Diskussionen en masse. Ich erteile aber dennoch den nächsten Redner, Herrn
Gemeinderat Schxrarz das Wort. Anschließend die;Gnmeinderäte Fuchs und Treml.

GEHEIHDERAT HERBERT SCHWARZ:

Wertes Präsidium! Sehr geehrte Danen und Herren des Gemeinderates! Erlauben
Sie mir, daß ich kurz noch eine Ergänzung anbringe. Kollege Fritsch hat hat
groß gesagt 17 lern Kabel sind gelegt, das x-rar, glaube ich ein Versprechen. Es
sind 1700 m ;.fabel verlegt. Erlauben Sie mir, daß ich kurz den Aufbau der 3
Gesellschaften darlege. Die Gesellschaft, kurz genannt LiWeSt I, hat ein Stamm
kapital von S 2,1 Ilio. Diese Hauptgesellschaft ist bei der LiWeSt II Errich-
tungs- und Detriebsgesellschaft beteiligt. Das Stammkapital der LiWeSt II be-
trägt 1 Million und ist zu einem Viertel von LiWeSt I eingezahlt. Beide Ge
sellschaften sind bei der dritten Firma, genannt LiWeSt III, Errichtungs- und
Betriebsgesellschaft m.b.H. & Co KG beteiligt. Die LiWeSt III ist die aus
führende Firma mit einem Geschäftskapital von 31 Millionen Schilling. Die Be
teiligung der Gem.einde ist nur der Li'^eSt I gegeben. Ilaben xc^ir nur in dieser
Gesellschaft die Einlagen daher zu decken. Das Kapital beträgt 2,1 Mio. S, da
von entfällt auf die Stadt Steyr ein Betrag von S 525.000, —. Dies ist das Ka
pital, das die Stadt Steyr aufzubringen hat. Von diesem Betrag xjaren Ende 1978
243.750,— eingezahlt, das ergibt x-7iederum die Hälfte des Kaptialanteiles. Bei
einem Unternehmen dieser Art müßte man das Auslangen finden mit dem bereits
einbezahlten Gesellschaftskapital, das sind bei der LiWeSt III 15,5 Mio. S.
Dieser Betrag steht jedoch nur dann zur Verfügung, wenn auch die übrigen Ge
sellschafter ihren Verpflichtungen nachgekommen sind und die Gesellschafts
anteile eingezahlt haben. Der Betrieb verfügt durch die Anschlußgebühren über
laufende Einnalimen, sodaß die Ausgaben ohne x^eiteres gedeckt xrerden können.
Von der Gesellschaft selbst xTurden Schreiben mit folgendem Wortlaut ausgesandt;
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"Antrag auf Anschluß an die Kabelfernsehanlage der LiWeSt, Kabelfernsehen-
Errichtungs- und Betriebsgesellschaft mbH. & Co KG. Der Unterfertigte bean
tragt hiemit den Anschluß an die von der obgenannten Gesellschaft betriebe
nen Kabelfernsehanlage und erklärt sich bereit, einen Teilkostenbeitrag in
der Höhe von S 3.500,— zur Vorfinanzierung von Grab- und Kabelverlegungs
arbeiten nach Aufforderung zu entrichten. Dieser Betrag wird für die später
zu leistende Anschlußgebühr gutgeschrieben." Ich glaube, Ihnen ist sicher
lich auch so ein Formblatt zugegangen. Die Formulierung dieses Schriftstückes
kann zu Schwierigkeiten führen. Der Konsument hat ein Recht darauf zu wissen,
wie viel ihm der gesamte Anschluß kostet. Aus dem Antrag:geht der Preis die
ses Anschlusses nicht hervor. Die Gemeinde Steyr benötigt für die Bewältigung
ihrer eigenen Aufgaben Darlehen, wie wir heute gehört haben, auch zwischen
8 % und die mit 8 und 10 % verzinst sind. Das bedeutet, daß die Beteiligung
an der LiWeSt mit 525.000,-- Schilling jährlich rund 50.000,-- Schilling an
Zinsen verschlingt. Diesem Aufwand steht ein Vermögenswert in der Form einer Be
teiligung von rund 2 % des Gesellschaftsvermögens gegenüber. Laut Angabe des
Geschäftsführers der LiWeSt ist in den ersten 6 Jahren mit einem Verlust zu
rechnen. Somit werden auf lange Zeit die Ausgaben für diese Beteiligung die
Erträge übersteigen. Der Sinn und Zweck der Gründung der Gesellschaft war es,
die Bevölkerung von Steyr einen guten Fernsehempfang zu ermöglichen, zu bil
ligen Preisen und daß dies in kürzester Zeit verwirklicht wird. Diese Bedin
gungen, die zur Gründung der LiWeSt geführt haben, sind bisher nicht erfüllt
worden. 1977 wurde der Gesellschaftsvertrag mit einem Gesellschaftskapital von
S 600.000,—, ursprünglich mit dem Grundkapital ausgestattet. 1978 wurde die
Kapitalbeteiligung erhöht, wodurch es zu diesem Anteil, wie bereits erwähnt,

525.000, Schilling kommt. Von einem zügigen Ausbau des Kabelnetzes laan
keine Rede sein. Die kleinen Privatfirmen in Steyr und Umgebung haben ihre Auf
gaben wesentlich rascher erfüllt. Der Kosten- und Preisvergleich ergibt, daß
die LiWeSt mit den Servicekosten dreimal so teuer ist wie die Privatfirmen.
Aufgrund dieser angeführten Tatsachen wäre die Geschäftsführung der LiWeSt III
vor der Genehmigung weiterer Geldmittel aufzufordern, einen schriftlichen und
somit nachprüfbaren Bericht über die derzeitige finanzielle Lage des Unterneh
mens und über die künftigen Aktivitäten unter Angabe des Zeitplanes über den
Ausbau des Netzes vorzulegen. Es müssen auch Maßnahmen gesetzt werden, um eine
erhöhte monatliche Gebühr für die Serviceleistung zu verhindern. Laut Gesell
schaftsvertrag sind die 3 Gemeinden für die Tarifgestaltung, die bereits von
meinem Vorredner gesagt wurde, verantwortlich. Wir sind der Meinung, daß es
nicht richtig ist, wenn die Gemeinde Steyr Mittel aufwendet, um die Bevölke
rung von Stadt Steyr mit teureremFernsehen zu versorgen als dies vom privaten
Unternehmen angeboten wird. Aus den genannten Gründen verneint unsere Fraktion
die Zustimmung. Danke.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke für die Erklärung. Nächster Gemeinderat Fuchs.

GEMEINDER^VT ERNST FUCHS:

Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates. Die causa LiWeSt
ist tatsächlich Diskussionsmittelpunkt der Bevölkerung. Der Inhalt oder das Er
gebnis dieser Diskussion ist in der Bevölkerung Verunsicherung, Ratlosigkeit,
Uninformiertheit. Daher haben auch wir erwartet, daß bei dar Informationssit—
zung ces Gemeinderates wenigstens die sogenannten Stadtväter zu besseren Er
kenntnissen gelangen. Aber ich muß leider dem Vorredner, Vizebürgermeister
Fritsch Recht geben, viel weiter kamen wir nicht, denn diese Berichte, die
diese Herren von der LiWeSt dargeboten haben, haben uns be^^üvlich der Absich
ten, bezüglich der Technik, bezüglich der kommerziellen Seite nicht wesentlich
weitergebracht und es wurde auch bestätigt durch einen Mandatar der Sozialisti
schen Partei. Wir haben es mit 3 Initiatoren zu tun. die vorerst zwar gleich
lautende Ziele, nämlich die Erreichung mehrerer Fernsehprogramme für die Teil
nehmer, haben, aber doch von verschiedenen Motiven getragen sind. Die LiWeSt
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will ?ür die 3 Städte Linz, Wels, Steyr eines Tages sicherlich auch ein eige
nes Programm ausstrahlen, welcher Diktion auch immer ist klar. Die Landes-Ka-
bel-TV will als Gegenstück - sicherlich für den ländlichen Raum gedacht - auch
in die Programmauswahl eines Tages eingreifen, wobei jedoch aufgrund der Auf
sichtsratbesetzung 3 : 2 : 1 eher mit einer Ausgewogenheit zu rechnen ist. Und
die private Steyrer Firma, sprechen wir es doch offen aus, jeder weiß es, um wen
es sich handelt, Herrn Gstöttner, möchte und tut dies auch seit Jahren, seine
als erster begonnene Verkabelungsarbeit, und das ist legitim, weiter fortsetzen,
zumal tausende Haushalte bereits von seinen Arbeiten und Leistungen profitieren.
Und nun beginnt, so haben wir das bemerkt, der .Monopolatreit und das Hick-Hack
um Anschlußgebühr und Wartungsgebühren. Der Bevölkerung geht es aber vor allem
darum, günstigst erstens Anschlüsse zu vermehrtem Programmangebot zu erhalten
und zweitens einen günstigen Wartungs- und Instandhaltungspreis zu bekommen.
Das sind die Hauptanliegen, die bei dieser Diskussion in der Bevölkerung,
die eben zu so viel Ratlosigkeit und Verunsicherung geführt hat, zum Gegen
stand haben. Und wir haben bereits bei der Gründung der Kabel-TV Studien- und
Forschungsgesellschaft als einzige Fraktion, ich glaube, es war 1977, unser
Nein hier im Gemeinderat ausführlich erläutert und deponiert. Sie können heute
somit von uns nicht erwarten, daß wir der Aufstockung der antraglich geforder
ten Vermögenseinlage von 50 % unsere Zustimmung geben, zumal wir nach wie vor
an dem Endzweck, und das ist nicht allein die Verkabelungsleistung, keine
Freude haben. Der sozialistische LiWeSt-Siemens-Weg, eines Tages mit eigenem
Programm auf eigenem Kanal Sozialismus in die Haushalte zu liefern, kann und
wird von uns nicht unterstützt werden. Außerdem, und das betone ich nochmals,
haben beide Vortragende der LiWeSt anläßlich der Informationssitzung des Ge
meinderates mit ihren manchmal, gelinde gesagt, verworrenen Aussagen und Angaben
von Ziffern uns nicht überzeugt. Ich glaube, das ist auch ein offenes Wort. Es
wagen ja doch auch andere Mandatare, ein offenes Wort darüber zu sprechen. Wir
haben das so aufgefaßt, daß die Grundlage und das Ergebnis unserer Informations
sitzung keineswegs auf realer Basis stand, wenn nian Derartiges ausgesagt erhält,
daß man bei der Fahrtstrecke Linz - Wels einen Einfall hat. Ich glaube, da müßte
man schon derartige kompetente Herren der LiWeSt zuvor bitten, daß sie sich
etwas besser mit Unterlagen und vor allem gründlicher Ausstattung nicht Unge
reimtes und Verworrenes hier vortragen. Daß die von der LiWeSt vorzunehmenden
Kosten für die Wartung, der Preis kann jedoch nicht akzeptabel erscheinen und
es ist wohl auch allen sozialistischen Mandataren klar. Es haben doch einige
sozialistische Mandatare bei der Informationssitzung dagegen gesprochen."Was
soll ich meinen Leuten empfehlen", war ein Wort eines Mandatars im Stadtteil
Wehrgraben. Ich schaue einen Kollegen an. Dies war zum Beispiel auch eine Aus
sage, die nach.den Vorträgen der beiden Herren erst getroffen worden ist und
der Herr Kollege Leithenmayr hat ja recht mit dieser auch bei dieser Sitzung
bekanntgegebenen Unsicherheit. Derzeit liegt die Steyrer Firma mit S 40,— pro
Monat Wartungs gebühr sicherlich weit besser' gegenüber die LiWeSt,. die ab -
ich glaube Mitte 1981 wurde das ausgesagt - S 120,— verlangen wird. Die Stey
rer Firma hat ja außerdem auch insoferne Vorteile, weil sie bereits Kenntnisse
besitzt, weil sie 1000 Bestellungen z. B. allein im Stadtteil Münichholz be
reits erhalten hat. Man soll jedoch aufgrund ihrer Erfahrung und ihrer Lei
stung aufgrund der bereits auch getätigten Materialanschaffungen in Millionen
höhe, die Grabungs- und Erschließungsbewilligung nicbt versagen. Auch wenn der
Aufsichtsratvorsitzende der WAG zwei Seelen in der Brust zu haben scheint, soll
jene Seele siegen, die der Bevölkerung am dienlichsten ist. Es gibt ja SPÖ-
Stadträte, die die gleiche Ansicht unterschriftlich vertreten haben. Die LiWeSt
wird schon deshalb nicht billiger sein können als sie sich ja für ihre Arbeiten
für ihre Leistungen Subfirmen bedienen wird müssen, die ja sicherlich auch nicht
unter den Gestehungskosten arbeiten werden können. Die LiWeSt wird ja sicherlich
auch kein defizitäres Unternehmen bleiben, obwohl die politischen Ziele sicher
lich auch maßgebend zu erwähnen sind. Das alles, was ich jetzt gesagt habe und
vorhin gesagt wurde, bewirkt, daß das derzeitige Angebot der LiWeSt für die Be
wohner, für die Anschlußwerber teurer ist als das der Steyrer Privatfirma und



wir lehnen daher in Verfolgung unserer Haltung gegenüber der Lü'TeSt diesen An
trag auf Erhöhung der Vermögenseinlage ab, auch deshalb, das betone ich noch
mals, weil uns beide Vortragende der LiWeSt sowohl in bezug auf Kosten als auch
in bezug auf die technischen Vorkehrungen nicht überzeugt haben.

BÜRGER:!EISTER FRANZ WEISS:
T>?ird zur Kenntnis genommen dieser Beitrag. Nächster Sprecher Gemeinderat Treml.

GSMEIIIDEPAT OTTO TREML:

Werter Herr Bürgermeister! Meine Danen und Herren des Geneinderates! Es war ja
zu erwarten, daS es auch in der öffentlichen Sitzung zu einer bestehenden A.us-
einandersetzung kommt in der Frage LiWeSt, ■^jenn es auch nicht unmittelbar in
Zusamnenhang steht mit der ganzen Tarifgestaltung. Nun, ich glaube, meine Vor
redner, besonders der Kollege Fuchs, den möchte ich schon ein bißchen unter-
stellen, daß ihm nicht das,v'Johl und 'Weh in erster Linie der Bevölkerung am
Kerzen liegt, sondern wie ja richtig, er hat es ehrlich gesagt, er will nicht,
daß man in diesen 3 Städten Sozialismus verbreitet, das glaube ich auch. Aber
ich mochte auch gleich jetzt tichtig stellen, daß er ja schon von Haus aus dage
gen war, ohne zu wissen, wie die Tarifgestaltung von der LiWeSt sein wird. Es ist
ja viel später gekommen als im Jahr 1977, wo wir beschlossen haben, daß wir
hier dieser Betriebsgesellschaft beitreten, hast ja Du schon im Namen Deiner
Partei dagegengestimmt als einziger. Also daher möchte ich Dir nicht unterstellen,
daß ^das ausdrücklich von der FPÖ politische Motive sind, 3 : 2 : 1 ist na
türlich besser,vielleicht hier bei der Kabel-TV Landesgesellschaft ein bißchen
besser unterzukommen. Also ich möchte noch einmal ausdrücklich sagen, weil es
schaut so aus, na gut, die Bevölkerung,die sozialistische Partei, so stellt es
sicn jetzt heraus aufgrund der InformationsSitzung der Diskussion im Finanz—
and E.echtsausschuß, ist dafür, daß diese hohen Tarife eingehoben werden und
alle anderen 3 Parteien sind dagegen. Nun, meine Damen und Herren, es 'VTurde
auch hier herangezogen, daß wir zu wenig informiert wurden. Es stimmt
aber nur zum Teil. Wir sollten ja diesen Beschluß der Aufstockung der Vermö-
genseinlage bereits im Dezember fassen anlaßlich der Budgetdebatte. Dort i'/urde
ja scnon eine Diskussion abgewickelt im Finanz- und Rechtsausschuß, was nicht
gang und gäbe ist, so lang zu diskutieren. Und da ist man einhellig der Auf
fassung gewesen, wir sind zu wenig informiert. Wir werden diesen Tagesordnungs
punkt eben nicht auf die Tagesoranung setzen. Wir verlangen eine bessere In
formation und so ist die Informationssitzung zu Stande gekommen. Bei dieser
Informationssitzung haben wir von Dipl.—Ing. Saiberl erfahren, es ist nicht
so, daß man nichts weiß, sondern er hat es ausdrücklich gesagt, daß innerhalb
der nächsten 5 bis 6 Jahren rund 123.000 Wohnungseinheiten in diesen 3 Städten,
Linz, Wels und Steyr das Kabelfernsehen erhalten. Davon, van diesen 12B.000_j
^^l-f^-llen auf die Stadt Steyr 16.000. Er hat uns aber auch gleichzeitig ge
sagt, wie es jetzt ausschaut, nämlich, daß seit der Gründung der Gesellschaft,
so führte Ing. Felsecker aus, wrden bis Ende des Jahres 1979, also um die Weih
nachtszeit war das, erst ganze 72 Teilnehmer an die LiWeSt an das Kabelfernseh
netz in Linz angeschlossen sind. Also, wir sind schon informiert, nämlich in
der Richtung, daß es bisher sehr zögernd und schlecht vor sich geht, daher ge—

mir die Konsequenz meiner Vorredner nicht ganz. Außerdem aufgrund von
einigen^Befragungen, die ich konkret gestellt habe an diese Herren, T-Turde uns
mitgeteilt, daß die einmalige Gebühr, die zu errichten ist, S 4.900,-- beträgt.
Dies bis 30. Juni 19ol, also als Lockmittel, nur eine Monatsgebühr von S 30,—
und^bis 30. Juni 1932 S 95,— und dann gehts los ab 1 . Juli I9G2 S 120,—. Da
zu kommt noch, wie er uns mitgeteilt hat, die ICabelverlegung Lm Haus, :;eil ja
Hie Lii.^eSt ja nur bis zum Keller und es hängt ja auch davon ab, wieviel Haus
parteien, wieviel Anschlüsse getätigt werden. Bei einer Villa, da ist die Grund
grenze, weil er gesagt^hat, nein hundert Meter tun wir nicht zusätzlich
verlegen. Aber sagen wir in einem verbauten Siedlungsgebiet ".7ie -,'dnichhoiz
also nimmu man wanrscheinlica an, bei einen so großen Anschluß, so wie es auch
neißt vom Keller weg. Aber trotzdem belaufen sich noch diese H.osten auf S530,—
uis S 1 .000, . Also, daß hier die Anschlußkosten gleich pari sind wie die der
Firma Gstöttner. Bis jetzt, das wissen .Sie ja auch, hat die Fiim-.a Gstö'ctner
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3000 Haushalte Ennsleite, Tabor und andere Stadtbereiche wie Wehrgraben, Stein
feld, Sierninger Straße, an das Kabelnetz angeschlossen» Die Ansnhlußkosten
bis zur Wohnung bei dieser Firma betragen S 5»950,— und die monatlichen War
tungsgebühren betragen nur S 33,— incl» MWSt wertgesichert» Bitte schön, das
ist vom Dezember 1979, wo er halt bei mir geworben hat. Das spielt ja keine
Rolle. Im wesentlichen stimmen ja ungefähr die Zahlen, weil ja ca. 3000 zu
einem Betrag abgeschlossen mit S 33, —. Also wenn er jetzt auf S 40,— erhöht,
ist das ja für die Zukunft gedacht. Das heißt, wenn man sich nun dieses Bei
spiel genauer ansieht, so werden die Teilnehmer in den nächsten 3 Jahren bei
der Firma LiWeSt S 3.300,— Monatsgebühr, bei der Firma Gstöttner S 1.088,—
plus Wertsicherung bezahlen müssen. Jene Haushalte, die von der LiWeSt ange
schlossen werden, müssen also nach meiner Rechnung weit über S 2.000,— mehr
bezahlen. Da kann-man auf keinem Fall von .einer maßvollen Tarifgestaltung der
LiWeSt sprechen. Die im Gesellschaftsvertrag besonders verankerte Mitbestim
mung der Städte müßte aus Konsecjienz daraus, von uns ein Vertreter in der Ge
sellschaft genützt werden, um eine Senkung der überhöhten Monatsgebühren so
wie auch zum Teil der Anschlußgebühr erwirken. Und ich glaube, daß es auch Auf
gabe ist des gesamten Gemeinderates, daß wir uns stärker hier bei der Tarif
gestaltung einschalten.müssen und uns auch dagegen zur Wehr setzen, daß man
Werbemethoden wie auch in jeder anderen Gesellschaft, nämlich unseriös vor
nimmt. Nämlich diese Broschüre, die man uns überreicht hat im Gemeinderat, da
heißt es, da heißt es, nämlich wo man die Bevölkeixmg und die Anschlußwerber
am Schmäh hält, "Ihr Vorteil" groß oben. Ich möchte ganz deutlich noch einmal
"am Schmäh hält" betonen» Und zwar, wir errichten das Kabelfernsehen in den
Städten Linz, Wels und Steyr. Diese Städte beeinflussen die Tarifgestaltung
und sichern damit den Bewohnern eine Mitbestimmung. Das müssen Sie mir erklären,
wie die Bewohner, mitbestimmen können. Weiters durch ihren-Anschluß beeinflussen
sie aber auch die Höhe der Tarife» Also auch das ist ein Schmäh, ein. üblicher
Werbeschmäh und dagegen muß Tnan sich wenden als Gemeinderat und wir müssen als
Konsequenz aufgrund dieser Mitteilung Veröffentlichungen, Teile der Beschlüs
se von LiWeSt, verlangen, daß diese Sätze, d. h. überhaupt überprüft
werden wirtschaftlich und zweitens, daß diese Sätze überhöht sind und daß sie
gesenkt werden. Dies müßte die Alternative sein, nämlich damit auch andere
Stadtteile, besonders MünichEoIz., 'dieTiatürlich"den TiJunsc.h haben,. so schnell
wie möglich an;geschL6ssen zu werden und daß sie das Kabelfernsehen erhalten
und außerdön, gibt es ja noch andere Stadtteile, die ein bißchen verstreuter
sind. Auch die wünschen, die jetzt schon einen schlechten. Empfang haben, das
Kabelfernsehen. Daß wir eben.die Voraussetzungen schaffen, daß hier kein über
höhter Preis entsteht bzw» verlangt wird. Dieses Bestreben müßte es sein und
hier könnten wir uns. echt zur Wehr setzen, denn man ist interessiert daran, so
schnell wie möglich Münichholz jetzt anzuschließen. Das wissen wir und wir
müßten auch einen bestimmten Druck ausüben und wir haben auch die Möglichkeit,
in Verbindung mit der WAG, wo. unser Kollege Vizebürgermeister Schwarz ebenfalls
drinnen ist, daß wir gemeinsam, die Bevölkerung der Stadt und die Leitung der
WAG, vorgehen, damit diese Tarife abgesendet werden.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke für diesen Beitrag. Nächster Sprecher Vizebürgermeister Schwarz.

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:

Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Die Diskussion geht meines Erachtens
in die falsche Richtung. Wir haben einen Gemeinderatsbeschluß, der uns ver
pflichtet,weil wir aufgrund -dieses Beschlusses Mitglied der LiWeSt sind. Wir
haben uns verpflichtet, auch dieser Verpflichtung nachzukommen. Es ist eine Tat
sache, von der wir uns also nicht entbinden können.-Dieser Beschluß war seiner
zeit einstimmig bzw. mit Stimmenthaltung und wir als Gemeinde haben diese Ver
tragstreue eben zu wahren und als Gemeinderäte sind wir verpflichtet, dafür ein
zutreten. Ich glaube auch, daß hier der Grund liegt, warum wir beigetreten sind,
daß wir einen gewissen Einfluß in diese Gesellschaft haben. Das hat Kollege Treml
ja sehr breit dargestellt. Der Hauptgrund, daß wir hier teilnehmen ist, daß wir
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auf verschiedene Formen dieser Gesellschaft, auf A'-.tionen dieser Gesellschaft
direkt Einfluß nehmen können. Ich meine das hier nicht nur als einzelne Frak
tion, ich erinnere mich erst jetzt gerade daran, daß sich Deine Partei sehr
bemüht hat, daß Du auch in den Aufsichtsrat entsandt v7orden bist und es war
auch der Wunsch vorhanden, auch dort vertreten zu sein. Und das muß man hier
auch sagen. Ich glaube auch, daß die Stellungnahme, die von Dir erst gekommen
ist, sicherlich eine gewisse politische Einstellung zum Durchbruch gebracht hat.
Und ich glaube schon, daß die Diskussion anders verlaufen würde, wenn wir heute
darüber reden würden, ob wir der Landesgesellschaft beitreten. Es ist ja inter
essant, daß nur in Steyr davon gesprochen wird, daß Privatfirmen das machen sol
len, auf Landesebene ist das nicht der Fall. Also auf Landesebene wird dieselbe
Einrichtung.

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT OTTO TREML:
Es gibt genügend!

VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Ja, es gibt genügend, so wie es in den Städten genügend gibt. Aber auf Landes
ebene ist es doch dasselbe. Warum richtet das Land eine Landesgesellschaft ein?
Bitte mir das zu beantworten. Aus demselben Grund wie die Gemeinde bitte. Reden
wir hier nicht da herum. Aus politischen Gründen, das muß ich da jetzt ganz
offen einmal aussprechen, so ist nämlich die Situation in Wirklichkeit. Daß
der politische Einfluß also gewahrt ist, das möchte ich so sagen und daß wir,
ich möchte mir also dem Vorwurf entkräften, der halt gesagt worden ist, daß
wir verantwoxtungslos mit den Geldern umgehen. Ich möchte sagen, daß wir auf
grund unseres Anteiles, den wir bei der LiWeSt haben, ein verhältnismäßig großes
Mitspracherecht haben. Wenn man die Gesamtzusammensetzung anschaut, 85 Z Siemens,
10 Z EBG und 5 Z die 3 Gemeinden, Linz, Wels und Steyr, wobei Linz von den 5 %
2  1/2 % bezahlen muß als Einlage, Wels und Steyr je 1,25 %. Dies ist also ein
verhältnismäßig geringer Anteil, wir haben aber doch Sitz und Stimme in den
Gremien. Ich glaube, daß hier doch ein sehr wesentlicher Punkt ist und noch
etwas. Das Gesamtinvestitionsvolumen der LiWeSt wird also geschätzt mit rund
600 Millionen Schilling und ich glaube, daß bei so großen Beträgen Firmen wie
eben die Siemens, die EBG und letztlich auch die Städte mit ihren Einlagen eine
Garantie dafür sind, daß diese Summen auch aufzubringen sind. Ich bezweifle,
daß verhältnismäßig kleine Firmen, das ist keine Abwertung, aber auch in der .
Lage sind, diese großen Beträge aufzubringen. Das ist meine Meinung dazu. Wenn
man also diese 600 Millionen viertelt, entfällt als Investitionsrahmen für
unseren Bereich als Steyr, da sind natürlich andere Gebiete wie die Zentral-
anlagen usw. auch dabei, rund 150 Millionen Schilling, das ist im Endausbau,
so wäre es ja gedacht, mit dem muß man ja rechnen und ich glaube nicht, daß ein
kleiner Betrieb in der Lage wäre, das aufzubringen. Und wir wollen aber unserer
Bevölkerung versichern, daß in Zukunft auch die Versorgung entsprechend sicher
gestellt ist. Ich glaube, daß wir in dieser Richtung wohl beraten sind, wenn
wir uns hier an diese großen Firmen halten. Es wäre manches zu diesen kleinen
Betrieben, und ich werde das machen, zu sagen. Es sind von den Gesellschaften
her mit diesen Firmen ja bereits Verhandlungen laufend im Gange. Ich hoffe, daß
man sich einigen kann. Es sind mit der Firma Gstöttner und zwischen LiWeSt und
Gstöttner Verhandlungen im Gange und die Firma Gstöttner wird ja auch künftig
hin in diesem Bereich tätig sein. Daß man also hier sicherlich eine Möglichkeit
hat und sich auch in Zukunft auf die Firma Gstöttner in diesem Bereich eingebunden
zu haben. Und ich glaube, daß die Unterlagen, die dem Aufsichtsrat geliefert wur
den, den beiden Aufsichtsräten geliefert wurden für die Kalkulation, sicher zu
treffen. Es wurde auch hier - darauf wurde heute noch nicht eingegangen - ange
führt, Vergleichszahlen von anderen Bereichen wie Niederösterreich, Wien usw.
Diese Zahlen, die da genannt wurden,die sicher nicht stimmen, sagen auch aus, daß
also die Gebühren, die hier zur Debatte stehen, letztlich auch in diesen Ge
bieten verlangt werden. Daraus ist auch, wenn man nicht Fachmann ist, doch zu
schließen, daß die Kalkulationen stimmen. Die Kalkulationsunterlagen einer klei-
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neren Firma sind sicher anders gelagert, das gebe ich durchaus zu, es sind aber
bestimmt hier Bereiche nicht inbegriffen, die eben so große Unternehmungen einfach
zu berücksichtigen haben, um auch in 10 Jahren noch einen reibungslosen Ablauf
zu gewährleisten. Ich bitte, diese kurzen Darstellungen doch zi- Kenntnis zu
nehmen und zuzustimmen.

3ÜRGEK1ISISTER FPANZ WEISS:

Danke, Herr Gemeinderat Holub hat sich noch gemeldet. Darf ich noch weitere Wort
meldungen registrieren? Gemeinderat Fuchs.

GEMEIUDERAT KARL HOLUB:

Geschätztes Präsidium! Meine Damen und Herren, ohne verfallen zu wollen in die
Diskussion, ob es jetzt darum geht, ob ein schwarzer Funk oder roter Funk hier
dominieren sollte, möchte ich doch sagen, wenn wir geahnt hätten, meine Damen
und Herren, welch Unvermögen sich offenbart aus den beiden Repräsentanten des
Managements dieser Firma, so hätten wir als verantwortliche Mandatare keines
wegs seinerzeit den Beschluß fassen dürfen, der Gründung dieser Unternehmung
zuzustimmen. Es war ein Spektakel der niedrigsten Art und Weise, Sie wissen
das alle, und ein Teil wird mir wahrscheinlich recht geben. Ich verlange nicht
von Ihnen, daß Sie das jetzt mit Worten tun. Schließlich und endlich sind Sie
ja an Ihren eigenen Antrag gebunden. Aber sie werden sich sicherlich noch mit
Schaudern erinnern, welche Figur die beiden Herren abgegeben haben, die hier
als maßgebliche Vertreter der Firma gesprochen haben. Ich muß eines sagen, Hut-
ab vor den Beamten hier im Haus. Kein einziger von Ihnen,meine Herren,hätte
die Stirne mit solcher Information vor ein Beschlußgremium zu treten, wenn
auch nur zum Zxveck der Information. Wenn Sie, meine Herren, hier im Haus, uns
Unterlagen präsentieren, so geschieht dies fundiert und sachlich. Sie meine
Herren, hier im Haus, wären sicherlich nicht in der Lage gewesen, Siegesfan
faren erklingen zu lassen, um bereits 72 errichtete Fernsehanschlüsse. Und Sie,
meine*Herren, hier im Haus, hätten nun sicherlich zumindest die Information
noch mitgegeben, daß diese 72 Anschlüsse, bitte im eigenen Bürogebäude errich
tet wurden. Ja wofür hält man uns denn? Ergänzend möchte ich zu diesem Pro
spekt noch dazusagen: Auf der Rückseite steht unser Steckbrief. F.an hat einige
Daten vergessen, nämlich die persönlichen dieser beiden Herren und man hatte
noch zwei Buchstaljen mitanführen müssen, nämlich Unvermögen und Überheblich
keit. Das hat sich hier ganz eindeutig gezeigt. Und sie verstehen bitte, daß
wir aus diesen Erinnerungen und aus diesen Erlebnissen, die wir hier kollektiv
gehabt haben, doch durchaus nicht in der Lage sind, diesem Antrag zuzustimmen,
denn wir glauben, doch verantwortlich zu sein dafür, daß die Mittel, die wir aus
der Bevölkerung heraus haben, bewußt eingesetz werden, sinnvoll eingesetzt wer
den. Und Sie selbst haben ja schon in mehreren Debattenbeitragen gesagt,uaß
ein kleineres Unternelimen z. B. anders kalkulieren muß und kann als ein größeres.
Ich gebe Ihnen vollkommen recht, dieses größere Unternehmen hat ja solche Mana
ger auch zu finanzieren.

BÜRGERI'SISTER FPxAHZ 1>JSISS:

Ausgesprochen. Nächster Redner Herr Gemeinderat Fuchs.

GEMEINDEPvAT EPdlST FUCHS:

Meine Damen und Herren des Geraeinderates! Es i-7urde schon einiges an Unseriösem
hier verlautet, das die beiden Herren vorgebracht haben. Ich möchte das nurmenr
mit zwei Ziffern ergänzen. Es hat ein Ziel gelautet; für Linz, L'els und Steyr
x-jerden 123.000 Haushalte erschlossen. Es xairde hier exakt ausgesagt. Wissen
Sie, xrieviel Haushalte Linz, Wels und Steyr zusammen überhaupt haben? 130.900,
Steyr 15.500, Linz 95.900, Wels 19.500, dies ergibt die Zahl 130.900.

ZI7ISCKEIIRirF VIZEBÜRGEFdEISTER HEINRICH SCHl'JARZ:

Es ist ja nicht nur Linz, Wels und Steyr sondern es sind ja auch andere Gebiete,
die also dazukommen.
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CEIEETDERAT ERNST FUCHS:

Nenn eine zwischen die Landes-Kabel-TV in Aktion tritt und diese Gebiete bean
sprucht, weil bisher sind die Verträge nicht mit anderen Gemeinden abgeschlos
sen worden, bitte das auch zur Kenntnis zu nehmen, sondern die Verträge lauten
lediglich zwischen den drei Statutarstädten. Also kann man nicht von anderen
schon sprechen, wenn überhäufst keine Vorraussefczungen dafür geboten sind. Bitte,
das in aller Form zur Kenntnis zu nehmen, "an kann doch nicht über einen Ver
trag hinausgehen und bereits spekulieren mit Dingen, die überhaupt noch keine
Grundlage besitzen. Fest steht jedenfalls, daß von diesen 130.900 Haushalten
der drei Städte, tausende Haushalte bereits durch private Initiative erschlos
sen und angeschlossen sind. Also kann man doch unmöglich zu dieser Zahl kommen,
da müßte man ja auf 110 oder 120 % Anschlüsse kommen und das gibt es ja be-
kanntlicn mathematisch nicht. Also eine mehr als ominöse Aussage. Dann zur
Herstellung - ich glaube, es dürfte bei meinem Zwischenruf untergegangen sein.
Wir haben gegen die Studien- und Forschungsgesellschaft gestimmt und es war da
mals kein einstimmiger BeschlUiß. Das, glaube ich, war notwendig zu sagen und
bezüglich der Landes-Kabel-TV gebe ich sicherlich recht, daß das ein politisches
Gegenstück war. Eine Leistung, die das Land vollbracht hat, wenn man das Wort
Leistung verwendet und ich glaube, es war auch notwendig und es ist sicherlich
nicht drinnen, daß man jetzt sagen kann, da wird jetzt der Schwarzfunk und dort
der Rotfunl: ausgestrahlt, denn, das dürfte auch untergegangen sein bei meinem
ersten Beitrag, die Aufsichtsratbesetzung garantiert eine Ausgewogenheit, die
bei der LiWeSt ja nicht vorhanden ist, mit 3 : 2 : 1. Im übrigen zu Verkabe
lung sversorgung sagen wir selbstverständlich auch ja. Aber zu den weiteren, da
mit verbundenen politischen Zielen sagen wir eindeutie und nach wie vor nein.

Wird zur Kenntnis genommen. Noch eine weitere Wortmeldung zu diesem rPunkt? Ich
sehe, daß ist nicht der Fall. Ich wäre unfair,jetzt dem Referenten, nämlich
in dem Fall Herrn Gemeinderat Pimsl,hier das Schlußwort zu übertragen, wo er
mit der Materie im Detail ja gar nicht so vertraut war. Aber meine Damen und
nerren, erlauoen Sie mir doch die Möglichkeit zu ergreifen, hier ein paar auf
klärende 'Torte zu sagen.
Die Entwicklung, ich glaube hier befindet sich kein einziger unter uns, der in
der Lage wäre, vom technischen know how her zu beurteilen, wer in der Laie ist,
daß dieses Kablefernsehen aut Sicht uns am besten zu garantieren, ''ir kennen
daher nur eines beurteilen, ob wir hier das Interesse eben hier womöglich dicht
zu versorgen, schnell oder langsamer erfüllen. Persönlich für mich , darf ich
in Anspruch nehmen, es wurde einige Male zitiert, daß ich nicht dabei war bei
der damaligen Informationssitzung, von Kollege Fritsch, daß ich mindestens so
gut informiert bin wie er, und zwar schon einmal begründet dadurch, daß sich
verschiedene Gespräche zxiischen der Firma Gstöttner und der LiWeSt-Vertretung
in meinem i>uro abgespielt haben, wo alle diese Punkte zur Behandlung gestanden
haben. Aber eines steht auf alle Falle fest, ich kenne auch die Meinungen der
Lrem.einderate xjeitestgehend aus der sozialistischen Fraktion heraus »muß ich auch
ganz enrlich sagen. Aber einen Irrtum möchte ich letztlich aufklären. Fest steht,
daß die LiWeSt nicht tatig x-xerden konnte früher, xreil die gesetzliche Vorsorge

einfach nicht vorhanden war. Gemeinderat Holub schaut micht so zx-reifel—
haft an. Sie war nicht vorhanden, weil es sich eine LiWeSt,in der die Städte ver
treten sina, nicht erlauben kann, einfach gegen gesetzliche Vorschriften schon
Maßnahmen zu setzen. Das muß ich ganz ehrlich sagen. Was einem privaten Unterneh-

jn viel leichter fallt, weil xixir immer xvieder nachträglich eben aufgrund Ihrer
Inteir/entionen von allen politischen Richtungen, hier Nachsicht geübt haben und
Aufgrabungsbewilligungen gegeben haben im Nachhinein usx-7. Aber schauen Sie, das
T^beliernsehen — ich bin nicht unglücklich, X'zeil ich nur zwei Programme habe und
wenn ein anderer unglücklich ist, x^eil er nur zwei Programme hat, bitte das ist
sicherlich Privatgeschmack. Ich sehe ein, daß jeder versorgt sein möchte. Es
gibt Gebiete in Steyr, die schlecht versorgt sind auch mit diesen beiden Pro
grammen, die wir in Österreich produzieren und empfangen, das ist gar nicht außer
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Zweifel zu setzen. Aber eines steht auch fest. Die technische Entwicklung auf
diesem Gebiet wird sehr rasch weitergehen und ich bin sehr im Zweifel, wenn ich
gegenüberstelle, ob ein kleiner Gewerbebetrieb in der Lage ist, dieses technische
know how ständig weiter abzuentwickeln oder ob eine Weltfirma wie Siemens besser
in der Lage wäre, hier dieses technische ki.-w how immer weiterzuführen auf einen
Stand, der dem Empfänger letztlich voll entspricht. Man könnte über das jetzt
noch sehr viel reden. Eines steht auch fest, es sind Bestrebungen im Gange ge
wesen, wie weit sie noch aufrecht sind, entzieht sich momentan meiner Kenntnis.
Es sind Bestrebungen gerade von der Landesgesellschaft im Gange gewesen, eine
Fusionierung, eine Zusammenlegung der beiden Gesellschaften zu erreichen. Na,
drei mal darf man raten warum! Weil in den Ballungsgebieten der Einzelanschluß
durch das dichte Beieinanderwohnen billiger kommen wird, als in den Landgemein
den, die weit verstreut in den Siedlungen liegen. Wenn hier eine Gemeinsamkeit
entsteht, so werden doch die Bewohner in den Städten die Empfänger, die ange
schlossenen Empfänger in den Städten bei der Mitfinanzierung herangezogen, für
die weit auseinanderliegenden Landgemeinden oder die in den Siedlungsgebieten.
Das ist auch eine Frage, die man dabei in der langfristigen Beurteilung im Auge
haben sollte. Es hat sich heute schon gezeigt, ich will jedoch jetzt keinen
Debattenbeitrag leisten, aber ich muß das jetzt noch sagen. Es hat sich ge
zeigt, daß die Meinungen ja doch sehr stark fixiert sind und nachdem sich keine
Wortmeldung mehr ergeben hat, ist es ja jetzt unumgänglich, daß wir abstimmen.
Und wie sie ausgeht, ist von vornherein wahrscheinlich ziemlich erkennbar. Wir
werden uns später vielleicht einmal daran erinnern und ich hoffe pur, daß es
eine richtige Entscheidung war, denn ich bin überzeugt davon. Meine Damen und
Herren, wir kommen nun zur Abstimmung. Ich muß Sie bitten aufzuzeigen, wer ge
gen den gestellten Antrag ist. Gibt es Enthaltungen? Diese kommen nach dem neuen
Statut einer Ablehnung gleich. Gibt es nicht. Somit kann ich feststellen, daß
die sozialistische Fraktion, ich bitte auch dennoch, hier mit Handzeichen auf
zuzeigen, wenn Sie dafür sind. Danke. Ich stelle fest, daß zwei Fraktionen da
für, zwei Fraktionen dagegen sind. Der Antrag ist somit beschlossen.
Für den Antrag: 23 SPÖ, 1 KPÖ
Gegen den Antrag: 9 ÖVP, 2 FPÖ
Enthaltungen: keine

Der Berichterstatter, Kollege Pimsl, ist somit seiner Pflicht entlassen. Wir
kommen nun weiter zum Bericht von Kollegin Kaltenbrunner. Ich bitte Sie zum
Wort.

BERICHTERSTATTER: STADTRAT ANNA KALTENBRUNNER:

Wertes Präsidium! Meine Damen und Herren des Gemeinderates! Ich darf Ihnen heute

nur einen Antrag aus dem Stadtsenat

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Bitte um Ruhe, daß sich die ständig etwas angegriffene Frau Stadtrat nicht so
strapazieren muß.

kommend zur Beschlußfassung vorlegen. Der Antrag beschäftigt sich mit der Er
höhung der Ausspeisungsbeiträgen in den städt. Kindertagesheimstätten und Horten
und lautet:

17) SH - 3650/79
Ausspeisungsbeiträge in den städt.
Kindertagesheimstätten und Horten

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Einer Erhöhung des Abgabepreises abcl. 2. 1980 in den städt, Kindertagesheim
stätten von S 17,— auf S 19,— und in den Horten von S 19,— auf S 21,— wird
zugestimmt.
Die dennoch erforderlichen Zuschußmittel sind aus VSt 1/2400/4300 (städt. Kinder
tagesheimstätten) und VSt 1/2500/4300 (Horte) zu entnehmen.
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Ich bitte um Ihre Zustimmung.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS;

Meine Damen und Herren, Sie haben hier den Antrag gehört. Mir ist auch bereits
eine Wortmeldung vorliegend des Herrn Gömeinderates Eichhübl. Zuvor die Frage an
Sie, ich hoffe, daß Sie einverstanden sind, daß wir eine kurze Lüftungspause
einschalten. Etwas dagegen. Das ist nicht der Fall. Dann werden wir die Dis
kussion nach der Pause abhalten. Ich bitte, die Fenster zu öffnen.

Pause: 16.49 Uhr - 16. 59 Uhr

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Ich setze die Gemeinderatssitzung wieder fort. Zur Berichterstattung der Frau
Stadtrat Kaltenbrunner hat sich als erster Diskussionsredner Herr Eichhübl ge
meldet. Bitte Herr Gemeinderat. Darf ich eine weitere Wortmeldung registrieren?

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:

Geschätztes Präsidiuml Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Erst vor etwas mehr als einem Jahr wurden die Ausspeisungsgebühren für Kinder
tagesheimstätten und Hörte erhöht. Nun sollen bereits trotz einer beachtlichen
Eigenleistung der Eltern Zuschußbeträge pro Essensportion in der Höhe von S 10 bzw.
S  11,50 notwendig sein. Das heißt, für die Kleinstportionen der Kinder sollen
echte Beträge von S 27,— bzw. S 31,5o in den Horten vorhanden sein. Das klingt
deshalb unglaublich und für uns sehr hoch, nachdem mir und sicherlich auch einigen
von Ihnen Betriebe und Betriebsküchen bekannt sind, die weit unter S 30,— in der
Lage sind, Essensportionen für Erwachsene auf den Tisch zu stellen und nicht auf
Zuschüsse in finanzieller Hinsicht zurückgreifen können. Wir lehnen daher, diese
neuerliche, für die Eltern belastende Erhöhung von S 17,— auf S 19,— in den
Tagesheimstätten und von S 19,— auf S 21,— in den Horten ab. Wir ersuchen auch
gleichzeitig zu prüfen, ob es nicht möglich sein könnte, durch Herstellungs- oder
Verwaltungsvereinfachung diesen Preis von S 27,— bzw. S 31,50 zu reduzieren.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke! Eine weitere Wortmeldung zu diesem Thema. Das ist nicht der Fall. Ich
sehe, Frau Stadtrat Kaltenbrunner hat dazu noch ein paar Worte zu sagen.

STADTRAT ANNA KALTENBRDNNER:

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! Zu diesem Antrag erlauben Sie mir
nur einige Worte bitte zu sagen. Wir haben im Altersheim ja selbst die Valorisierung
eingeführt. Das heißt, daß mit der Erhöhung der Pensionen und Renten die In
sassen des Altersheimes höhere Verpflegskosten zu zahlen haben und es wäre unver
tretbar, in diesem Altersheim Mahlzeiten herzustellen und sie an städtische Ein
richtungen weiterzugeben, ohne der Kostenentwicklung Rechnung zu tragen. Der Zu
schußbedarf in den Kindertagesheimstätten hat sich inzwischen auf S 10,— pro
Portion erhöht und bei den Horten beträgt nun der ungedeckte Abgang bereits
S  11,50. Verehrte Damen und Herren, da ich ja sehr oft persönlich anwesend bin,
wenn im Altersheim das Essen für unsere Kindertagesheimstätten und Horte zube
reitet wird, so kenne ich sowohl die Qualität wie auch die Quantität, die als
sehr sehr gut zu bezeichnen sind. Und Sie können dieser geringen Erhöhung mit
ruhigem Gewissen Ihre Zustimmung geben. Es gibt doch außer dem MittagesseUj das
aus Suppe, Hauptspeise, Nachspeise besteht, auch noch eine kleine Jause am Nach
mittag. Die Erhöhung ist ja für die Stadtgemeinde Steyr nur der reine Lebens
mittelersatz und das bedeutet, daß alle übrigen Kosten wie Transport und Her
stellungskosten von der Gemeinde getragen werden. Und bedenken Sie aber auch noch
ferner, daß für Kinder, die im Familienverband verpflegt werden, sicher auch das
Wirtschaftsgeld der Mutter um' dasselbe belastet werden würde. Und im übrigen bin
ich der Meinung, daß unsere Bürger diese wirklich bescheidene Erhöhung von S 2,—
pro Portion wohl verstehen. Es hat sich doch auch für die Familie in Österreich
eine Besserung der finanziellen Situation durch die Maßnahmen unserer soziali
stischen Bundesregierung ergeben. Es handelt sich hier nicht um riesige Beträge.
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Und ich möchte dazu auch noch sagen, wer bemüht ist, die Gebühren und Tarife
im Einklang mit dem Gebotenen zu bringen, muß auch den Mut haben, solche Be
schlüsse, die heute auf der Tagesordnung stehen, zu fassen. Denn wir sollen
doch alle, verehrte Dr en und Herren, zusammenhelfen, daß unsere Kommunalwirt
schaft durch ihre Einu^hmengestaltung in die Lage versetzt wird, möglichst
kostendeckend zu arbeiten. In diesem Sinne bitte ich Sie, diesem Antrag Ihre
Zustimmung zu geben. Ich bitte Sie, Herr Bürgermeister, die Abstimmung nun
vorzunehmen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke für das Schlußwort. Wir kommen zur Abstimmung. Wer ist für den Antrag,
der hebe die Hand. Danke. Gegenprobe. 3 Stimmen dagegen. Der Antrag ist be
schlossen. Danke Frau Stadtrat.

Für den Antrag: 23 Stimmen SPÖ, 9 Stimmen ÖVP
Gegen den Antrag: I Stimme. KPÖ, 2 Stimmen FPÖ

Nächster Berichterstatter ist Kollege Kinzelhofer.
In diesem Fall möchte ich, Wenn Sie einverstanden sind, nachdem es sich imi 3
Anträge hintereinander um Tarifregulierung handelt, den R®±erenten bitten,daß er die
drei Anträge vorträgt. Die Abstimmung erfolgt aber getrennt. Gibt es Einwände
dazu? Nein. Danke.-

BERISHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Ich danke, werte Damen und Herren des Gemeinderates. Sie kennen ja die Anträge,
die heute vorliegen. Ich habe sie Ihnen vorzutragen. Verkehrsbetrieb, Bäder und
Kunsteisbahn. Die Amtsberichte sind ja den einzelnen Fraktionen zugegangen und
in den Amtsberichten sind ja die Details angeführt und aus dem Amtsbericht der
Verkehrsbetriebe ist festzustellen, daß der Abgang im Jahre 1979 die Zweimillio
nenschill inggrenze erreichen wird. Die letzte Regulierung war 1977, beschlossen am
15. 12. und in Kraft getreten am 1. 3. 1978. Durch die damalige Regelung konnte
der Abgang von 2,5 Millionen Schilling auf S 69.000,— gesenkt werden.
Was Sie ja aus der Bilanz 1978 kennen. Treibstoffpreiserhöhungen bis zu S 500.000,™,
Mehraufwand und gestiegene Personalkosten, die ja laufend damit einbezogen sind,
zeichnet sich der erhöhte Abgang aus.
Es ist für das Jahr 1980 bei Treibstoffkosten sicher der Betrag von rund 300.000,-
als Erhöhung zu erwarten. Ich möchte noch feststellen, daß am 1. 1. 1979
bereits vom Bundesministerium für Verkehr eine Preisregelung durchgeführt xnirde,
die von den meisten privaten Untemehmem - weil ich informiert bin - 90 % der
Unternehmer haben diese Preisregelung damals schon in Anspruch genommen. Mit
1. 1. 1980 ist wiederxim eine Preisregelung erwogen und es steht fest, daß die
Regelung S 9,— bis zu 6 km beträgt. Unsere Streckenlänge liegt bei ca. 6 km.
Also die Verkehrsbetriebe privater Art oder der Bund selbst hat diese Erhöhung
auf S 9,— gegeben. Der Antrag der Stadtwerke geht von S 6,— bisher auf S 7,—
also um S 1,—, sind aber immer noch nach dem Möglichen, was ja aufgrund der
Genehmigung des Ministeriums möglich ist, um S 2,— hinten. Die Erhöhung des
Tarifes, meine Damen und Herren, wird bestimmt keine Maßnahrae sein, irgendwie
einer Gesundung, sondern nur den Verlust in Grenzen halten und ein Ansteigen
zu verhindern. Es soll zum Zeitpunkt der Erhöhung des Tari-
fes, der ja mit 1. April festgelegt wurde, wenn Sie dann Ihre Zustimmung geben,
ist selbstverständlich eine Verbesserung gerade auf dem Linienverkehr vorgesehen,
um eben unsere Bürger, die die Verkehrsmittel benützen, besser betreuen zu kön
nen. Ztjm Beispiel ist im Antrag der Tarife eine neue Sache enthalten, u. z. die
Netzkarte für den Verkehrsbetrieb um den Betrag von S 220,—, die jedem Fahrgast
die Genehmigung gibt, alle Linien zu jeder Zeit zu befahren. Weiters werden die
Fahrzeiten unserer Linien besonders bei den Linien Tabor, Ennsleite und Rest
hof von halbstündigen auf viertelstündige Taktzeiten geändert. Es wur
den, von Ihnen selbst beschlossen, zwei Gelenksbusse angeschafft, die einen
Fassungsraum von rund 184 Fahrgästen haben. Und es soll nun mit diesen Auto-
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bussen die stärkeren Linien rascher abgewickelt werden, um dadurch die anderen
Linien besser gestalten zu können. Es ist selbstverständlich auch notwendig,
daß zu diesem Programm, das wir vorhaben, vier Autobuslenker eingestellt wer
den müssen. Das ist ja selbstverständlich, denn ohne die Fahrer können wir das
nicht machen. Wir haben auf der anderen Seite auch eine Verbesserung für den
Verkehr, für den Fahrer, und zwar diese Kartendrucker und die Fahrkartenentwerter
angeschafft, die auch ab diesem Zeitpunkt in diesen Autobussen sein werden. Der
Amtsbericht umfaßt ja alle diese Punkte. Ich möchte noch hinweisen, daß wir
selbstverständlich auch versuchen und bereits getan haben, daß wir bei extremen
Stellen Wartehäuschen bzw. Überdachungen aufstellen. Wir werden den Arbeitnehmer
verkehr der Pendler^ wir werden für diesen Zeitpunkt, wenn es die Raummöglichkeit
der Steyr-Werke erlaubt, den Dienstnehmerverkehr direkt an das Werk heranbringen,
um eben die Möglichkeit zu schaffen, hier direkt zu den Werken zu kommen und nicht
von der Johannesgasse das Werk zu betreten. Hier ist auch in weiter Sicht möglich,
die Umfahrung über die Waldrandsiedlung, wenn die Straße fertig ist,zu benützen,
und damit ergibt sich selbstverständlich auch für die Leute in der Waldrandsied
lung eine Möglichkeit. Das wären im kurzen die Ausführungen zum Verkehrsbetrieb.
Ich ersuche dann nachher, Ihre Zustimmung dazu zu geben.

18) ÖAG Stadtwerke - 6941/79
Regulierung der Fahrpreise beim
städtischen Verkehrsbetrieb

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Mit Wirkung vom 1. April 1980 werden die Fahrpreise für den Kraftlinienverkehr
der Stadtwerke Steyr wie folgt neu festgesetzt:
I. Einzelfahrscheine für alle Teilstrecken

a) Erwachsene , S 7,
b) Kinder 6- 15 Jahre S 4,
c) Schüler ab dem 15. Lebensjahr mit einem gültigen Schüler

ausweis (gültig von Betriebsbeginn bis 20.00 Uhr) S 4,—
II. Mehrfahrtenscheine für alle Teilstrecken

a) 10-Fahrtenscheine für Erwachsene S 60,
b) 10-Fahrtenscheine für Kinder/Schüler S 30,
c) 10-Fahrtenscheine für Pensionisten und deren Ehegatten

(gegen Vorweis des Renten- bzw. Pensionsbescheides werden
von den Stadtwerken Berechtigungsausweise ausgestellt. Mit
diesem Ausweis kann beim Fahrpersonal der 10-Fahrtenschein
erworben werden. Die 10-Fahrtenscheine sind unbeschränkt

gültig) S 55,
III. Werktags-Zeitkarten für alle Teilstrecken

a) 24-Fahrtenschein für Berufstätige S 85,
b) Monatskarten für Schüler und Lehrlinge mit Lichtbild

und Wertmarke mit unbeschränkter Fahrtenzahl S 120,
Die Karte ist gültig von Montag bis Freitag von Be
triebsbeginn bis 20.00 Uhr. An Samstagen von Betriebs
beginn bis 17.00 Uhr.
An Sonn- und Feiertagen hat diese Karte keine Gültigkeit.

c) Monatskarten für Berufstätige mit Lichtbild und Wert
marke mit unbeschränkter Fahrtenzahl S 160,—

Zusatz zu a) und c)

Die Karte ist gültig: Montag bis Freitag von Betriebsbeginn bis Be
triebsende, an Samstagen von Betriebsbeginn bis 17.00 Uhr, an Sonn-
und Feiertagen hat diese Karte keine Gültigkeit.

IV. Wochenkarte für Schüler

a) Schülerfreifahrtschein S 30,—
b) Druck- und Ausstellungsspesen für Schülerfreifahrtschein

(1 mal je Schuljahr) S 5,—

Diese Tarifposten sind nur zur Verrechnung mit dem Finanzministerium
bestimmt.
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V. Monats-Netzkarten für Erwachsene

Zur Benützung auf allen Linien ohne Gültigkeitsbeschränkung S 220,—
VI. Gepäck und Tiere;

a) Handgepäck , S 7,—
b) Tiere, die normalerweise zur Beförderung auf öffentlichen

Verkehrsmitteln zugelassen sind S 4,—
VII. Bäderbus

Für die im Bäderplan enthaltenen Schulen, sowie für Bundes
schulen nach vorheriger Vereinbarung (Hin- und Rückfahrt) . 3 5,—

VIII. Uniformierte Polizeiorgane, Kriminalbeamte
Mit Dienstausweis, Kriegsbeschädigte mit Erwerbsverminderung von
wenigstens 70 % gegen Vorweis des entsprechenden Ausweises, ausge
wiesene Mitglieder des Zivilinvalidenverbandes sowie des Zivilblin
denverbandes mit einer Erwerbsmindeirung von mindestens 70 % sowie
die aktiven Bediensteten der Stadtwerke gegen Vorweis des Dienstaus
weises fahren frei.

IX. In den obigen Preisen ist die gesetzl. Umsatzsteuer enthalten.

Weiters haben wir Bäder und Kunsteisbahn. Wie Ihnen ja allen bekannt ist, hat
die Stadtgemeinde bisher - und wird es wahrscheinlich auch in Zukunft tun müs
sen - für die Städt. Bäder und für die Kunsteisbahn einen Betrag zur Verfügung
stellen müssen. Es ist nun zu entscheiden, in welchem Rahmen sich die' Beträge
bewegen sollen. Eine kleine Erinnerung: Im Jahre 1976 wurde die Regulierung
durchgeführt. Wir hatten damals einen Abgang von 2,6 Millionen Schilling,
im Jahre 1977 3,1 Millionen Schilling und im Jahre 1978 3,9 Millionen Schilling
und werden voraussichtlich im Jahre 1979 4Ji Millionen Schilling erreichen, d.s.
insgesamt 13,8 Millionen Schilling. Wenn wir die Gebühren in anderen Städten
vergleichen aus Bäder und Sauna und Kunsteisbahn , so können wir feststellen,
daß wir seit Jahren mit unseren Gebühren hinter diesen liegen. So z. B. bei Sau
nabetrieben. In Linz S 55,—, Im Parkbad S 35,—, in Bad Hall S 55,—, Losen
stein S 40,— und in Enns S 35,—. Wir gehen jetzt von S 35,— auf S 45,—. Bei
den Bädern Linz, Parkbad vergleichbar und übrige Bäder von S 25,—, Bad Hall
50,— geplant, Losenstein S 35,—, Enns S 25,—. Wir haben neu vorgeschlagen S
30,—. Kunsteisbahn ist dasselbe Problem. Wir haben auch hier einen Abgang zu
verzeichnen und auch gegenüber den anderen Städten, die eine Kunsteisbahn be
sitzen, z. B. Linz hat S 17,-- bis S 25,— schon bisher gehabt, Wels S 25,— und Wr.
Neustadt S 25,— und wir gehen jetzt auf S 30,— und die anderen Städte gehen
sicher auch in dieser Hinsicht nach. Bei den 10-Blockkarten haben wir einen Be

trag von S 240,— neu festgesetzt, in Enns S 275,— und in Wr. Neustadt 220,— bisher.
Verehrte Damen und Herren des Gemeinderates, das ist nur ein kleiner Vergleich
für die Bäder und Kunsteisbahn in anderen Städten, die selbstverständlich auch
wahrscheinlich dort die Regelung durchführen werden. Wir müssen auch feststellen,
daß wir im Bereich der Bäder eine Sauna neu eingerichtet haben und auch ein Lehr
schwimmbecken. Wir können feststellen, daß aus dem Amtsbericht auch ersichtlich
ist, daß trotz der Vergrößerung dieser Anlage nicht ein wesentlicher Personal
anstieg ist, sondern nur 7,14% und zwar aber nicht Neueinstellungen von Personal
sondern einiges Reinigungspersonal, das kurzzeitig beschäftigt war auf ganze
Zeit. Wir dürfen hier nicht vergessen, daß die Reinigungsfläche aufgrund der
bisher ganzen Einrichtung um 50 % sich vergrößert hat,und zwar von 1075 m2 auf
1635 m2. Das ist die jetzige Reinigungsfläche. Daß das Freibad, meine Damen
und Herren, abhängig ist von der Witterung, ist Ihnen ja allen bekannt und dort
selbstverständlich auch die Notwendigkeit ist, eine Regelung durchzuführen.
Wir haben ja aufgrund von Neueinrichtungen, wir haben ja das Sportbecken neu ge
macht, das ist ja bekannt, und haben selbstverständlich in der letzten Zeit über
dieBautätigkeit der Kanäle im Bereich des Bades selbstverständlich auch an Be
suchern gelitten. Meine Damen und Herren, niemand will Belastungen durchführen,
wenn die Möglichkeit besteht, sie zu vermeiden. Ich glaube, das ist ja allgemein
bekannt. Ich glaube, nun ist die Zeit gekommen, wo wir diese Beträge des Zu
schusses in irgendeinen Rahmen bringen müssen, um eben diese Geldmittel, die
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hier den Bäderu und der Kunsteisbahn zugeteilt werden, müßten eben für andere
Zwecke verwendet werden. Bevor ich den Antrag stelle, darf ich Sie ersuchen,
zuzustimmen, daß wir eine Änderung im Amte durchführen, und zwar aufgrund des
Angebotes des zweiten Beckens, daß wir die Badezeit von 2 auf 3 Stunden erhöhen.
Ich würde den Herrn Bürgermeister ersuchen, daß die Abänderung im Antrag so er
folgt, daß von 2 Stunden auf 3 Stunden die Badezeit erfolgt aufgrund des Ange
botes des zweiten Lehrschwimmbeckens.
Meine Damen und Herren des Gemeinderates, das wären die Vorschläge und ich glaube
Herr Bürgermeister, ich kann für die Verlesung der einzelnen Posten ersparen
oder soll ich die einzelnen Tarife im einzelnen verlesen. Es hat jeder Gemeinde
rat die Unterlagen dazu bekommen. Herr Bürgermeister, ob ich bei den einzelnen
Anträgen der Verkehrsbetriebe, Hallenbad, Freibad bzw. Kunsteisbahn die einzel
nen Tarifposten erwähnen muß oder ob ich mir das ersparen kann, da ja alle Ge
meinderäte die Unterlagen haben. Ich würde Sie ersuchen, dem Antrag aufgrund
der vorgetragenen Begründungen Ihre Zustimmung zu geben.

19) ÖAG Stadtwerke - 7105/79
Tarifregulierung städt. Sauna,
Hallen- und Freibad

Der Geneinderat wolle beschließen:

Die Tarife für die städtischen Bäder (Sauna, Hallen- und Freibad) werden wie
folgt neu festgesetzt:
A) SAUNA UND HALLENBAD

I. Sauna, Badezeit 3 Stunden
1) Einzelkarte S
2) Block/10 Karten S
3) Block/100 Karten S
4) Überzeit pro 1/2 Stunde S
5) Schlüsseleinsatz S

II. Schwimmhalle, Badezeit 2 Stunden
a) Einzelkarten

1) Erwachsene S
2) Kinder von 6 bis 10 Jahren

und Schüler mit Ausweis .... S

b) Blockkarten
3) Block/10 Karten Erwachsene . S
4) Block/100 Karten Erwachsene S
5) Block/10 Karten Kinder von

6 bis 10 Jahren und Schüler.. S

mit Ausweis S

c) tlberzeit
6) Überzeit pro 1/2 Std. Erw. S
7) Überzeit pro 1/2 Std. Kinder

von 6 bis 10 Jahren und

Schüler mit .Ausweis S
d) Sonstige Tarife

8) Schulklassen in Sammelgarde
roben bei Benützung des
Bäderkurses S

9) Mitglieder Wassersport treiben
der Vereine ab 20 Uhr monatl. S

10) Halleraniete eine Stunde
a) Steyrer Vereine "S
b) Auswärtige Vereine S

11) Schlüsseleinsatz S

45,-
400,-

3.500,-
15,-
30,-

250,-
2.000,-



B) FREIBAD
a) Einzelkarten

1) Erwachsene inkl. Kästchen S 20,—
2) Erwachsene als Kabinenmitbenützer S 15,—
3) Kinder von 6 bis 10 Jahren und Schüler mit Ausweis

inkl. Kästchen S 15,—

4) Kinder von 6 bis 10 Jahren und Schüler mit Ausweis
als Kabinen- od. Kästchenmitbenützer S 7,50

5) Kabine S 20,—
b) Blockkarten

6) Block/10 Karten Erwachsene als Kabinenmitbenützer S 120,—
7) Block/10 Karten Kinder von 6 bis 10 Jahren und

Schüler mit Ausweis als Kabinen od. Kästchenmitbenützer S 50,—
8) Block/10 Karten Eintritt inkl. Kästchen Erwachsene ... S 150,—
9) Block/10 Karten Eintritt inkl. Kästchen Kinder von

6 bis 10 Jahren und Schüler mit Ausweis S 90,—
c) Saisonkarten

10) Saisonkarten/Kabine 1 Person S 750,—
11) Saisonkarten/Kabine 5 Personen S 1.800,—
12) Saisonkarten/Kästchen Erwachsene S 325,—
13) Saisonkarten/Kästchen Schüler S 240,—

d) Sonstige Tarife
14) Schlüsseleinsatz S 30,—
15) Schlüsseleinsatz Saisonkarten S 50,—
16) Ersatz für Schlüssesplättchen S 15,—
17) Ersatz für verlorene Schlüssel S 100,—
18) Brausemütze für Warmbrause ...... S 5,_—

C) LEIHWÄSCHE FÜR A) UND B)
(gegen Hinterlegung eines Ausweises)
1 Handtuch S 10,—
1 Leintuch S 15,—
1 Badehose S 15,—
1 Badeanzug S 30,—

D) Die vorstehenden Tarife für Sauna und Hallenbad treten mit 15. September
1980, die Tarife für das Freibad mit 15. Mai 198o in Kraft.

E) In den obigen Preisen ist die gesetzl. IMsatzsteuer enthalten.

20) Sp*rt - 7106/79
Neuregelung der Tarife für die
städtische Kumsteisbahn ab

Saison 1980/81
Der Gemeinderat wolle beschließen: _ ^
Die Tarife für die städtische Kunsteisbahn werden mit Wirkung ab Beginn der
Schleifsaison 1980/81 wie folgt festgesetzt:

1) Eintritt Erwachsene ^
2) 10-Block Erwachsene ^ 240,
3) Eintritt Kinder/Schüler S 15,

_ 4) 10-Block zu Punkt 3) ^
5) Jugendliche (bis 18 Jahre) und Präsenzdiener

sowie Eisschützen an Vormittagen S 15,
6) Besucherkarte ^
7) 10-Block zu Punkt 5 ^
8) Saisonkarte Erwachsene ^
9) Saisonkarte Kinder/Schüler S 600,
10) Bahnmiete Eisstockschützen Dienstag u. Freitag

17.30 - 21.00 Uhr, je Bahn und Saison S 2.250,
11) Platzmiete - 1 Stunde ^ 450,
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Sonderbestimmungen
1) Steyrer Pflichtschüler und Schüler der höheren und mittleren Lehranstalten
in Steyr, die sich im Pflichtschulalter befinden, zahlen im geschlossenen
Klassenverband unter Aufsicht einer Lehrperson keinen Eintritt.
2) Schüler der mittleren und höheren Lehranstalten, die sich nicht mehr im
Pflichtschulalter befinden, zahlen unter den gleichen Voraussetzungen einen
Eintrittspreis von S 10,—.

Diese Regelung gilt jedoch grundsätzlich nur für die Laufzeiten an Vormittagen,
an Nachmittagen nur nach ausdrücklicher Vereinbarung mit der Verwaltung der
Kunsteisbahn.

3) Training Eiskunstlauf ist täglich von 12.30 - 14.00 Uhr kostenlos.
4) Training Eishockey Montag und Donnerstag von 18.00 bis 21.00 Uhr kostenlos.
5) In den obigen Preisen ist die gesetzl. IMsatzsteuer enthalten.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS;
Danke für die Aufmerksammachung. Ich glaube, meine Damen und Herren,wir haben
es immer so gehalten, obwohl es um so umfangreiche Materien geht, die jedem
Gemeinderatsmitglied schriftlich vorliegen, und er konnte sich ja ausreichend
informieren, daß wir dem Antrag des Referenten in dieser Richtung entgegen
kommen. Erhebt sich dazu ein Widerspruch. Das ist nicht der Fall. Dann können
wir nun in die Diskussion eintreten. Und zwar zu allen drei vorgebrachten Anträ
gen, die dann, wie schon besprochen, gesondert abgestimmt werden. Als erste
Wortmeldung habe ich hier bei mir Herrn Gemeinderat Eichhübl, Weiters Gemeinde
rat Treml und Vizebürgermeister Fritsch. Kann ich eine weiter Wortmeldung
8l®ich registrieren. Vorläufig nicht. Ich bitte Sie, das Wort zu nehmen.

GEMEINDERAT EICHHÜBL ROMAN:

Geschätztes Präsidium, raeine sehr verehrten Damen und Herren des Geraeinderates,
Tin das Verfahren oder die Diskussion, um diese negativen Geschenkspak&te, die
nun an die Steyrer Bevölkerung verteilt werden, abzukürzen, erlaube ich mir
namens der Freiheitlichen Fraktion gleich zu allem, heute leider zu beschlie
ßenden Gegühren- und Tariferhöhungen Stellung zu beziehen. Die Wahl ist ja nun
vorbei. Die 2/3 Mehrheit ist knapp gerettet. Erst 1985 kommt die nächste Ge—
meinderatswahl. Bis dahin könnte ja das gewaltige Erhöhungspaket vergessen wer
den. All das könnte mitgespielt haben, um in einem Aufwaschdn sofort nach Beginn
der neuen Legislaturperiode des Gemeinderates die Bevölkerung von Steyr mit der
Tarif- und Gebührenordnung zu überraschen. Daß das kein kleines Paket mehr ist,
meine Damen und Herren der sozialistischen Partei, das auf die Bevölkerung von
Steyr losgelassen wird, ist sicherlich auch Ihnen klar. Das ist schon eine —
ich möchte es als schwere LKW—Fuhre bezeichnen — die da auf dem Rücken der
Steyr er innen, und Starrer abgeladen wird. Ich bin zwar noch nicht sehr lange im
Gemeinderat, aber ich habe mir trotzdem erlaubt, seit etwa 10 Jahren in die
Gemeinderatsprotokolle Einsicht zu nehmen und das war noch nie der Fall. Noch
mals zu den einzelnen Erhöhungsmaßnahmen. Für die Anhebung der Kanalbenützungs—
gebühren haben sie unser zwa«gsweises "ja". Denn erstens wurde am 17.12.1979
vom Parl^ent einstimmig die Novelle zum Wasserbauförderungsgesetz zu dem Zweck
verabschiedet, um die großen Probleme der Abwasserbeseitigung

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Herr Gemeinderat, Sie haben sich, glaube ich, in der Chronologie der Anträge
ein bißchen vergriffen. Das steht erst zur Debatte, wenn Stadtrat Wallner Kanal
benützungsgebühr - was Sie jetzt heranziehen.

GEMEINDERAT EICHHÜBL ROMAN:
Soweit ich informiert bin, war das ausgemacht, daß wir alle zu beschließenden

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Es sind drei Anträge des Referenten Stadtrat Kinzelhofer Fahrpreis für die
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städtischen Verkehrsbetriebe, die Tarifregulierung Sauna, Hallenbad und Freibad
und städtische Kunsteisbahn jetzt zur Diskussion und zur Abstimmung. Wir haben
gesondert dann die Frage der Kanalbenützungsgebühr, wo ich ja annehme, daß
eine Diskussion ja außer den jetzt drei vorgelegten Anträgen erfolgen wird. Ich
bitte Sie also, wenn Sie sich konzentrieren möchten auf diese drei Anträge.

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:

Das war von mir aus ein Irrtum. Ich bitte, das zu entschuldigen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Herr Gemeinderat Fuchs zur Geschäftsordnung.

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT ERNST FUCHS:

Eingangs der Sitzung wurde ich gefragt, ob wir eine gesammelte Stellungnahme in
allen Tariferhöhungen abgeben können. Wir haben das bejaht und nur daraus ist
dieser Irrtum entstanden.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Herr Gemeinderat, es ist ja an sich dem nichts entgegenzustellen. Aber der Sache
halber, weil es sich ja inhaltlich - es müßte ja der Referent, der gar nicht
zuständig ist für die Frage, könnte ja auch nichts dazu sagen zur Frage der
Kanalbenützungsgebühr. Es ist jetzt der Referent Stadtrat Kinzelhofer, der zu
ständige Antragsteller für die drei von ihm vorgebrachten Anträge. Daher würde
ich bitten, daß wir das doch der Tagesordnung folgend richtig vornimmt. Zu die
sen drei Anträgen, die jetzt beantr^t wurden, Stellung nimmt und wenn dann der
andere Antrag erfolgt wird ja sowieso; weil es dürfte ein Mißverständnis vor der
Sitzung gewesen sein. Ich glaube, es ist richtig, wenn wir so vorgehen. Bitte
den Diskussionsredner, wieder weiterzusprechen.

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:

Bei den genannten Tarifregulierungen, die jetzt zum Antrag gestellt sind, wäre
eines dazu zu sagen. Geld hat kein Mascherl. Wenn nämlich in den Teilbetrieben
der Stadtwerke, Krematorium, Bestattung, Wasserwerke insgesamt S 5,833.000,—
Gesamtgewinn erzielt wurde und die Teilbetriebe Gaswerke, Verkehrsbetriebe, Stadt
bad, Kunsteisbahn einen Verlust von S 5,002.000,— aufweisen, so beträgt doch der
Gesamtsaldogewinn immerhin mehr als S 830.000,—. Womit festgestellt ist, daß für
weitere Tariferhöhung kein Anlaß gegeben ist. Die Stadtbetriebe sind nun einmal
ein Unternehmen mit einem Direktor und mit einer Kassa. Immerhin verfügen die
Stadtwerke über 7 Dienstleistungsbetriebe, die gesamt gesehen, Gewinne aus den
bisher erzielten Tarifen und Gebühren verrechnen konnten. Das ist eine unwider

legbare Tatsache. Für derart kommunale Betriebe sind erstens keine Gewinne zu er
zielen und zweitens, sollten Defizite vorhanden sein, dies natürlich in einem ver
tretbarem Ausmaß, so ist die kommunale Verwaltung natürlich berechtigt und auch
aufgefordert, diese aus dem Steueraufkommen abzudecken. Da Dienstleistungsbetriebe
in erster Linie Servicestellen für den Steuer zahlenden Bürger sein sollten, sollten
diese auch nicht dazu dasein, um Gewinne daraus zu erzielen. So ähnlich steht es
ja auch - soweit ich informiert bin - im Programm, meine Damen und Hhrren, der so
zialistischen Partei. Bei uns will man aber das anders machen. Trotz der Tat
sache, daß die Stadtwerke mehr als 830.000,— Gesamtgewinn aufweisen, sollen die
Tarife und Gebühren bis zu 50 % erhöht werden. Das ist nach unserer Ansicht nach
gegenüber der Steyrer Bevölkerung eine ungerechtfertigte und unsoziale Maßnahme.
Wenn Sie den Verlust der Verkehrsbetriebe beachten, den der Herr Stadtrat vorhin
erwähnt hat, so sind das 960.000 Schilling, das sind 8,2 % Verlust. Aber das be
rechtigt nicht, die vorgesehene Erhöhung der Verkehrstarife zwischen 9 % für den
Zehnerfahrschein und bis zu 33 % für die Schüler- und Lehrlingsmonatskarte. Ich
glaube auch nicht, daß man mit dieser Anhebung der Tarife die Fahrtfrequent an
heben kann und den Individualverkehr zugunsten des öffentlichen Verkehrs ein
schränken kann. Wie gesagt, 8 % Defizit stehen Tariferhöhungen bis zu 33 % in
diesem Fall gegenüber. Bei den Müllabfuhrgebühren geschieht ähnliches. Der
Abgang beträgt lediglich S 360.000,— rund, das sind 7,5 Z Verlust und die
Erhöhung der Gebühren wird um 13,7 % vorgenommen. Wodurch weitere Mietabrech
nungen zu erwarten sind, die dadurch pro Haushalt entstehen und die - wo ich
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unterbrochen wurde - aufgeheizt werden. Es hat, glaube ich auch noch meines
Wissens noch keine Gemeinde durch eine Erhöhung der Eintrittspreise bei Unter
nehmen wie Bäder und Kunsteisbahn erreicht, daß hier Defizite abgebaut werden.
Im Gegenteil, es fördert eigentlich nur das Abwandern und das Ausbleiben der
Interessenten. Eher sollte durch eine Tarifsenkung Anreize dazu geschaffen werden,
daß hier ein besserer Besuch stattfindet und dadurch hier vermehrte Einnahmen her
einkommen. Wir lehnen daher alle diese angeführten Tariferhöhungen aufgrund der
vorherigen Begründungen ab.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Dies wird zur Kenntnis genommen. Nächster Sprecher Herr Gemeinderat Treml.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Mein Vorsprecher von der Freiheitlichen Partei glaube ich, hat jetzt so richtig
kundgetan, freiheitliche Demagogie zur Gebühren- und Tarifregelung bzw. um Er
höhung. Ich möchte hier nur in Erinnerung rufen, daß gerade dort, wo ihr oberster
Chef, jetzt zumindest, Götz regiert, in Graz ja das gleiche gemacht hat. In stär
kerem Ausmaß und natürlich auch die Gemeinderatswahl vor zwei Jahren abgewartet
hat in Graz und dann wie gesagt die genannten Preiserhöhungen und Gebühren und
Tariferhöhungen vorgenommen wurden.

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT EICHHÜBL ROMAN:

Ich bin in Steyr Gemeinderat

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Nun, meine Damen und Herren des Gemeinderates. Ich könnte mir es auch heute sehr
einfach machen, denn nun tritt nämlich das ein, was ich und meine Partei den
Steyrer Wählerinnen und Steyrer Wählern schon vor den Wahlen gesagt habe. Nämlich
wer gern im Gegensatz zu den Managern und Politikern im Monat einen Wochenver
dienst und mehr für Lohnsteuer und sonstigen Abzügen zu opfern bereit ist, wer nach
den Wahlen eben für die Miete Gebühren und Tarife in der Stadt noch mehr brandein
will, der soll halt wie bisher so wählen. Meine Damen und Herren, die Wähler,
zumindest zum Großteil, haben sich dafür entschieden, nun die sozialistische Par
tei in unserer Stadt wiederum mit einer absoluten Mehrheit auszustatten und der
Dank an die Wähler sieht nun so aus, daß man ihnen heute eben ein ganzes Gebühren-
und Tariferhöhungspaket überreicht. Natürlich ist es auch für die Mehrheit sicher
lich nicht angenehm. Aber sie haben aus wahlpolitischen Gründen bestimmte Gebüh
ren und Tarife eben vor den Wahlen nicht erhöht. Das möchte ich hier klar und

deutlich aussprechen, weil ja das auch von der Mehrheit nicht widerlegt werden
kann, denn die Ziffern und Zahlen, die uns die Beamten der Direktion und der Stadt
werke unterbreitet hatten, stanmen ja nicht jetzt nach dem Wahlergebnis sondern
waren ja bekannt und wir kennen ja einige Berichte intern. Nun, die Preisstei
gerung, wie ich ja heute schon einmal gesagt habe, ist ja sehr hoch. Bei den Ka
nalbenützungsgebühren Tffie ich erwähnt habe 50 % ab 1. März. Die Müllabfuhr soll

am 1.7.um 13,7 Zerhöht werden. Die Kunsteisbahn, das Freibad, das Hallenbad, wie
ja der Referent schon mitgeteilt hat, ebenfalls jeweils um 50 %. Die Sauna sogar
auch bis zu 40 %. Und der Autobustarif von 16 bis 33 %. Erinnern möchte ich auch
dabei, daß bereits Ende des Jahres 1979 bzw. Anfang dieses Jahres die Theater
preise, die Mietzinse der GWG und die MWSt auf die Miete aufgeschlagen wurde
und auch zu einer gewaltigen Belastung führte. Außerdem wurden bereits die
Ausspeisungsbeiträge im Altersheim, intern durch den Stadtsenat, und in den Tages
heimstätten und Horten die Erhöhung durchgeführt, die ebenfalls gegen meine Stimme
beschlossen wurden. Allein nur diese wenigen, von mir angeführten Erhöhungen zu-
sanmengenommen, ergibt bereits eine Teuerungsrate, die weit über den bescheidenen
Lohn-, Gehalts- und Pensionserhöhungen, die kennen Sie ja auch, von 4 % bis max.
für die Pensionisten 5,6 % liegen. Nun, dies sieht so aus: Ich habe es mir nicht
vorgenommen, aber die Kollegin Kaltenbrunner hat mich da ein bißchen herausgefor
dert, weil sei gesagt hat, unter der sozialistischen Regierung geht es immer besser.
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Also gerade, daß sie nicht gesagt hat, es wird nichts teurer. Die Monatsverdienste,
das ist keine Zahl der kommunistischen Partei in der Industrie. Laut Statistik

des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger netto, jüngere
Zahlen stehen mir nicht zur Verfügung, 1978 nur S 8.116,— gegenüber dem Juni 1977,
ein Jahr zurück, ein Rückgang von S 27,—. Also der Durchschnitt S 8.143,—. Und
nun kann man natürlich sagen, na bitte schön, es hat ja seither ja wieder diese
Lohn- und Gehaltserhöhungen gegeben. Ich habe mir erlaubt, aufgrund - weil es uns
ja schon längere Zeit bekannt ist - auch bei einigen Versammlungen und Gesprächen
mit der Bevölkerung von verschiedenen Schichten der Bevölkerung Kontakt aufzunehmen
und mußte dabei erfahren, daß eben dieser Prozentsatz bei höheren Einkommen etwas
ausmacht. Vor allen Dingen, die solche Anträge stellen. Daß natürlich ein Unter
schied ist, wenn ich 4 % von einem hohen Einkommen habe oder 4 % habe oder 5,6 %
wenn ich S 5.000,— Pension habe oder z. B. mit einem durchschnittlichen Arbeiter
lohn oder Angestelltenlohn habe oder wenn ich in einem Geschäft beschäftigt bin.
Wir sind eben in der glücklichen Lagey daß in der Industfie^in den Stejörer-Werken
höhere Verdienste zu erzielen sind. Aber nicht alle sind im Steyrer-Werk, im Wälz
lagerwerk als angestellte Arbeiter tätig. So z. B. hat ein Büroangestellter also,
mit 1. Jänner 4,4 % Lohnerhöhung bekommen. Und das ist gar nicht so ein schlechter
weil so ein Brutto-Verdienst von S 11.954,—. Also diese Erhöhung dazugerechnet
macht aus S 12.483,—. Die Erhöhung beträgt S 529,—. Da könnte man ja eigentlich
sagen, der hat das bekommen und damit könnte er ja manches verkraften, was wir
jetzt da in Steyr verteuern. Nun, dem ist natürlich nicht so, das wissen Sie na
türlich selbst genauso wie ich, daß auch die Sozialversicherungsbeiträge ange
hoben wurden, das macht dann konkret in diesem Fäll S 136,— im Monat aus, die
Lohnsteuer, weil man die Progression nicht im Stande war, zu beseitigen, beträgt.
Ich habe nur 525,— bei S 215,—, und weil er auch Mitglied ist der Kollege bei
der Gewerkschaft, zahlt er auch Statt S 93,— S 104,— , das macht genau S 355,—
aus. Ihm verbleiben für die allgemeinde Preisentwicklung, die ihm auferlegt wird
von der Regierung S 177,—. Dazu möchte ich gleich in Erinnerung rufen, daß man
aufgrund dieser Energiepolitik, die heute in der Welt und natürlich auch Rück
schlüsse zu ziehen sind für unser Österreich, gewaltige Profite erzielten im
Vorjahr Reingewinn kennen Sie ja sicher so wie ich um 65 bis 85 % mehr. Aber
bitte schön, Energieknappheit, nützen wir das aus. Wiederxmi jene, der ärmsten,
nämlich die, die Ofenöl beziehen, müssen pro Monat um S 90,— mehr zu den 750 1
verbrauchen. Oder die Stromkosten mit 10 %. Das sind auch rund S 50,—. Die Miete,
die erhöht wurde. Alles zusammen auf jeden Fall, das weiß auch der Magistrats
direktor, zwischen S 80,— und 120,— bei den Neubauwohnungen. Meine Damen und
Herren, wenn Sie das zusammenrechnen, dann hat er genau einen Reallohnverlust,
nur durch die von mir jetzt herangezogenen Preis- und Tariferhöhungen ohne die
wir jetzt noch beschließen, von S 90,—. So sieht es in Wirklichkeit aus. Meine
Damen und Herren, zu dieser Frage, nämlich des Ansteigens, kommt noch dazu, daß
der Finanzminister bei den kommunalen Gebühren, die wir beschließen oder die wir haben,
die Gebühren- und Tariferhöhung kräftig mitnascht. Sie wissen auch, daß auch die
Steyrer Bevölkerung dadurch mit vielen vielen Millionen Schilling belastet wird,
weil sie eben für diese kommunalen Leistungen bezahlen müssen. Und zur gleichen
Zeit, meine Damen und Herren, man muß halt das im Zusammenhang sehen, bekommen die
Großunternehmer und Kapitalisten in unserem Land Steuerbegünstigungen wie nie zu
vor und auch bei keiner Regierung vor der sozialistischen Regierung. Die Ifiiltis
und Großunternehmer bereichern sich auf Kosten des Volkes und des Staates, blei
ben Steuern schuldig, sie kennen auch diese Zahl in der Höhe von 11 Milliarden
Schilling. Wie dies auch kürzlich der eigene Abgeordnete der Mehrheit, nämlich
Nationalrat Tull im Nationalrat berichtet oder z. B. vorgestern der CA-Gene-
raldirektor Treichl mitteilte, verschieben die österreichischen Unternehmer, das
sind nicht die kleinen Greißler in Steyr oder irgendwo, staatlich geförderte
Investitionsgebiete in Millionensummen auf ausländische Konten, besonders in
die BRD und erzielen dadurch ein Millionengeschäft wiederimi nicht auf Kosten
des Finanzministers sondern der Steuerzahler. Ich glaube kaum, daß der CA-Gene-
raldirektor Treichl ein Freund der Kommunisten ist, Kollege Schwarz. Ich muß
Ihnen das wiedergeben, aber ich kann Ihnen selbstverständlich Lektüre, ob das



jetzt die Arbeiterzeitung ist oder andere. Ich kann es sogar da lesen lassen dann.
Das sind skandalöse Fakten, die zeigen, daß auch unter einer sozialistischen Re
gierung Steuermittel nicht für die Gemeinden sondern für die Kapitalisten zur
Erzielung von Maximalprofiten fließen. Also hier zeige ich ja immer die all
gemeine Politik auf. Weil davon muß man ja ableiten. Ja wenn es kein Geld gibt,
dann müßte ich ja auch für diese Tarif- oder Gebührenregelung stimmen. Dann ist
halt die Gemeinde oder Staat so im Notstand, aber dem ist nicht so. Nämlich in
der Umverteilung hapert es. Das wurde auch ja schon von kompetenterer Stelle aus
gesprochen oder von kompetenteren liund ausgesprochen als dies der raeine ist.
Nun konkret zur vorliegenden Fahrpreiserhöhung beim städt. Verkehrsbetrieb. Es
ist auch bekannt und es wurde ja auch schon erwähnt, daß der Normaltarif um 16
bis 33 % für Erwachsene, das heißt von S 6,— auf S 7,— und bei Kinder von S 3,—
auf S 4,— erhöht wird. Bis 1975 bezahlte ein Kind S 1,—, also in wenigen Jahren
hat die sogenannte kinderfreundliche SP-Mehrheit in diesem Haus den Tarif gerade
für Kinder verdreifacht. Die Werktagszeitkarten für Lehrlinge und Schüler wie
es so schön heißt, wird von S 90,— auf S 120,— erhöht. Auch um 33 %. Die Monats
karte für Berufstätige wird um 28 %, von S 125,— auf 160,—, wie man schöner
sagt, angehoben. Im Jahre 1972 zum Vergleich kostete die gleiche Monatskarte
S 65,—. Sie sehen, wie gewaltig solche Tariferhöhungen ins Gewicht fallen.
Diese Tariferhöhung belasten viele Menschen in unserer Stadt, vor allem die,
die über kein Auto verfügen und auf die öffentlichen Verkehrsmittel angewiesen
sind. Z. B. wird eine Mutter mit 2 Kindern nach dem 1. April, wenn Sie es be
schließen, für eine Autobusfahrt vom Resthof oder vom Münichholz in die Stadt
und zurück S 30,— brandein müssen. Es stellt sich nun die Frage, ist die be
antragte Erhöhung, wie Sie nun vorliegt, unbedingt notwendig. Sind die städt.
Verkehrsbetriebe in ihrer Existenz bedroht, das wollen wir doch nicht. Ich muß
aber allerdings sagen, keine Spur. Der Verkehrsbetrieb hat laut Bilanz bei
spielsweise von der Stadtgemeinde bis jetzt keinen Zuschuß erhalten. Wahrend
vergleichbaren Stadt Wels jährlich viele'Millionen zugeschossen werden, um den
öffentlichen Nahverkehr zu unterstützen. Ich bin der Meinung, auch ein hoher
Zuschuß für den öffentlichen städtischen Verkehr wäre im Sinne der Einschränkung

des Individualverkehrs gerechtfertigt. Wie schön heißt es da in den gedruckten
Leitlinien für eine sozialistische Kommunalpolitik."In der Tarifpolitik ist
stärker zu berücksichtigen, daß die betriebswirtschaftliche Rentabilität keine
ausreichende Orientierungsgröße ist. Der öffentliche Personennahverkehr ist
durch verstärkte öffentliche Investitionen zu fördern'.' Meine Damen und Herren

der Mehrheit, diese Richtlinien kann ich als Kommunist nur unterstreichen. Sie
aber stehen im Widerspruch zu den beantragten gewaltigen Tariferhöhungen bei
den städt. Verkehrsbetrieben. Ich möchte nun abschließend dazu diesem Komplex
noch eines sagen. Der Kollege Kinzelhofer bemühte sich im Vergleiche zu anderen
Städten im Bezug der Bäderpreise. Ich glaube, wir müssen davon ausgehen, was
haben wir in Steyr und ich habe schon öfter von dieser Stelle aus einige Anre
gungen gemacht. Das war im Zusammenhang überhaupt bei der Tarifgestaltung über
das Hallenbad. Die sozialistische Hehrheit und der sozialistische Fraktionsspre
cher war ja lange Zeit der Auffassung, im Winter tun wir Schi fahren und im
Sommer tun wir baden. Das ist ein alter Senf, ich weiß das. Aber hier und da
muß man das in Erinnerung rufen. Ich sage nicht dem Mandatar, wer der Fraktions
sprecher war, weil mir geht es nicht um die Person, sondern damals hat der Moser,
der Altstadtrat Moser, den Antrag gestellt, der sicherlich nie ins Baü ging, im
Interesse der Bevölkerung, die Badepreise eben halbwegs anzupassen in din Ein
kommensverhältnis einer ArbeiterStadt. Das ist doch ein Unterschied, wo so ein
Bad errichtet und geführt wird. Nun, man hat auch gesagt, die Badezeit ist zu
kurz von I 1/2 Stunden. Man hat es aber nicht durchgeführt mit allen möglichen;
der freiheitliche Doktor hat sogar gesagt, wenn er 1 1/2 Stunden drinnen ist
stirbt er. Ja, so war das.

Allgemeines Gelächter.

Ich war noch nicht Gemeinderat, aber ich bin hier und da noch als Pressever-
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treter dagesessen. Ich habe mir das angehorcht. Aber meine Damen und Herren,
das ist eine ganz ernste Sache. Ich hab auch viele Jahre gebraucht, um die
Badezeit durchzusetzen, Zumindestens zu erhöhen bei diesen derzeitigen Preisen.
Es ist ja in der Begründung, daß es schmackhaft geworden wäre bei der Fraktions
obmännerbesprechung, ich kann das ja auch offen heraus sagen, weil ich es ja
nachher in der Zeitung gelesen habe, war es so, daß man gesagt hat, ja wir er
höhen mit dieser Tariferhöhung auch gleichzeitig die Badezeit. Ja aber meind
Damen und Herren,haltet Ihr uns wirklich für so deppert,daß wir das glauben, was
nämlich schon ein Jahr praktiziert wird. Die Badezeit im Hallenbad ist doch
schon ein Jahr zwei Stunden nicht 1 1/2 Stunden und jetzt ist ein neuer, während
der Sitzung - also ich habe bei der Fraktionsobmännersitzung das Beispiel von
Bad Hall, ich bringe auch gern Beispiele und erkundige mich halt vorher, nicht,
man kann es ja leichter klarlegen, ich habe das angeführt, wie das in Bad Hall
ist. Wenn dort eine Familie hinfährt, daß sie auch nicht mehr zahlen , wie in
unserem städt. Bad. Sie haben schon erhöht)Kollege Kinzelhofer. Um ganze S 5,—
für den ersten, sonst haben sie die gleichen Preiserhöhungen wie im Vorjahr.
So ist diese Tatsache, aber und das habe ich dort auch ganz offen gesagt, mir
kommt es nicht an, da jetzt in der öffentlichen Sitzung groß da zu sein als der
Gescheite, erhöht's doch die Badezeit. Wir hätten ja dort schon eine Einigung
treffen können als Partei und hätten vielleicht doch hier in dieser Frage eine
einheitliche Auffassung. Da kommt man hinten nach mit Vorschlägen, die andere
bringen. Also ich bin der letzte, der sagt, die KPÖ hat das vorgeschlagen. Aber
entscheidend ist ja, daß auch hier die Belastung so groß ist. Mir kommt es oft
so vor, ich weiß schon, daß viele da sitzen in diesem Kreis, denen sehr unan
genehm ist, daß sie heute die Hand erheben müssen, bei diesen wahnsinnigen Ge
bührenerhöhungen bis zu 50 %. Da sind wir nicht alleine mit der Gegenstimme. Nor
mal nach dem Gewissen nach müssen sie natürlich so dastehen. Ich möchte gern
noch ein Beispiel anführen, weil man es leichter versteht.
Wenn z. B. eine Familie mit 2 Kindern, ob es jetzt bei Dir auf der Ennsleite oder
irgend von einem Kollegen vom Münichholz,da geht es nicht darum, welcher Par
tei er angehört, ins Hallenbad fährt, na ja, da kostet es ja halt einmal auf
grund dieser Erhöhung der Verkehrsbetriebe ein bißchen mehr. Er zahlt für die
Hin- und Rückfahrt in Zukunft, wenn Sie beschließen, S 44,— und an Eintritt
S 90,—. Also bis jetzt mit den 2 Stunden Badezeit zahlt die Familie S 134,—.
Also um S 38.000,— zahlt er mehr, daß er einmal baden kann in der Woche oder
im Monat. Entschuldigung, also um S 38,— mehr. Bei diesem Paket von Zahlen, wenn
man die Akte anschaut, einmal da kann das vorkommen, entschuldigen Sie vielmals.
Also um S 38,— mehr. Meine Damen und Herren, Ihr könnt's doch wirklich nicht
annehmen, daß ich meistens ja doch für die Interessen der Bevölkerung mit dem
unteren Einkommen oder mittleren. Aber es gibt auch viel Unmut, soweit ich weiß
in der Bevölkerung, die ein höheres Einkommen haben, über diese gewaltigen Er
höhungen jetzt nach den Wahlen überfallsartig auf die Bevölkerung loßließ.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke! Wir haben als nächsten Diskussionsredner nunmehr den Kollegen Fritsch
auf der Tagesordnung.

VIZEBÜRGERMEISTER KARL FRITSCH:

Meine sehr geehrter Damen und Herren,ich stehe zwar nicht auf der Tagesordnung,
aber zumindest axif der Rednerliste als der nächste. Ich darf also auf diese Art
und.Weise auch zu den Tarifregulierungen Stellung nehmen. Es ist mir insoferne
verhältnismäßig leicht gemacht meine Stellungnahme und die meiner Fraktion zu
beziehen, deswegen, weil die bereits durch die Wortmeldung der Vorredner ange
führten Gründe sich zum Großteil auch mit unseren Überlegungen decken. Das müßte
aber,in meinen Augen zumindest gesehen, der Mehrheitsfraktion dieses Hauses auch
zu denken geben. Wenn drei, wenn auch kleinere Fraktionen, Überlegungen anstellen,
die ja heute zum Teil zum Ausdruck gebracht worden sind und ich darf sie auch für
meine Fraktion nachher noch anführen. Wie man unter Umständen dieser sicherlich
nicht sehr populären Maßnahme der Tarifregulierung auskommen könnte, dann muß
man eigentlich sagen, müßten diese Gedankengänge dieser anderen Fraktionen auch



mit in die letzte Überlegung eingearbeitet werden. Es ist dies nicht geschehen.
Ich knüpfe nun an an die Ausführung des Referenten Kollegen Kinzelhofer, der
eben zu den Tarifregulierungen sagte, nun ist die Zeit gekommen. Da hat er recht.
Insoferne, wenn ich diesen Satz ergänze, nun ist die Zeit gekommen, weil die
Wahlen vorbei sind. Denn diese Vorschläge zur Regulierung amtsintern und bei
streng vertraulich, streng unter Verschluß usw. ist ja schon länger bekannt ge
wesen, Zumindestens dem oder den Referenten. Schon vor den 7. Oktober. Aber da-
zumals war die Zeit logischer Weise dazu nicht gekommen.
Wenn Sie heute nun Tarifregulierungen beschließen. Ich würde das deutsche Wort
sagen Anpassung dafürj aber man getraut sich nicht das Wort Tariferhöhung zu ge
brauchen, denn auf das kommt es ja letztlich darauf hinaus, da ist das eine
Einschränkung finanzieller Art für unsere Steyrer Bevölkerung, wie sie bis zur
Größenordnung von 50 % einschränkungsweise gesehen auch selbst werden vertreten
müssen. Ich muß vielleicht noch eines hinzufügen. Ich glaube, daß die Überle
gungen in erster Linie zu diesen Tarifregulierungen vom Rechenstift her ge
faßt und begründet worden sind. Sie mögen mir dafür halten, wir wollen versuchen,
den Zuschuß oder den Abgang, egal von welcher Seite man sich eben nähert, in
Grenzen halten, die vertretbar sind. Man müßte aber, von unserer Warte aus ge
sehen, vielleicht auch ein anderes Prinzip in die Überlegungen mithineinflechten
oder es vielleicht sogar zum Primärprinzip machen. Ein Prinzip , das auf der
kaufmännischen Basis erstellt ist. Ich habe noch nie einen Kaufmann so kalku

lieren sehen, daß er sagt, ich möchte meinen Ihisatz steigern. Aber steigern da
durch, daß ich meine Preise dementsprechend erhöhe. Das wäre ein kommerzieller
Trugschluß ersten Ranges. Aber diesen von mir bezeichneten kommerziellen Trug
schluß begehen Sie heute als Mehrheitsfraktion. Wenn man sagt, der Verkehrsbe
trieb, und mit dem beginne ich deswegen, weil er als erster Antrag zu werten
ist. Der Verkehrsbetrieb hat einen exorbitanten Abgang und dem muß in irgend
einer Art und Weise Einhalt geboten werden. Dann müßte man als kaufmännisch
Denkender doch daran gehen, zu überlegen, wie kann ich mein Anbot lukrativer
gestalten. Ich konzidiere, Sie haben es zum Teil getan. Durch die entsprechende
Vermehrung der Takte in den angezogenen und erwähnten Linien. Sie haben es
aber nicht getan dadurch, daß Sie sagen, ich steigere nun meine Tarife in einem
exorbitanten Prozentsatz. Denn das Endergebnis wird so sein, obwohl es im
Amtsbericht auch angeführt ist, daß der Abgang oder der Schwund oder die ver
minderte Frequenz miteinkalkuliert sind und sich nach einem Jahre ungefähr ein
pendelt. Das glaube ich nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich glaube
es deswegen nicht, weil man auf der einen Seite bemüht ist, den Individualver-
kehr aus verschiedenen Gründen und Ursachen immer,soweit wie möglich einzudäm
men und umzusteigen auf den Verkehr durch unsere Massenbeförderungsmittel. Aber
wer wird es bei diesen Tarifen tun. Das ist die große Frage, die Sie selbst heute
garantiert nicht beantworten werden können. Man müßte doch von unserer Warte aus
gesehen Überlegungen anstellen, wie kann ich durch ein verdichtetes Verkehrsnetz,
wie kann ich durch eine geänderte Linienführung mein Anbot lukrativer machen.
Wer heute in Steyr fährt, fährt zum Teil durch die derzeitige Linienführung,lang
läufig ausgedrückt mit der Kirche ums Kreuz, bis er endgültig einmal an seinen
Zielort kommt. Man müßte Überlegungen anstellen, ob es nicht sinnvoll wäre, einen
Zubringerdienst zum zentralen Verkehrsring zu schaffen. Man müßte dadurch be
dingt, die Fahrzeit des Fahrgastes auf diese Art und Weise reduzieren, um dort
hin schneller zu gelangen, wo er hin will. Ja schauen Sie, wenn ich mit dem PKW,
mit meinem eigenen Auto fahre, dann bin ich früher dort, als mit unseren städt.
Bussen. Man müßte also, glaube ich, ein Umdenken in der gesamten Verkehrslinien
führung versuchen. Zumindestens in erster Linie vor einer Tariferhöhung rangieren
zu lassen. Man müßte aber auch gleichzeitig aus unserer Sicht überlegen, ob man
nicht doch Tarife schaffen soll, die kinderfreundlicher, familienfreundlicher
sind. Der Kollege Treml hatte diesbezüglich bereits entsprechende Beispiele an
gestellt. Es wird sicherlich durch die Familie bedingt, aufgrund der Preisre
gulierung, die Sie so bezeichnen, kein vermehrtes Nachfragen zu diesem Anbot sein.
Und es ist auch gleichzeitig heute gesagt worden als das non plus ultra.
Wir haben eine Netzkarte geschaffen zu einem Preis von 220,—. Das mag für den.
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der den ganzen Tag gern Autobus fährt sicherlich ein billiges Vergnügen sein.
Da werden Sie den nicht sehr häufig finden. Wenn Sie bedenken, daß Sie heute
in Wien, und da nehme ich den teuersten, den Einzelfahrschein, in der Größen
ordnung von S 12,— eine Fahrt unternehmen können in einer einzigen Richtung,
dann fahren Sie von einem Ende Wiens bis zum anderen um diese S 12,-- Betrag.
Wenn Sie aber heute auf unseren Netzkarte gehen, da habe ich es mir geschwind
ausgerechnet, dann sind die 220,— 31,4 Fahrten zum Normaltarif auf den Erwach
senen bezogen bzw. 36,6 Fahrten vom Zehnerblock. Das wäre also, gehen wir von
der billigeren Form Zehnerblock aus, 18 Tage, die er seine Fahrt zur Arbeitstätte
und zurück bzw. in die Stadt und zurück verwenden kann.Glauben Sie wirklich, daß
ich mit diesem Netzkartenangebot das non plus ultra der Weisheit gefunden habe?
Glauben Sie das wirklich? Es steht noch zur Überlegung, und das gilt nicht nur
für den Verkehrstarif sondern das gilt für alle anderen auch, ein Anbot zu
schaffen, das erstens einmal in der Sozialleistung dieser, nennen wir sie ruhig
Städt. Unternehmung, so hervorzuheben ist, daß man von keiner Belastung der Be
völkerung unserer Stadt sprechen kann. Aus unserer Sicht ist die jetzige^Regu-
lierung eine echte Belastung. Das selbe gilt für die Tarifregulierungen in
unseren städtischen Bädern. Ich bin verwundert auf der einen Seite und auf der
anderen Seite,muß ich sagen,eigentlich überrascht, daß so kurzfristigst der
Kollege Kinzelhofer die Badezeit verlängert hat. Ich habe nichts einzuwenden,
um Gottes Himmels Willen, es wird begrüßt werden. Ich weiß aber nicht aus wel
chen Gründen die Badezeit jetzt geschwind von ihm so en passant auf Verlänge
rung bezogen als Antrag gestellt wurde. Vielleicht ist doch innerhalb der Mehr
heitspartei eine Art Bauchwehpsychose ausgebrochen. Mich wundert nämlich nur
eines, daß Sie vielleicht keine Überlegung angestellt haben in der Richtung,
daß durch die höheren Eintrittspreise in unseren Bädern eine geringere Frequen-
tation eintreten wird, damit also das Defizit kaum abgesenkt,sondern wahrschein
lich erhöht wird. Daß aber auch gleichzeitig auch jenen Bürgern unserer Stadt,
die bis dato aufgrund ihrer Mittel ein Bad besucht haben und es jetzt nicht mehr
oder nur mehr sehr selten können, eigentlich keinen Dienst an deren Gesundheit
erwiesen wurde. Es wird der Bädertarif auch nicht von unserer Seite als familien
freundlich angesehen. Mehr Familienkinder sind kaum mehr in der Lage, zum Nor
maltarif unser Bad zu besuchen. Aber es schein so, und das beziehe ich auch auf
alle anderen Tarifregulierungen, daß Sie als Vertreter der Arbeitnehmerpartei,
als die Sie sich hier immer wieder bezeichnen, den Freiraum aller jener Bürger
praktisch verengen und verteuern, die Sie vorgeben, zu vertreten. Auch die
gleiche Stellungnahme beziehe ich zu jenen Tarifen auf der Kunsteisbahn. Dort
haben wir genauso mit überwiegendem Ausmaße Erhöhungen bis zu 50 % zu verzeich
nen. Auch hier fehlt mir wieder der kinderfreundliche und familienfreundliche
Tarif. Es sei denn, daß Sie die Erhöhung auf der Kunsteisbahn vielleicht zum
Anlaß nehmen, um die bereits vom Kollegen Zöchling in seiner Eigenschaft als
Präsident des ATSV erklärten Überdachung der Kunsteisbahn mitfinanzieren zu
wollen. Es war dies sicherlich eine Eigenregie vom Kollegen Zöchling, das hat
auch der Stadtsportreferent diesbezüglich nichts gewußt, aber es könnte vielleicht
sein, daß dadurch bedingt eine gewisse finanzielle Vorleistung gegeben wäre. Und
zwar ein Spaßesbeitrag , der sicherlich sachlich nicht bis zum Exzeß fundiert
ist, das gebe ich bhne weiteres zu. Meine Damen und Herren des Gemeinderates,
jenen Anträgen, die Sie gestattet haben mit Tarifregulierungen zu bezeichnen
und da beziehe ich gleich mit ein, jenen der die Müllabfuhr betrifft, wird
unsere Fraktion aus den geschilderten und dargelegten Gründen die Zustimmung
nicht geben.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Dieser Beitrag wird zur Kenntnis genommen. Ich frage Sie, ob noch jemand einen
Beitrag oder eine Diskussion dazu anspricht. Nicht der Fall. Dann stimmen wir
über die gestellten Anträge ab und vorher wird der Referent noch dazu Stellung
nehmen.
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STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! Wenn ich zusammenfassen kann,
denn alle 3 der Sprecher haben ja wie erwartet negativ gesprochen zu dieser
Regelung. Nur möchte ich,vielleicht will man das nicht. Aber wir haben am 24. 1.

bei Herrn, Bürgermeister die Fraktionsobmännerversammlung gehabt, wc ,,>eder
Fraktionsobmann die Unterlagen bekommen hat. Und bis zu unserer Fraktionssitzung
der sozialistischen Fraktion, die war ja dann am 31. Jänner, wurde kein Vorschlag
registriert heute. Es ist erfreulich, daß Sie sich Gedanken gemacht haben darüber.
Es wäre aber vielleicht doch möglich gewesen, zu sprechen. Gerade zum Beispiel
betreffs der drei Stunden. Sicher habe ich den Antrag heute gebracht. Ich habe
keine Gelegenheit gehabt, mit Ihnen zu sprechen, weil ich ja auf der anderen
Seite von Haus aus festgehalten wurde, keine Zustimmung aber auch keine Rege
lung und.die drei Stunden sind eben aufgrund van Besprechen aufgrund des An
gebotes, ich habe es ja erwähnt, des zweiten Lehrschwimmbeckens, jetzt möglich
und wir werden es auch durchführen, wenn die Zustimmung erfolgt. Ich glaube,
es ist immer wieder zu sagen, daß die Tarife bei den Bädern und der Kunsteis
bahn in einen gewissen Rahmen zu bringen sind. Das haben sie ja in irgendeiner
Form auch bestätigt. Sicher über die Höhe und über den Weg kann man sich unter
halten und wir sind der Meinung, daß wir in dieser Richtung jetzt diesen Auf
bau durch verschiedene Mehrleistungen eben durchzuführen haben. Wir haben auf
der anderen Seite auch die Termine festgelegt, in Staffel 1. April Verkehrsbe
trieb, 15. Mai das Freibad, 15. September das Hallenbad und Sauna und letzte
Oktoberwoche die Kunsteisbahn. Aber, werte Damen und Herren und lieber Kollege
Fritsch, wir haben ja verschiedene Anbote, ich habe sie erwähnt,zur Besserung
der Linienführung. Die Taktzeiten sind bestimmt eine Verbesserung, die die Mög
lichkeiten einen kürzeren Weg von Ennsleite, Tabor zur Stadt. Es ist zum Bei
spiel auch gedacht, auch im Resthof die Linien zu verbessern. Das ist ja alles
im Programm drinnen, das weißt Du ja auch. Die Gelenksbusse sind ja auch eine
Verbesserung für den Verkehr, um eben die großen Mengen schneller und rascher
wegzubringen. Und die Netzkarte ist eine Möglichkeit, auch am Sonntag - der
Besitzer einer Monatskarte kann ja nur am Werktag fahren, und es gibt sehr viele
Leute, die auch am Sonntag und während der Woche den Omnibus in Anspruch nehmen
müssen und ich glaube, daß werden inr jetzt sehen, ob das Angebot angenommen
wird. Und zu Dir, Kollege Treml, muß ich noch sagen, daß die Stadt schon Zu—
Schüsse leistet für den Verkehrsbetrieb,und zwar die ganzen Zuschüsse für die
Freifahrten der Pensionisten mit dem Pensionistenausweis. Die werden ja von
der Stadt

ZWISCHENRUF TREML OTTO:

Ja, aber das ist doch eine Sozialleistung.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Ja, aber die Stadt leistet einen Zuschuß für den Verkehrsbetrieb. Ja sicher,
es zahlt ja die Stadt

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Tun wir den Referenten nicht ständig unterbrechen, sondern lassen wir ihn einmal
berichten.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Der Betrag wird ja beschlossen wie im Gemeinderat, aber es ist ein Zuschuß der
Stadt für den Verkehrsbetrieb.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Aber auch eine Sozialleistung, meine Damen und Herren,muß ja bezahlt werden.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Wir haben auf der anderen Seite wiederum die Zehnfahrtenscheine. Der Zehnfahrten
schein kostet S 60,—, also der Fahrpreis ist S 6,—. Die Schüler S 30,—
und bei den Pensionistenfahrkarten S 55,— ein Zehnerblock. Das ist ja auch
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drinnen. Aber werte Damen und Herren, zum Schluß möchte ich nur festhalten, daß
wir ein Statut beschlossen haben, wo im § 58 unter Unternehmungen im zweiten Ab
satz vorletzter Satz steht, die Unternehmungen sind nach kaufmännsichen Grund
sätzen zu führen. Die Erträge jeder Unternehmung haben in der Regel Zumindestens
alle Aufwendungen zu decken und die Bildung angemessener Rücklagen für die tech
nische und wirtschafltiche Fortentwicklung der Unternehmungen zu ermöglichen.
Siehe Wasserwerk. Nach diesem Gesichtspunkt sind die Vorschläge gemacht worden
und ich ersuche, dem Vorsitzenden die Anträge abstimmen zu lassen mit dem Ände
rungsantrag von 2 auf 3 Stunden.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Die Anträge sind der Reihe nach sehr ausführlich dargelegt worden. Auch die
Diskussionen haben hier noch einmal darauf Bezug genommen. Wir kommen daher
jetzt zur Abstimmung aller 3 Anträge hintereinander. Der erste Antrag be
trifft den Antrag über die Regulierung im Bereich der Verkehrsbetriebe. Ich
bitte um ein Zeichen von jenen Mitgliedern des Gemeinderates, die gegen diesen
Antrag sind. Danke, die Enthaltungen werden nicht vorgemerkt. Gßgenzeichen
für jene, die für den Antrag sind. Danke, der Antrag ist mit Mehrheit beschlos
sen.

Für den Antrag: 23 Stimmen SPÖ
Gegen den Antrag: 9 Stimmen ÖVP

2 Stimmen EPÖ

1  Stimme KPÖ

Wir kommen zum zweiten Antrag betreffend die Tarifregulierung der städt. Sauna,
Hallenbad und Freibad. Hier wiederum die gleiche Frage. Wer ist gegen diesen
Antrag. Wird sich der Vorgang wiederholen. Stimmenthaltung brauche ich,glaube
ich kaum hier deklarieren, denn die wird ja automatisch die Gegenstimme ergeben.
Für den Antrag sind also die Mitglieder der sozialistischen Fraktion.
Darf ich das so zur Kenntnis bringen. Damit ist der Antrag ebenfalls angenommen.
Für den Antrag: 23 Stimmen SPÖ
Gegen den Antrag: 9 Stimmen ÖVP

2 Stimmen FPÖ

1  Stinme KPÖ

Der dritte Antrag betrifft die städt. Kunsteisbahn und ebenfalls die Tarifre
gulierung. Hier wiederum der Vorgang. Wer ist gegen diesen Antrag. Enthaltung
sind hier nicht angezeigt. Die Prostimmen sind also jene, die weder dafür noch
enthalten haben. Damit ist auch dieser Antrag angenommen.
Für den Antrag: 23 Stimmen SPÖ
Gegen den Antrag: 9 Stimmen ÖVP

2 Stimmen FPÖ

1 Stimme KPÖ

Ich danke und bitte nunmehr zum vierten Antrag betreffend die Ihhverkehrsförderung.

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER:

Der Antrag betrifft die Nahverkehrsförderung; Kostenersatz an die Stadtwerke

21) Ha-5509/77
Mittel aus der Nahverkehrsförderung;
Kostenersatz an die Stadtwerke Steyr

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Berichtes der Stadtwerke vom 11. 12. 1979 wird als Kostenersatz an
die Stadtwerke der Betrag von

S 710.000,— (siebenhundertzehntausend)
als überplanmäßige Ausgabe für das Rechnungsjahr 1979 bewilligt.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zimi sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.
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Ich ersuche um Ihre Genehmigung.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Auch dieser Antrag ist vernommen worden. Wünscht dazu noch jemand zu sprechen.
Bitte sehr. Ist eine Wortmeldung zur Diskussion in diesem Punkt. Ist nicht der
Fall, dann stimmen wir ab. Stimmt jemand gegen den Antrag. Nicht der Fall.
Enthaltung auch keine. Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen.
Danke dem Referenten. Wir kommen zum nächsten heißen Redner, das ist
Stadtrat Wallner.

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER:

So, meine sehr verehrten Damen und Herren des Gemeinderates. Ich nehme Ihre Zu
stimmung an, daß ich mir ersparen darf, in Anbetracht dessen, da Sie alle über
den Amtsbericht verfügen, daß Sie alle darüber informiert sind durch den In
halt des Amtsberichtes, wozu und warxnn es zu diesen, von mir später zu bringen
den Erhöhungsantrag kommt. Ich wollte nur der reinen Änderung der Kanalbenützungs—
gebühr richtiger gesagt kommt. Ich wollte nur der Höflichkeit halber vor einer
halben Stunde habe ich mir vorgenommen noch der Höflichkeit der Presse gegen
über, weil man ja nicht voraussetzen darf, daß die Presse all die Einzelheiten
kennt. Aber nach dem die Presse, sogar der Herr Kerbl jetzt, das Lokal verlassen
hat, kann ich auch Abstand nehmen von dieser reinen Höflichkeitsfloskel.

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Die Galerie ist fort mit einem Wort.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

Ich kann mich darauf beschränken, die nicht angenehme, aber doch mir zustehende als
Referent und Berichterstatter Aufgabe zu übernehmen, Ihnen den Antrag des Finanz-
und Rechtsausschusses an den Gemeinderat in Kenntnis zu bringen und ausnahmswei
se in Anbetracht der Wichtigkeit dieses Antrag, es sind nur sieben oder acht
Zeilen, Ihnen wörtlich zur Kenntnis zu bringen.

22) GemXIII-6878/78

Kanalbenützungsgebühr;
Änderung

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der Magistratsdirektion vom 24. 1. 1980 wird zu einer
Anhebung der Kanalbenützungsgebühr von derzeit S 6,— pro m3 auf S 9,— pro m3
ab 1. 3. 1980 zugestimmt.
§ 4 Abs. 2 der Kanalbenützungsgebührenordnung der Stadt Steyr hat nunmehr zu
lauten: " Die Höhe der Kanalbenützungsgebühr beträgt S 9,— für jeden Kubikmeter
verbrauchten Wassers, der auf dem angeschlossenen Grundstück entweder aus der
Städt. Wasserversorgung oder einer anderen Versorgungsanlage verbraucht Wird."

Ich darf den Herrn Bürgermeister bitten, die Debatte über diesen Antrag durch
führen zu wollen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke für diesen Bericht, als erste Wortmeldung habe ich hier den Herrn Gemeinde
rat Seidl, zweite Herr Gemeinderat Treml, und Herr Goneinderat Eichhübl hat
sich auch bereits vorgemerkt. Ich bitte Sie, das Wort zu nehmen.

GEMEINDERAT ERNST SEIDL:

Geschätztes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! Die Fraktion
der Österreichischen Volkspartei stimmt der beantragten Erhöhung der Kanalbe—
nützungsgebühr zu. Es ist zwar für uns als Minderheitsfraktion sehr schwer, die
ser Gebührenerhöhung zuzustimmen, noch dazu wenn es sich um eine eklatante
und selbst für das steuerträchtige Österreich bedeutsame Erhöhung von 50 %
handelt. Daß die ÖVP dieser Frage dennoch positiv gegenübersteht, hat daher auch
seine besonderen Gründe, die dafür sprechen. Bei den weiteren geplanten und zum

inzwischen beschlossenen Gebührenerhöhungen handelt es sich um solche,
die weitgehend in den Sozialbereich hineinreichen und gerade dort.schmerzhafte
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Auswirkungen zeitigen, nämlich ein Gebiet, wo eine Gemeinde aufgrund ihrer Sozial
funktion gerade besondere Aktivitäten setzen sollte wie im Sektor Sport und Ge
sundheit. Oder aber bei der Müllabfuhr, wo ein derart geringer Abgang zu decken
ist, den die Gemeinde mit einem Seitenblick auf andere'Ausgaben gerade im heuri
gen Jubiläumsjahr sicher decken könnte. Bei der Kanalbenützungsgebühr handelt es
sich um eine Abgabe, die wie keine, der heute zur Debatte stehenden und gestan
denen, in den gesamten Lebensablauf eingreift. Unsere Partei hat sich stets, und
zwar eindeutig zu den Grundsätzen des Umweltschutzes bekannt, der seinerseits un
abdingbare Voraussetzung für die Verbesserung der Lebensqualität in unserer Land
schaft ist. Umweltschutz und Lebensqualität sind aber Begriffe, die voneinander
einwandfrei funktionierende Abwasserbeseitigung einfach nicht zu trennen sind.
Bei Schaffung der Voraussetzungen für eine derart funktionierende Kanalisierung
geht es dabei um Beträge und Summen, die alle sonstigen Gemeindeausgaben weit in
den Schatten stellen. Denkt man z. B. an die Kläranlage, die mit etwa 80 Millionen
projektiert ist oder allein an die Tatsachen, daß der laufende Kanalbau in etwa
4  1/2 Millionen monatlich verschlingt. Es ist klar, daß hier großzügigere Unter
stützungen durch die öffentlichen Förderungsmaßnahmen notwendig sind. So vor allem
durch den Wasserwirtschaftsfonds. Hier haben wir uns überzeugt, daß in diesem Be
reich VorSchreibungen bestehen, die die Gemeinde praktisch zwingen, Benützungs
gebühren in einer vom Wasserwirtschaftsfonds festgesetzten Mindesthöhe einzuheben,
die derzeit S 9,— pro m3 beträgt, und der Fonds Kürzungen dieser Mittel vornimmt,
wenn seinen Intentionen nicht entsprochen wird. Es ist aber klar, daß wir uns
Kürzungen der Förderungsmittel nicht leisten können, da wir den begonnenen Ka
nalbau zügig vorantreiben müssen, um die im Stadtgebiet bestehenden Baustellen
möglichst bald beenden zu können. Solange die gesamte Stadtkanalisation ein
schließlich der Kläranlage nicht vollendet ist, kommt, ja der umweltschützende
Nutzeffekt nicht zu gute, da die Abwässer um so konzentrierter in den Vorfluter
Enns und Steyr abfließen. Die Kürzungen der Förderungsmittel würden daher erhöhte
Darlehensaufnahmen der Stadt zur Deckung der Finanzierungslücken und damit eine
umso höhere Verschuldung bewirken oder aber eine Verzögerung der Bauarbeiten so
gar bis zum Baustppp zur Folge haben. So wird und würde nun unter allen Ifoi-
ständen die ÖVP-Fraktion diesem Antrag ihre Zustimmung erteilen. Allerdings nicht

einer Mahnung an die Rathausmehrheit, die keineswegs verschwiegen werden darf,
will man das Problem objektiv beleuchten. Bereits am 8. Jänner 1979 hat die Stadt
angesucht, ihr für gewisse Kanalbauteile Förderungsmittel durch den Wasserwirt
schaftsfonds zu gewähren. In der Zusicherung vom 23. März 1979 hat der Fonds der
Stadt mitgeteilt, daß er 15 Millionen zur Verfügung stellt, wobei die Stadt ver
pflichtet wurde, den Nachweis der Vorschreibung einer Benützungsgebühr nach den
Richtlinien des Fonds, demnach S 9,— pro m3 zu erbringen. Spätestens zu diesem
Zeitpunkt war dem Magistrat die fällige Gebührenerhöhung klar. Geschehen ist aber
nichts. Auch keine Information erfolgte. Am 31. Mai 1979 im Stadtsenat und am
7. Juni 1979 im Gemeinderat wurde der Aufnahme dieses Darlehens sogar zugestimmt
und der Magistrat ermächtigt, die erforderlichen Schritte zur Realisierung vor
zunehmen. Kein Wort fiel über eine Gebührenerhöhung. In der Sitzung des Finanz-
und Rechtsausschusses am 31. Jänner d. J. wurde uns erstmals mitgeteilt, daß die
Stadt dem Fonds gegenüber eine Verpflichtungserklärung abgab, was einer Gebühren
erhöhung gleichkam. Ob darüber die Mehrheitsfraktion informiert war, weiß ich
nicht, ich nehme es an. Unsere Fraktion jedenfalls nicht. Den Grund für diese
Vorgangsweise sehe ich aus der Sicht der Mehrheitsfraktion ein, das Wahljahr 1979
eignete sich eben nicht für Gebührenerhöhungen. Und zu gern überließ man Gebüh-
renerhöhungen dem neuen Gemeinderat. Es wird immer wieder der Slogan von der,Ehr
lichkeit in der Politik gebraucht . Und auch eben so oft mißbraucht. Wir empfin
den die hier praktizierte Vorgangsweise, uns und der Bevölkerung von Steyr gegen
über als nicht aufrichtig. Ist eine Gebührenerhöhung notwendig, so gehört sie aus
gesprochen, sobald man sie erkennt und nicht erst, sobald man sie für zweckmäßig
hält. Eine Verantwortungsbe^jußte Politik darf solche schwerwiegenden Fakten auch
nicht in der Vorwahlzeit verschweigen. Auch Diskussionen über reine Sachfragen
sollen frei von politischen Emotionen jederzeit möglich sein. Unsere Fraktion
bekennt sich zur Zusammenarbeit und wir haben uns Notwendigkeiten gegenüber nicht
verschlossen gezeigt. Wir nehmen daher für uns in Anspruch über Dinge, die wir
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zur Mitentscheidung berufen sind, das nächste Mal rechtzeitig informiert zu
werden. Ich danke schön.

BÜRGERMEISTER FRANZ TOISS:

Danke für den Beitrag und die Erklärung. Als nächster Redner ist gemeldet Herr
Gemeinderat Treml. Anschließend Herr Gemeinderat Eichhübl.

GEMEINDERAT OTTO TREML:

Wertes Präsidium, meine Damen und Herren des Gemeinderates! Es wird zwar immer
wieder und jetzt in den letzten Tagen verstärkt von der Stärkung oder Verstär
kung der Gemeindeautonomie gesprochen. Jedoch wird z. B. in Oberösterreich in
der Praxis eine Aushöhlung der Gemeindekompetenzen durch das Land betrieben.
Ich muß ein bißchen grundsätzlich auch diese Fragen in Erinnerung rufen, denn
seit etwa 20 Jahren wird die Autonomie der Gemeinden durch die sogenannten Ta
rif empfehlungen, auf die man sich auch ausreden kann, der ÖVP und der SPÖ in
der Landesregierung zielstrebig zerstört. Durch die Tarifempfehlungen, also
durch die sogenannten Tarifempfehlungen der Landesregierung werden den Gemeinden
in erpresserischer Weise unter anderem die Mindestgehühr, derzeit pro m3 Wasser
werden ja S 5,—, wir stehen erst bei S 4,50, wir haben ja das noch 1. Jahr vor
den Wahlen auf 2 Etappen ja ganz schön angehoben. Das wird wahrscheinlich das
nächste werden, weil da könnte man ja wiederum sagen, die Empfehlung vom Land,
wir müssen, weil sonst bekommen wir die Förderungsmittel nicht, und die Kanal
benützungsgebühr auf S 9,— vorgeschrieben. Alleine dieser Eingriff in die Ta—
rifhöheit der Gemeinde ist meiner Meinung nach eine sehr entscheidende Be
schneidung der Gemeindeautonomie. Weigert sich eine Gemeinde, so wird das ja
auch im Amtsbericht klargestellt, die Tarife im Sinne der Landesempfehlung zu
erhöhen, hat sie ihr Recht auf Landeszuschüsse verwirkt. Dagegen, meine Damen
und Herren, muß man ankämpfen und nicht den leichteren Weg gehen, und die brei
te Bevölkerung mit dieser Gebühr zu belasten, wie dies mit der beantragten 50%igen
Kanalbenützungsgebührenerhöhung deutlich zum Ausdruck kommt. Allein im Jahre
1980 wird die Steyrer Bevölkerung um ca. 7 Millionen mehr Kanalgebühr zahlen.
Die Einnahmen werden auf 20 Millionen ansteigen und der Herr Finanzminister
kassiert für diese 20 Millionen aufgrund,daß auch Kommunaltarife mit der Mehr
wertsteuer belastet werden, S 1,600.000,—. Meine Damen und Herren, ich arbeite
sehr gerne mit Beispielen, weil die kann man entweder entkräften oder es be
weist sehr viel. In einem alten Haus in der Gleinker Gasse, glauben Sie nicht,
daß die mehrere Bäder und zwei Klosett in ihrer Wohnung haben, wohnen fünf
Familien. Im Jahre 1979 hatten sie einen Wasserverbrauch von 1.412 m3 verbraucht.
Sie mußten dafür S 13.738,— zahlen. An MWSt S 1.090,—, also insgesamt
S  14.827,—. Fast 15.000,—, das können Sie selbst ausrechnen dividiert durch 5.
Nach der Erhöhung,, die .Sie heute beantragen von 50 % ,bei einem gleichbleibenden
Wasserverbrauch in diesem Haus bei den Bewohnern werden sie zahlen S 17.663,—
plus schon eine MWSt von S 1.410,— , zusammen über S 19.000,—, also genau
S  19.013,—. Das sind genau um S 4.245,— mehr als bisher. Diese exorbitante
Erhöhung, die ich damit besonders krass zum Ausdruck bringe, lehne ich natür
lich entschieden ab. Meine Damen und Herren, es war ja sehr einfach bis jetzt
auch für die Stadt oder für die Verwaltung, der GWG.Bis jetzt, na ja es ist ja
auch der Termin so gewählt, daß nicht unmittelbar die Betroffenen diese Mittel
sehen, die sie ausgeben, weil das ist ja in der Miete drinnen und die GWG und
jede andere gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft hat ja bisher aufgrund des alten
Gesetzes, ich möchte bezeichnen, von wo das herstammt, kein Recht gehabt, Ein
sicht zu nehmen, mit Ausnahme der Stadt Steyr, das ist eine Sonderregelung, die
wir erreicht haben unter Fellinger. Ja, aber offiziell nach dem Gesetz hat es
dieses Recht bis Ende 1979 nicht gegeben. Mit Inkrafttreten des Gemeinnützig
keitsgesetzes ab 1. Jänner ist auch Stadt sowie jede andere gemeinnützige Woh
nungsgenossenschaft verpflichtet, Rechnung zu legen. Also jeden Mieter das hin-
zublatteln. Und meine Damen und Herren und da werden Sie auch noch Rede und Ant

wort stehen müssen dann bei den Mietern und eigenen Genossen und Funktionären.
Die Abrechnung sieht nämlich dann eindeutig so aus, wie von einem privaten Haus
besitz, wo deutlich ersichtig ist, um wieviel diese Wassergebühren erhöht werden.
Man sieht aber auch, um wieviel die Müllabfuhr erhöht wurde bzw. um wieviel die
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Mehrheit dieses Hauses die Müllabfuhr erhöht hat. Nämlich in den innerhalb
letzten 2 Jahren mit dieser bescheidenen, so schaut es ja aus, es ist die
niedrigste mit 13 %. Aber es sind ja auch 40 %, die innerhalb von 3 Jahren
mehr verlangt werden für die Müllabfuhr.Und bitte nicht sagen, diejenigen, die
die Arbeit haben damit, verursachen das, daß sie so höhe Gehälter bekommen von
der Stadt Steyr, daß es notwendig ist, innerhalt von 2 Jahren um 40 % erhöhen.
Und der Diesel ist erhöht worden, aber macht auch das nicht aus, sondern man
geht auch vom falschen Prinzip aus, und das habe ich auch gesehen bei der Be
antwortung von einem Referenten jetzt, der hat gesagt, na ja, wir haben ja ein
Statut beschlossen und da steht drinnen, meine Damen und Herren von der Mehr
heit, mit dem möchte ich abschließen. Wenn man diesen Beschluß so auslegt, dann
müssen Sie Ihr eigenes Parteiprogramm in die Enns schmeißen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Da kann ich nicht danke sagen, aber immerhin. Als nächster Redner hat sich
Herr Gemeinderat Eichhübl gemeldet.
D^rf ich nocheinmal fragen, ob eine weitere Wortmeldung gewünscht wird.

GEMEINDERAT ROMAN EICHHÜBL:

Geschätztes Präsiditan, meine Damen und Herren des Gemeinderates!
Ja, nun darf ich zu den Kanalbenützungsgebühcen Stellung nehmen, nämlich nach
dem ich vorher nach einem Satz unterbrochen wurde. Kollege Treml durfte zwar
auch einen Sat_ sagen und ist nicht unterbrochen worden, aber das wird sicher
lich seine Gründe haben. Wahrscheinlich hat der Herr Bürgermeister meine Aus
führungen aufmerksamer verfolgt als die des Kollegen Treml. Für
die Anhebung der Kanalbenützungsgebühren haben Sie unser ja. Denn erstens wurde
am 17. 12. 1979 vom Parlament einstimmig die Novelle zum Wasserbauförderungs—
gesetz zu dm Zweck verabschiedet, um die großen Probleme der Abwasserbeseitigung
und die damit verbundenen Probleme des Umweltschutzes in Zusammenwirken mit den
Gemeinden besser in den Griff zu bekommen. Ein Vorhaben, das also durchaus un—
terstützungswürdig ist. Versäumnisse der Vergangenheit müssen eben einmal sa
niert werden und kosten Geld. D. h., die Gemeinden brauchen mehr Förderungsmittel
vom Bund, m die Voraussetzungen für den so notwendigen Kanalbau zu schaffen.
Das dient ja einerseits schließlich der Bevölkerung andererseits der Hygiene
und dem Umweltschutz und auch wieder der Wassergewinnung. Eine, die durch den
Bund vorgeschriebene Maßnahme ist es, und das wurde auch von meinem Vorredner,
Kollege' Seidl hat bereits erwähnt, daß die Gemeinden angehalten, ja sogar ge
zwungen werden, selbst für einen Gutteil der notwenigen finanziellen Mittel
aufzukonmen und daher schreibt man diesen Gemeinden zwingend vor, hier einen
Preis von S 9, pro m3 für die Kanalbenützung einzuheben. Tut sie aber das
nicht, dann werden Förderungsmaßnahmen einfach schubladiert, nicht behandelt
und die für bisher gewährten Darlehen aus dem Wasserwirtschaftsfonds müssen
vorzeitige Rückzahlungen getätigt werden. Das heißt, eine Gemeinde müßte den
Weg des teuren und privaten Kapitalmarktes gehen, um die Kanalprojekte realisieren
zu können. Dieser Zwang hat einerseits etwas Positives an sieh, aber auch andrer-

etwas Negatives. Negativ sind sicherlich die finanziellen Belastungen
für die Gemeinden. Aber Probleme des Umweltschutzes sind ohne Kosten nicht zu
bewältigen und Steyr ist ja diesbezüglich ohnehin in Verzug. Linz hat z. B. sein
Kanalbauprogramm vor gut als 30 Jahren abgeschlossen und errichtete derzeit in
Asten eine gewaltige Zentralkläranlage. Das Positive dabei ist, daß die Gemeinden,
die mit dm Kanalbau im Rückstand sind, dazu gehört auch Steyr, gezwungen werden,
endlich die Abwasserbeseitigung so zu gestalten, daß die Umwelt, die Entsorgung
und Versorgung mit Wasser zwitgemäß gestaltet wird. Und dies ist ja schließlich
kommunale Aufgabe und dient der Bevölkerung. Danke.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Eine Weitere Wortmeldung ist nicht zu verzeichnen, dann darf ich den Vor
sitz kurzfristig abgeben. Ich möchte doch auch ein paar Erklärungen dazu meiner
seits äußern.
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VIZEBÜRGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ;

Ich übernehme den Vorsitz und erteile dem Herrn Bürgermeister als Debatten
redner das Wort.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Meine Damen und Herren, wenn ich mich hier zu diesem Punkt melde, dann deswegen,
weil der Finanzreferent, der mit der Frage dieses ganzen Kanlabaues auch einiger
maßen vertraut ist;aus seiner Mitwirkung im Reinhaltungsverband, erkrankt ist
und ich erlaube mir daher einige ergänzende Bemerkungen zu den Beiträgen zu ma
chen. Zunächst einmal kann ich Herrn Caneinderat Eichhübl beruhigen, mir ist
der Herr Cemeinderat Treml genauso wichtig wie Sie. Es soll hier keine Bewer
tung in der Beurteilung eintreten. Das hängt meistens auch mit den Kenntnissen
zusammen, die wir im Cemeinderat aufgrund der Antragstellungen und Beschlußfas
sungen in der Vergangenheit in irgendeiner Form erfolgt.
Nun, warum spreche ich hier. Meine Damen und Herren, der Kanalbau ist eine ganz
wesentliche Voraussetzung unserer landweiten, ich möchte sagen weltweiten Be
mühungen allgemein, die Umwelt von allen negativen Einflüssen zu befreien und
zu entlasten und der Menschheit überall eine Garantie zu gewähren, daß sie das,
was sie auf der Erde beziehen, nämlich das unersetzbare Wasser, das Trinkwasser
in bester Qualität zur Verfügung-bekommen. Das geht eben nur, wie wir wissen,
wenn entsprechende Abwasserbeseitigungsanlagen errichtet werden, die leider
nicht billig sind und einen besonderen Nachteil aufweisen. Den Nachteil nämlich,
wenn sie erbaut sind, sind sie nicht mehr sehbar, weil sie in der Erde liegen
und dadurch nimmt das der Mensch nicht mehr wahr,daß hier Millionenbeträge in
der Erde verlegt wurden, die aber doch seiner Gesundheit und seinem allgemeinen
Wohlbefinden dienen, indem wir eben das gebrauchte Wasser ohne Sorge irgendwo
in ein Loch ableitenkönnai. Man hat damit keinerlei Beschwernisse mehr. Es ist
doch der tiefere Grund all der Bemühungen in der ganzen Welt, die Umwelt sauber
zu halten. Nun, in der Frage des Kanalbaues und dieser nunmehrigen Notwendigkeit,
die Kanalbenützungsgebühr zu erhöhen, steht ja doch eines im Raum. Es hat, ich
glaube es war 1966, ein Abkommen auf Landesebene gegeben, damals die Wasserge
bühr pro benutzten oder bezogenen Kubikmeter Wasser S 3,— und die des Abwassers
des gebrauchten aus S 6,— festzusetzen. Wer diese Mindestbeträge - ich sage
ausdrücklich Mindestbeträge - in den Gemeinden nicht eingeführt hat, bekam kei
nerlei Mittel zur Förderung seiner Abwasserbeseitigui^s-oder Wasserversorgungs—
anlagen. Das ist eine Tatsache. Steyr gehörte zu jenen Gemeinden, die sehr spät
erst unter Einsatz mit viel Sauerstoff und Luft aus dem eigenen Körper beim
Reden nämlich erst bewerkstelligt hat, daß diese geforderten Mindestsätze tat
sächlich angewendet wurden. Das bedeutet, daß wir den Bezieher von Wasserjsprich
den Bürger, sprich der Bevölkerung im allgemeinen,über einige Jahre hinweg
durch unsere Entscheidungen erspart haben, die Gebühren zu bezahlen, die schon
gefordert wurden. Das hat sich fortgesetzt;im Jahre 1976 wurde ein gleichartiger
Beschluß gefaßt, daß die Wasserbezugsgebühr pro m3 auf S 5,— erhöht werden muß
und das Abwasser pro m3 auf S 9,—. Wir sind mit diesem Beschluß damals nicht
mitgegangen. Wir haben etwas anderes getan. Wir haben in sogenannter Zizerl-
entScheidung, wenn ich das volkstümlich ausdrücken darf, zunächst einmal eine
kleine Nachziehung beim Wasser gemacht. Wir haben beim Kanal vorläufig nichts
unternommen und sind nun gezwungen, das zu tun. Und warum gezwungen? Wir wissen
aus den Verhandlungen im RHV Steyr, wo wir ja immer seitens des Landes Oberöster—
reich, der Landesbaudirektion einen Fachmann zur Verfügung haben, wo wir auch in
Gesprächen mit dem Ministerium sind. Ich brauche Ihnen den Namen des Ministerial-
rates nicht zu nennen, mit dem wir hier ständig in Kontakt sind. Hier sind wir
dauernd angehalten worden in jeder Situation. Steyr muß endlich einmal die Min
destsätze ausschöpfen, sonst werden wir keine Darlehenszusagen mehr erhalten.
Und das sind immer wieder Hinweise gewesen. Wir haben das so gut es ging eben
wieder mit Zusicherungen gemacht. Wir werden den Gemeinderat mit dieser Frage
beschäftigen. Wir sehen ein, daß wir dann nicht mehr hinwegkommen. Es wurde uns
dezidiert erklärt und das war nicht nur ein Gerede sondern mehr oder weniger als
eine Drohung aufzufassen, wenn Steyr nicht bald jetzt diese Sätze, die als Min-



destsatz gelten, einführt, dann wird das eintreten, was dort eintritt, wo es zu
keiner Verbandsgründung kommt. Nämlich,daß wir wohl einreichen können um Förde
rungsmittel. Die Reihung erfolgt aber beim Land. Beim Land wird so gereiht, daß
die Verbandsgemeinschaften, die bereits ihre Sätze ausgeschöpft haben, vorran
gig hier in Reihung kommen. Die Gemeinden meist als Einzelorgan oder Einzelkör
perschaft dahinter und die, die nicht Willens sind, diese Sätze zu beschließen,
die werden hinten angereiht, das bedeutet, Förderungsmittel aus dem Wasserwirt
schaftsfonds am Nimmerleinstag zu erhalten. Meine Damen und Herren, wir sind
mitten in einem riesen Kanalbauprogramm drinnen, wir können dieses Programm nicht
abstoppen, wenn wir nicht überhaupt eine Absage an die Umwelt, an eine saubere
Umwelt, erteilen wollen. Wir haben ja nicht nur mit dem zu kämpfen, daß die Mit
tel uns nicht reichen. Wir haben mit den Schwierigkeiten beim Kanalbau zu kämpfen,
das wurde schon gesagt heute zum Entwicklungskonzept, mit dem Verkehr. Die Ver
kehrsstauung, die Verkehrsschwierigkeiten, das sind Dinge, die nicht finanziell
ins Gewicht fallen,uns aber auch öffentlich sehr treffen. Aber eines kann ich
zu Ihrer Beruhigung dennoch sagen, die Kanalbautätigkeit ist in Steyr aufgrund
der Zusanmenschließung von 9 Gemeinden im Reinhaltungsverband und hier konzen
triert sich ja natürlicherweise die Tätigkeit im Raimie der Stadt Steyr, denn
bevor hier nicht zuerst die Kanalsysteme stehen bzw. in der Erde liegen, können
die anderen nicht anschließen. Daher muß hier zuerst gebaut werden. Diese Kanal
bautätigkeit ist ein wesentlicher FaRtor der Beschäftigungspolitik in der Bau
wirtschaft. Schauen Sie, ich darf Ihnen hier auch, das war ein Hauptgrund, warum
ich mich zu Wort gemeldet habe. Ich habe eine sehr schSne Aufstellung hier über
die Kanalbauten in Steyr, Ich möchte Sie nicht langweilen. Allein in 5 Ifonaten
von August bis Dezember des vergangenen Jahres hat die Stadt gemeinsam mit dem
Reinhaltungsverband eine Summe von S 21,541.000,— verarbeitet. Meine Damen und
Herren, das sind Arbeitsplätze in nicht geringen Zahlen in jenen Zweig, wo es
dort und da doch Schwierigkeiten gibt. Wenn Sie das aufs Monat umlegen, so geben
wir immerhin 4,5 Millionen Schilling pro Monat für diese Zwecke aus. Ich glaube
also, daß die Begründung hier doch hinreichend sind. Man kann uns, und das nehme
ich auf mich, den Vorwurf machen, wir hätten jedesmal, wenn wir Wasserwirtschafts
gespräche geführt haben, nicht sagen dürfen, wir werden einmal den Gemeinderat
mit dieser Frage beschäftigen, dann hätten wir halt schon viel früher keine
60 Millionen bekommen für die Jahre 1976 bis 1980. Wir hätten nicht schon jetzt
einreichen können für die Jahre 1981 bis 1985 in der zweiten Etappe unseres Ka
nalbauprogramms 160 Millionen Schilling. Und wir haben auch für heuer noch
eine Nachreichung machen können, inwieweit dies schon entschieden ist, kann ich
heute noch nicht sagen. Aber es geht glaube ich, inn eine Mehrforderung unserer
seits von 60 auf 80 Millionen Schilling die Aufstockung. Schwierig ist nur eines.
Zunächst hat es geheißen, bald im Frühjahr wird der WWF die Sitzung abhalten,
der die Entscheidung über die Vergaben und Zuteilung trifft. Dieser Termin hat
sich in der zweiten Anfrage verschoben auf die Frühsommerzeit. Jetzt wissen wir
aufgrund der letzten Information, daß der WWF sich erst konstituieren muß, daß
aufgrund dieser Konstituierung die EntscheidungsSitzung erst in den Herbst ver
legt hat und daß erst im Herbst damit zu rechnen sein wird, daß diese Beträge,
die wir dringendst benötigen, unter IMständen, wo wir noch gar nicht sicher sind,
freigegeben werden. Jedenfalls erst gegeben werden können, wenn wir drinnen sind
in dem Paket der Freigaben. Sie sehen also, wenn wir heute Ihnen die Entscheidung
in dieser Form vorlegen, dann ist nicht die Absicht damit verquickt, die Bürger
ungebührlich zu belasten, sondern ist die Absicht verquickt, sie bisher schon,
die 3 Jahre schon davon entlastet zu haben, daß wir nicht schon damals die Ge
bühren entsprechend der Förderung des WWF in diesem Ausmaß Ihnen zum Vorschlag
bringen.mußten. Darf ich mir erlauben hier und ich stecke die Rüge des Herrn
Gemeinderat Eichhübl gerne ein, Ihnen noch etwas weiteres zu sagen, was uns
zwingt, auf dem Gebührensektor offene Karten zu legen. Heute haben Sie bereits
Befunde über einige Tarife. Wir kommen nicht mehr umhin, als dies zu tun, aus
/mehreren Gründen. Das erste ist, so wie wir uns 20 % Einbehaltungsreserve im Bud
get beschlossen haben, hat das Land Oberösterreich so ungefähr an die 30 % be
schlossen. Der Bund hat ebenfalls Maßnahmen gesetzt, um hier eine gewisse Be
grenzung auf der Budgetseite zu erreichen. Ja, wer glauben Sie, wird denn uns die
Möglichkeiten und Mittel zur Verfügung geben können, um das, was wir begonnen
haben, fortzusetzen. Um das zu tun, was noch vor uns liegt. Das was wir noch tun
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müssen, wenn wir nicht im eigenen Bereich dafür sorgen können. Auf .fremde Hilfe
sind wir heute,leider muß ich sagen,nicht mehr so gestützt als bisher durch diese
Maßnahmen der Rückhaltungsreserven. Und wir werden auf Dauer gesehen, haben wir
noch etwas, was Sie scheinbar noch gar nicht wissen, was ich Ihnen aber nicht
vorenthalten darf. Die Finanzlandesdirektion von OÖ. hat überraschend eine Über
prüfung der Stadt Steyr vorgenommen in einigen Bereichen, inwieweit hier für
Infrastrukturleistungen Umsatzsteuern bezahlt werden müssen. Sie sind bereits
soweit, daß Bescheide, VorSchreibungen vorliegen. Wir, wenn ich sage wir, meine
ich den Magistrat als Behörde zunächst einmal, hier den Städtebund angerufen und
es wird zweifelsohne zu einer Entscheidung auf Höchstgerichtsebene kommen müssen,
denn dabei geht es um Millionen Schilling, die die Stadt Steyr für folgende
Einrichtungen leisten müßte. Wir müssen im Bereich des Kulturwesens für sämt
liche Veranstaltungszweige Umsatzsteuer bezahlen. Alle sozialen Dienste inklusive
Essen auf Rädern wird mit Umsatzsteuer belegt. Die Sporteinrichtungen und Hallen
und Sportplätze etc. wird alles mit Umsatzsteuer belegt. Das Feuerwehrwesen, die
Bücherei, die Stadtgärtnerei, der Stadtsaal, um nur einige prägnante Hinweise zu
geben, das alles würde mit Steuern belegt und die erste Rate wurde bereits ge
fordert in der Größenordnung von 2,7 Millionen Schilling. Das ist aber noch nicht
alles. Sie werden daher verstehen, daß hier der Magistrat als Behörde zunächst
einmal diesen Instanzenweg beschritten hat und das hier Einspruch erhoben wer
den muß. Es wird das Höchstgericht vermutlich angerufen werden müssen, und von
dort eine Entscheidung zu treffen sein. Denn wenn daß Wirklichkeit bleibt oder
ist und bleibt, dann wird das einen Einfluß auf alle Städte, alle Gemeinden haben.
Die Folgen werden sein drei Möglichkeiten: Mehr Darlehensaufnahme, um überhaupt
noch eine Infrasturktur weiter ausbauen zu können oder höhere Gebühren einzu-
heben, denn diese Umsatzsteuer würde nämlich dann entfallen, wenn wir mehr als
50 % der Betriebskosten aus Einnahmen erreichen. Das bedeutet, wir würden ge
zwungen sein, diese Gebühren und Tarife zu erhöhen, um diese Grenze zu über
schreiten, erst dann xmrden wir befreit sein von dieser Umsatzsteuer. Das dritte
wäre natürlich überhaupt aufzuhören mit dem Ausbau der Infrastruktur, wenn wir
die Kosten dafür nicht mehr aufbringen könnten. Ich glaube, es wird niemand hier
unter Ihnen sein oder sich befinden, der diesen Weg unterstützen würde. Aber man
muß natürlich auch die Konsequenz in krasser Form aufzeigen, weil hier etwas
auf uns zukommt, daß wir auf Dauer nicht einfach so mir nichts dir nichts zur
Kenntnis nehmen können. Es ist

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT ERNST FUCHS:

Ist diese Vorschreibung rückwirkend?

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Ja natürlich, ja. Wir müssen natürlich jetzt und wissen noch gar nicht die End
auswirkung dieser Entscheidung, vielmehr dieser VorSchreibungen. Umso mehr ist
es wichtig, daß hier dieser, wenn ich sagen will, Prozeß, dieser Rechtsstreit,
dieser Auffassungsstreit über die Rechtsauslegung des Gesetzes, daß das hier
weiter getrieben wird bis auf die höchste Ebene der gerichtlichen Entscheidung,
denn das wird ja Österreich weit Wirkungen zeitigen. Meine Damen und Herren,
ich habe Sie hier jetzt, vielleicht kann mich der Herr Gemeinderat Eichhübl des
wegen rügen, weil ich auf ein anderes Thema gestiegen bin, aber ich habe es
nicht deswegen gemacht, um mich'hier wichtig aufzuspielen, sondern deswegen ge
tan, um Ihnen zu zeigen, daß in Vorstadien solch wichtige Vorgänge - ich bin
froh, daß die Presse nicht mehr da ist, denn da hätte ich mich in dieser Form
sehr vorsichtig ausdrücken müssen, der Herr Kerbl wird das im Amtsblatt nicht
so interpretieren - wir sind ja nicht interessiert in einem sogenannten schweben
den Verfahren, jetzt schon alles mögliche nach außen hin unternehmen. Aber Sie
haben ja letzten Endes Anspruch und Anrecht darauf, von solchen Dingen zu er
fahren. Nur muß man bitten, hier in dem Interesse der Sache, im Interesse einer
hoffentlich politiven Entwicklung in unserem Sinne die Dinge nicht nach außen
hin allzu stark zu dramatisieren. Aber es wäre für uns ein großes Unglück, wenn
wir das tun würden. Jetzt kommt eine zweite Sache. Bisher wurden durch die Steuer-



begünstigungen vom Bauspardarlehen bei der Firma Wüstenrot nur die Bundesländer
Wien und Salzburg belastet. Die haben natürlich jetzt groß aufgemuckt, das kann
man ruhig sagen, und nun ist die Entscheidung da , daß das auf ganz Österreich
aufgeteilt werden muß und es sind in Bäuschbeträgen jetzt die Länder und die
Goneinden belegt. Oberösterreich glaube ich, muß hier an die 250 Millionen Schil
ling in diesen Topf hineinzahlen, der dann den Ländern zufließt, die bisher allein
diese Steuerbegünstigungen durch ihre Finanzierungen getragen haben. Das bedeu
tet für Steyr aber, daß uns bereits mehr als 5 1/2 Millionen Schilling aus dem
Finanzausgleich vom Lande OberÖsterreich zurückbehalten wurden, die wir nicht
mehr bekommen, weil sie in diesen Topf hineingeführt werden. Anderen G^aeinden
geht es genau so. Aber da habe ich jetzt schon 5 1/2 Millionen Schilling und
2,7 Millionen Schilling erwähnt. Rechnen Sie es zusammen, wenn also diese 2,7
sich noch erhöhen, meine Damen und Herren, dann entgehen uns allein aus diesen
beiden Titeln über 10 Millionen Schilling für unsere Aufgaben, die wir uns ge
setzt haben, zu erfüllen in dieser Periode und ich glaube, es wird niemand da
sein, der nicht gerne möchte, daß wir das nötige Geld zur Verfügung haben, um
das zu tun, was man von uns eigentlich erwartet.

VIZEB13RGERMEISTER HEINRICH SCHWARZ:
Ich danke dem Herrn Bürgermeister für diesen Diskussionsbeitrag. Ich darf ihm
den Vorsitz wieder übergeben.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Nach diesem Ausflug zum Rednerpult darf ich nunmehr zur - die Abstimmung
ist noch nicht erfolgt, den Referenten noch bitten, dazu seine Stellung zu
nehmen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:
So, meine sehr verehrten Damen und Herren. In Anbetracht der fortgeschrittenen
^®kt, in Anbetracht dessen, daß ich Ihnen noch ein weiteres Paket zur Kenntnis
zu bringen habe und außerdem noch ein paar Worte zu den Ausführungen speziell
des Kollegen Treml. Wir kennen ihn ja schon sehr viele Jahre. Er macht es sich
ja leider Gottes immer wieder zu leicht, in der Form nur zwei Dinge schnell
hineingesagt, er schimpft gegen das Land, das Land sei schuld, es sei eine reine
Bundessache, zuständig ist der Bund, er schimpft gegen die Erhöhung der Kanal—
benützungsgebühren, zeigt aber in keinem Wort auf, was passieren würde, wenn
wir verzichten müssen auf einen Teil dieser Mittel aus diesem Fonds, er zeigt
nicht auf, wie die Kanalbauten dann fortgeführt

ZWISCHENRUF OTTO TREML:

Anführen und ändern das Gesetz.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

Ja, das können wir da nicht im Gemeinderat. Und da gilt ja die Größenordnung,
ich habe mir es auch aufgeschrieben gehabt, der Bürgermeister hat das schon
gesagt, also immerhin 4,5 Millionen pro Monat derzeit in Steyr verbaut werden
und das wird Dich auch interessieren, für den Fall,daß Du das bitte nicht weißt,
daß auch 106 Bauarbeiter am Kanalbau ständig in Steyr beschäftigt sind. Und
dadurch wahrscheinlich, also durch solche Vorschläge,.wie Du sie bringst oder
nicht bringst, unter Umständen die Arbeitsplätze gefährdet werden. Noch
eine Ergänzung bitte, ich bin ja so ca. seit einer Stunde durch genaues Akten
studium dieses dicken Aktes in der Lage, sogar dem Kollegen Seidl noch nicht
zu berichtigen, sondern nur er hat mit Recht die Mehrheitsfraktion gerügt, da
sie schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt gewußt hat, daß es zu dieser Erhöhung
dieser Benützungsgebühr kommen wird. Er hat also das Datum 23. Mai genannt. Das
ist völlig richtig. Aber durch genaues Studium des Aktes bin ich sogar in der
age, Ihnen nachzuweisen, daß Sie es schon gewußt haben müssen am 19. 1 1. 1978,

also weit über 1 Jahr vom heutigen Zeitpunkt an gerechnet hinaus, ist das schon
im Amt bekannt gewesen, denn im Akt ist es jederzeit ablesbar, befindet sich ein
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Aktenvermerk der Magistratsdirektion, ergangen an die Abteilung III und an die
Baurechtsabteilung, wo wörtlich dieses Schreiben beginnt, die Magistratsdirek
tion plant eine Änderung der Kanalbenützungsgebührenordnung. Also weit über den
Zeitpunkt hinaus. So, meine Damen und Herren, bitte, ich habe schon gesagt, in
Anbetracht der fortges rittenen Zeit darf ich jetzt den Herrn Bürgermeister
bitten, die Abstimmung vorzunehmen und dann im Anschluß meine anderen Anträge
zur Kenntnis bringen zu dürfen.

BÜRGERMEISTER FRANZ I^EISS:
Danke für das Schlußwort. Wir kommen zur Abstimmung. In Anbetracht der Bedeutung
dieser Entscheidung bitte ich jene Damen und Herren, die mit dem Antrag ein
verstanden sind, die Hand zu erheben. Danke. Gegenprobe. 1 Gegenstimme. Damit
ist der Antrag angenommen. Bitte der nächste.
Für den Antrag: 23 Stimmen SPÖ

9 Stimmen ÖVP

2 Stimmen FPÖ

Gegen den Antrag: 1 Stimme KPÖ

STADTRAT MANFRED WALLNER:

Gestatten Sie mir, daß ich die übrigen Anträge wieder in Kurzform vortrage.

23) Bau 3 - 2488/74

Schönauerbrücke - Ausbau des

rechten Brückenkopfes; Schluß-
bericht

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 3. 12. 1979 wird die Schlußabrechnung
des Vorhabens "Ausbau des rechten Brückenkopfes des Schönauerbrücke" genehmi
gend zur Kenntnis genommen.
Bisher durch entsprechende Beschlüsse bewilligte Mittel: S 11,054.283,55

Ergebnis der Schlußabrechnung: S 10,904.986,09
Die aus dem angeschlossenen Bericht des Kontrollamtes vom 17. 12. 1979 erfolgten
Über- bzw. Unterschreitungen der genehmigten Mittel werden hiemit nachträglich
genehmigt.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Danke. Meine Damen und Herren, ist jemand gegen den Antrag? Niemand. Eine Ent
haltung auch nicht. Somit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Gemeinderat Zagler und Gemeinderat Enöckl verlassen um 18.50 Uhr die Sitzung.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

24) Bau 5 - 4160/77
Altes Stadttheater; Mittelfreigabe 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen:
Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 20. 12. 1979 wird für den Umbau des
Alten Stadttheaters der hiefür vorgesehene Betrag von

S 3,000.000,— (Schilling dreimillionen)
bei VSt 5/3630/0100, Rechnungsjahr 1980, freigegeben.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Haben Sie Einwände, Wortmeldungen. Herr Gemeinderat Enöckl verabschiedet sich.
Das wird dem Protokoll einverleibt. Auch Herr Gemeinderat Zagler hat mir vorher
schon gesagt, daß er leider zu einer dringenden anderen Veranstaltung muß. Auch
seine Abwesenheit wird dm Protokoll vermerkt werden.
Sie haben den Bericht gehört. Gibt es zum Antrag eine Wortmeldung. Nicht der
Fall. Wir stimmen ab. Gibt es eine Gegenstimme. Nein. Eine Enthaltung-auch nicht.
Der Antrag ist angenommen.
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STADTRAT MANFRED WALLNER:

25) Bau 5 - 55h9ni
Herstellung eines Fußweges
um das Schloß Lamberg

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund der Amtsberichte der MA III vom 18.10.1979 und 9.1.1980 wird der Auf
trag zur Herstellung eines Fußweges um das Schloß Lamberg der Firma Beer & Jani-
schofsky, Steyr, zum Preise von S 830.593,— übertragen.
Zum genannten Zweck wird der Betrag von

S 709.200,— (Schilling siebenhundertneuntausendzweihundert)
bei VSt 5/3630/7700 freigegeben und eine Kreditüberschreitung bei derselben
Voranschlagsstelle im Ausmaß von

S  140.800,— (Schilling einhundertvierzigtausendachthundert)
bewilligt. Die Deckung für die Kreditüberschreitung ist durch Aufnahme von
Darlehen zu finden.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Auch dieser Antrag steht zur Diskussion bereit. Wünscht jemand zu sprechen. Das
ist nicht so. Eine Gegenstimme? Keine. Enthaltung auch nicht. Der Antrag ist
beschlossen. Bitte der nächste.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

26) Bau 3 - 1326/79
Schloß Lamberg; Sanierung des
Schloßhofes; Ergänzung des GR.-
Beschlusses vom 7.6. 1979.

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Mit Gemeinderatsbeschluß vom 7.6.1979 wurde die Firma Nissl, Wels, mit der Sa
nierung des Schloßhofes des Schlosses Lamberg zum Preise von S 1,157.054,— be
auftragt .
Die Auftragssumme ermäßigte sich durch Beistellung von Pflastersteinen seitens
des Amtes der OÖ. Landesregierung auf S 742.084,—.
Aus den im Amtsbericht der MA III vom 16. 1. 1980 angeführten Gründen (Erhöhung
der Pflasterfläche) wird einer Auftragsüberschreitung auf die Gesamtsumme von

S 920.000, (Schilling neunhundertzwanzigtausend)
nachträglich zugestimmt. Der genannte Betrag wird als überplanmäßige Ausgabe bei
VSt 5/3630/7700, Rechnungsjahr 1979, bewilligt. Die Deckung hat durch Aufnahme
von Darlehen zu erfolgen.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zim sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke, Bitte, haben Sie zu dem zu diskutieren 7 Wünscht das niemand • Dann stimmen
wir ab. Ist jemand dagegen? Nein. Enthaltungen gibt es auch nicht. Der Antrag
ist einstimmig angenommen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

27) Bau 6 - 841/65
Kanalisation Gründbergsied-
lung; Mittelfreigabe 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 7. 1. 1980 wird im Rahmen des Grund
satzbeschlusses des Gemeinderates vom 10. 5. 1979, unter obiger Zahl, der Be
trag von

S 5,000.000,— (Schilling fünfmillionen)
bei VSt 5/8111/0501 freigegeben und eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von

S 2,593.000,— (Schilling zweimillionenfünfhundertdreiundneunzigtausend)
bei derselben Voranschlagsstelle bewilligt. Die Kreditüberschreitung ist durch
Aufnahme von Darlehen zu bedecken.
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Auch hier sehe ich, daß niemand sich meldet für eine Diskussion. Wir stimmen ab.
Gibt es eine Gegenstimme? Nein. Enthaltung auch nicht. Der Antrag ist einstimmig
beschlossen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

28) Bau 6 - 5707/76
Kanalisation Steyr-Stein,
2. Bauabschnitt; Mittel-
freigabe 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 7. 1. 1980 wird im Rahmen des Grundsatz
beschlusses des Gemeinderates vom 14.9.1979, unter oboger Zahl, der Betrag von

S 500.000,— (Schilling fünfhunderttausend)
bei VSt 5/8111/0507 freigegeben und eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von

S 805.000,— (Schilling achthundertfünftausend)
bei derselben Voranschlagsstelle bewilligt.
Die Kreditüberschreitung ist durch Aufnahme von Darlehen zu bedecken.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Danke. Wünscht jemand eine Diskussion? Das ist nicht der Fall. Wir stimmen ab.
Gibt es jemand, der dagegen stinmt? Nicht. Enthaltung gibt es auch nicht. Der
Antrag ist einstimmig angenommen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

29) Bau 4 - 5000/75
Neubau Zwischenbrücken;
Mittelfreigabe 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 21. 1. 1980 wird für das Vorhaben
Neubau Zwischenbrücken für das laufende Rechnungsjahr der im Haushaltsplan
vorgesehene Betrag von

S 8,000.000,— (Schilling achtmillionen)
bei VSt 5/6121/0026 freigegeben.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Haben Sie dazu Einwände, Wortmeldungen, Gegenstimmen? Keine Enthaltungen..
Der Antrag ist einstimmig angenommen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

30) Hallenbadanbau;
Endabrechnung

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 14.1.1980 wird für die Endabwicklung
des Hallenbades eine Kreditüberschreitung im Ausmaß von

S 670.000,— (Schilling sechshundertsiebzigtausend)
bei VSt 5/8330/0101 bewilligt.
Die Deckung hat durch Darlehensaufnahme zu erfolgen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Hat gegen die Zustimmung jemand etwas einzuwenden ? Beitrag wird keiner ge
wünscht. Ist jemand dagegen. Bitte die Hand zu heben. Nicht der Fall. Enthal
tung auch keine. Der Antrag ist einstimmig beschlossen.

STADTRAT MANFRED WALLNER:

31) Bau 5 - 7380/79
Bau 2 - 2319/79

Bausperre Nr. 2 - ausnahmsweise Baubewilligung mit Zu
stimmung des Gemeinderates für die Energiezentrale der
BMW-S tevr-Mo tor en-GesmbH.
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Der Gemeinderat wolle beschließen:

Dem Bauansuchen der BMW-Steyr-Motoren-GesmbH für die Errichtung eines Energie-
zentnoms auf Gfl. 127/1, EZ 7, Kat. Gem. Hinterberg, im Gültigkeitsbereich der
Bausperre Nr. 2 wird nach Maßgabe des vorstehenden Amtsberichtes gaaäß § 58 Abs.
3 OÖ. Bauordnung die ausnahmsweise Zustimmung erteilt.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Dazu eine Wortmeldung gewünscht? Ich stelle fest, dem ist nicht so. Ist jemand
dagegen? Enthaltungen? Beides ist nicht der Fall. Auch dieser Antrag ist ein
stimmig angenommen. Ich danke dem Berichterstatter und Ihnen für die Abstimmung.
Wir kommen zum nächsten, Stadtrat Wippersberger.

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Meine Damen und Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der erste der vier
Anträge, die ich Ihnen zur Beschlußfassung vorzulegen habe, beschäftigt sich
mit der Neufestsetzung der Müllabfuhrgebühr mit Wirksamkeit 1. Juli 1980. Die
letzte diesbezügliche Regelung liegt nunmehr zwei Jahre zurück. Sie trat mit
1. Juli 1978 in Kraft. Natürlich ist jede Gebührenerhöhung, und das ist ja
eine Gebührenerhöhung, auch wenn sie noch so berechtigt und auch finanziell
für die Betroffenen keine allzu große Belastung darstellt, wenig populär. Als
verantwortungsvoller Gemeinderat hat man jedoch nicht nur über angenehme Dinge
zu entscheiden. Es gilt, wenn es notwendig ist, auch unpopuläre Maßnahmen zu
beschließen. Die Notwendigkeit der Anhebung der Müllabfuhrgebühr ergibt sich
aus der Tatsache, daß wir bereits im Vorjahr den Abgang von rund S 360.000,—
feststellen mixßten. Und daß in Folge neuerlicher Kostenerhöhungen in diesem
Jahr wir mit einem Abgang von mehr als S 600.000,— rechnen müssen. Kollege
Eichhübl hat sicherlich nicht recht, wenn er behauptet, daß wir in diesem kom
menden Jahr, wenn wir die Erhöhung beschließen, dann kein Defizit mehr haben
werden, sondern im Gegenteil einen Überschuß.
Das stimmt nicht. Wir würden kein Defizit haben werden, sondern im Gegenteil einen
Überschuß. Das stimmt nämlich nicht. Wir würden kein Defizit haben, wenn diese
Gebührenerhöhung mit 1. Jänner in Kraft treten würde. Das ist ja nicht der Fall.
Es soll ja erst ab I. Juli 1980 sein. Auf alle Fälle sind S 600.000,— ja doch
allerhand Geld. Besonders wenn man die derzeitige finanzielle Lage unserer Stadt
betrachtet. Der Herr Bürgermeister hat ja vorerst auch dazu gesprochen. Unsere
Stadt hat Aufgaben im Sozialbereich, die viel Geld kosten und die ohnedies nie
kostendeckend bestritten werden können. Denken Sie nur an das Altersheim, an
die Kindergärten, an die Bäder, an die Kunsteisbahn und vieles anderes mehr. Die
Müllabfuhr, das ist meine Meinung, ist aber keine Aufgabe des Sozialbereiches.
Sie müßte wenigstens annähernd kostendeckend geführt werden und mehr ist aus dem
A.ntrag auch nicht zu ersehen. Denn wie schon erwähnt, um vollkostendeckend zu
sein, müßten die Gebühren, die Gebühren bereits mit 1. Jänner d. J. in Kraft
treten. Auch für 1981 müssen wir ja wieder mit einen Abgang in ähnlich großem
Umfang rechnen. Die Kostensteigerung bei der Müllabfuhr hat vor allen Dingen 3
Ursachen. Erstens, die Müllabfuhr ist ein sehr lohnintensiver Betriebszweig, das
werden Sie mir alle bestätigen müssen. Die gesteigerten Lohnkosten der letzten
beiden Jahre fallen daher besonders ins Gewicht. Zweitens, höhere Materialkosten.
Sie alle wissen von dem wesentlich erhöhten Dieselölpreisen. Dazu kommen noch er-
höhtere Reparaturkosten am Ersatzteilsektor. Und drittens, zusätzliche Service
leistungen. Bekanntlich vjurde in den letzten Jahren einige tausend Tonnen Müll
tonnenschränke aufgestellt und die Arbeiter des städt. Wirtschaftsnofes der
Müllabfuhr entnehmen nun diese Mülltonnen direkt aus den Mülltonnensehränken, um
sie zu entleeren. Von der Bevölkerung wird das sehr begrüßt. Aber es ist ein zu
sätzlicher Zeitaufwand, der natürlich Geld kostet. Die Tatsache, daß wir die
letzten Jahre laufend von den Blechtonnen weggehen, von den 90-1-Blechtonnen auf
110-1-Plastiktonnen umsteigen, wird auch von der Bevölkerung sehr begrüßt. Das
ist natürlich für die Plastiktonnen vielmehr nur ein Drittel des Gewichtes. Die
sind also wesentlich handlicher. Und auch um 20 1 mehr Rauminhalt. Das wird auch
von der Bevölkerung sehr begrüßt, weil ja, Sie wissen alle, immer mehr und mehr Müll
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anfällt. Und das was mehr anfällt an Müll kostet auch wieder Geld. Zusätzliche
Fahrten und erhöhte Kosten bei der Mülldeponie. Schließlich die Plastiktonnen,
sie haben sich gut bewährt. Wir haben derzeit 60 % der Mülltonnen in Plastik.
Nur mehr 40 % sind Blechtonnen. Aber diese Plastiktonnen, das muß man halt auch
sagen, sind doch etwas reparaturanfälliger. Besonders was den Deckel anbelangt.
Die Reparaturen müssen natürlich auch wieder beim Wirtschaftshof durchgeführt
werden. Das kostet auch Geld. Schließlich sei auch noch erwähnt, daß wir seit 3
Jahren nunmehr alljährlich eine kostenlose Sperrmüllabfuhr in Steyr durchführen.
Auch das kostet wieder zusätzlich Geld. Ebenso der verstärkte Einsatz von Groß
containern in den letzten beiden Jahren. Meine Damen und Herren, wenn Sie äll
das bei Ihren Überlegungen bedenken, dann kann es ja doch nicht allzu schwer
fallen, diesem Antrag auf Erhöhung der Müllabfuhrgebühren ah 1. Juli 1980 um
rund 13 %, was eine durchschnittliche Belastung zu Hause im Monat von rund S 3,35
ausmacht, beizutreten. Über die Notwendigkeit dieser Maßnahmen hoffe ich, Sie
ausreichend informiert zu haben.
Herr Gemeinderat Holub hat heute im Zusammenhang mit der Musikschule Sie an
Ihren Eid erinnert. Es wurde bei allen Überlegungen stets an die finanzielle Ge
barung unserer Stadt gedacht. Ich ersuche Sie, dies auch in diesen Fall zu tun.
Ich darf nun den Antrag zur Verlesung bringen.

32) GemVIII-471/80

Müllabfuhrgebühren; Regulierung
Der Gemeinderat wolle beschließen:
a) Die mit Gemeinderatsbeschluß vom 15.12.1977, Gem VIII-5753/77, mit Wirkung

vom 1. Juli 1978 letztmalig festgelegten Müllabfuhrgebühren werden mit Wir
kung vom 1. Juli 1980 neu festgesetzt.
§ 3 Abs. 1 der Müllabfuhrgebührenordnung 1977, Gem VIII-3783/76, hat demnach
zu lauten:

§ 3

Höhe und Berechnung der Gebühr
1) Die Gebühr beträgt vierteljährlich pro Müllbehälter

a) bei wöchentlich zweimaliger Entleerung S 236,—
b) bei wöchentlich eiimaliger Entleerung S 118,—
c) bei einmaliger Entleerung jede zweite Woche S 66,—

b) Eine Neufestlegung der Müllabfuhrgebühr im Bereich der Gemeinde St. Ulrich
entfällt, da im Ganeindebereich St. Ulrich die städtische Müllabfuhr nicht
mehr tätig wird. Die diesbezügliche Bestimmung des Gemeinderatsbeschlusses
vom 15.12.1977 ist hiermit gegenstandslos.

c) In den obigen Preisen ist die gesetzl. Umsatzsteuer enthalten.

Ich bitte, über diesen Antrag die Diskussion bzw. die Abstimmung durchführen zu
lassen.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:
Die Ruhe während des Vortrages des Herrn Stadtrates gibt mir die Hoffnung, daß
es zu einer ruhigen Abstimmung ebenfalls koinnt. Ich darf aber vorher fragen, ob
jemand zu diesem Thema sprechen will. Das ist nicht der Fall. Dann stimmen wir
ab. Wer ist gegen den gestellten Antrag? Die Fraktionen ÖVP, FPÖ und KPÖ ge
schlossen gegen den Antrag. Enthaltung würde hier auch Gegenstimme sein. Somit
ist der Antrag mit der Stimme der Mehrheitsfraktion beschlossen.
Für den Antrag: 21 Stimmen SPÖ
Gegen den Antrag: 9 Stimmen ÖVP

2 Stimmen FPÖ

1  Stimme KPÖ

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:
In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit darf ich bitten, die nächsten Anträge
in Kurzform vorzutragen. Der nächste Antrag ist ein Antrag des Stadtsenates und
beschäftigt sich mit dem Ausbau der Hubergutstraße.

- 66 -



33) Bau 3 - 1781/75
Ausbau der Hubergutstraße - Ulricher
Kreuzung; Kostenanteil der Stadt Steyr

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 19.12.1979 wird zur Leistung des
Kostenanteiles der Stadt Steyr an den Ausbaukosten der Hubergutstraße - Ulricher
Kreuzung eine überplanmäßige Ausgabe von

S 692.000,— (Schilling sechshundertzweiundneunzigtausend)
bei VSt 5/6120/0029, Rechnungsjahr 1979, bewilligt. Die Deckung hat durch einen
entsprechenden Kostenbeitrag des Landes OberÖsterreich zu erfolgen.
Wegen Dringlichkeit wird der Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes für die
Stadt Steyr zum sofortigen Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt.

Ich bitte um Annahme.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Sind Sie einverstanden mit dem Antrag, dann bitte ich vorher kundzutun, wer
gegen den Antrag ist? Enthaltung? Beides nicht. Somit ist der Antrag ein
stimmig geschlossen.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Der nächste Antrag ebenfalls vom Stadtsenat kommend, betrifft Fußgängerübergang
Märzenkeller; Mittelfreigabe 1980

34) Bau 3 - 4001/77
Fußgängerübergang Märzenkeller;
Mittelfreigabe 1980

Der Gemeinderat wolle beschließen:

Aufgrund des Amtsberichtes der MA III vom 21.1.1980 wird für das Vorhaben Fuß
gängerübergang Märzenkeller für das laufende Rechnungsjahr der Betrag von

S  1,524.700,— (Schilling einemillionfünfhundertvierundzwanzigtausend-
siebenhundert)

bei VSt 5/6121/0027 freigegeben.

Ich bitte tmi Annahme.

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS:

Auch dazu die Frage, ob jemand zu sprechen wünscht? Das ist nicht der Fall. Ab
stimmung. Wer ist gegen den Antrag? Niemand. Enthaltung? Auch niemand. Der An
trag ist einstimmig angenommen.

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER:

Der letzte Antrag schließlich vom Stadtsenat der Erneuerung bzw. Verbesserung der
Straßenbeleuchtung in der Gründbergsiedlung.

35) En - 768/79
Erneuerung bzw. Verbesserung der
Straßenbeleuchtung in der Gründ-
bergsiedlung; Ergänzung des GR.-
Beschlusses vom 10. 5. 1979

Der Geneinderat wolle beschließen:

Mit Gemeinderatsbeschluß vom 10.5.1979 wurde zur Erneuerung bzw. Verbesserung der
Straßerbeleuchtung in der Gründbergsiedlung ein Betrag von S 851.700,— für das
Rechnungsjahr 1979 freigegeben. Es konnten in diesem Jahr Arbeiten lediglich im
Werte von S 286.700,— ausgeführt und abgerechnet werden.
Zur Restabwicklung des Vorhabens wird für das laufende Rechnungsjahr 1980 der
Betrag von

S 500.000,— (Schilling fünfhunderttausend)
bei VSt 1/8160/0500 freigegeben und eine Dreditüberschreitung von

S  65.000,— (Schilling fünfundsechzigtausend)
bei derselben Voranschlagsstelle bewilligt. Die Deckung für die Kreditüber—
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schreitung ist aus Mehreinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln zu nehmen.

BÜRGERMEISTER KRANZ WEISS:

Zu diesem Antrag keine Wortmeldung wie ich sehe. Gegenstimmen niemand. Keine
Enthaltung. Der Antrag ist einstimmig beschlossen. Ich danke dem Referenten.
Auch allen, die sich an den Diskussionen beteiligt haben für ihr Interesse
unserer Arbeit. Ich darf Ihnen zur Kenntnis bringen, daß wir heute in unseren
Entscheidungen 41,838.000 ergeben haben. Damit wieder ein deutlicher Beweis,
daß wir ein nicht unerheblicher Faktor zu Betrieb der Wirtschaft in unserer
Stadt sind. Die Sitzung ist mit dieser Erklärung geschlossen. Ich danke Ihnen.

Ende der Sitzung: 19.10 Uhr

DER VORSITZENDE:

Bürgermeister Franz Weiss

DIE PROTOKOLLFÜHRER:

OAR. Walter Radmoser e.h.

VB Gerda Gugenberger e.h.

DIE PROTOKOLLPRÜFER:

Karl Holub e.h.

Wilhelm Kern e.h.
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